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Masterplan nachhaltiges Köln 

Ergebnisse des  
Dialogs Kölner Klimawandel (DKK) – ein grüner Masterplan für die Stadt

DKK ist ein Kooperationsprojekt von

Gefördert durch



Vorwort

Das 2000-jährige Köln als Stadt der Zukunft 

und als Stadt für alle denken – das war das 

über allen fachlichen Fragen stehende Ziel der 

Workshops und Veranstaltungen unseres Dia-

logs Kölner Klimawandel – ein grüner Master-

plan für die Stadt.

Wir freuen uns, Ihnen mit dem Masterplan   

nachhaltiges Köln die ersten Früchte dieses rund 

drei Jahre dauernden Dialogs zwischen Bürgern 

und der Stadtverwaltung vorstellen zu können.

Mit Hilfe unserer differenzierten Beteiligungs-

methoden erarbeiteten Bürger und Stadtver-

waltung gut durchdachte Ziele und Maßnah-

men, vor allem aber auch praktische Ideen für 

die nächsten 50 Jahre der Rheinmetropole Köln. 

Diese Vorschläge möchten wir Ihnen mit in die-

ser Publikation ans Herz legen.

Besonders bemerkenswert ist es, mit wieviel 

Freude und Engagement alle Beteiligten an 

den Debatten zur Zukunft Kölns als nachhalti-

ge Stadt teilgenommen haben. Dies zeigte sich 

in der großen Offenheit und Debattierfreude in 

unseren Veranstaltungen wie auch an den vielen 

Vorschlägen, die über unsere Ideenwettbewerbe 

aus der Bürgerschaft eingebracht wurden. Ein 

Lob das übrigens, entgegen landläufiger Vorur-

teile, sowohl den beteiligten Bürgern1 als auch 

den Fachleuten aus den Reihen der Stadtverwal-

tung gilt.

Die Freude am gemeinsamen Debattieren, Den-

ken und Arbeiten ist sicher ein wichtiger Grund 

für die radikale Frische und Lebendigkeit der 

Ideen, die im Dialog Kölner Klimawandel (DKK) 

im Laufe der letzten Jahre entstanden sind - und 

das,  obwohl nachhaltige Stadt2 kein wirklich ein-

faches Thema ist. 

Die Vielfalt und Komplexität der Ergebnisse ist 

dementsprechend hoch und nicht immer auf 

den ersten Blick zu überschauen, wie sollte es 

angesichts des Themas auch anders sein? Ihnen 

als Leser wird also ein Sich-Einfinden in die The-

matik nicht erspart bleiben. Diese Vielfalt ist aber 

auch ein Zeichen dafür, dass unser Vorhaben, 

langfristige und gleichzeitig praktische Stadt-

planung gemeinsam mit den Bürgern zu betrei-

ben, gelingen kann. Mit dem hier vorgelegten 

6

1 und 2 siehe Anhang



„grünen“ Masterplan für Köln wird ein erfolgrei-

ches Beispiel für das in den letzten Jahren in der 

Stadtplanung attraktiv gewordene Leitmotiv der 

Bürgerbeteiligung vorgelegt.

Das seit 2011 im DKK entstandene Kompendi-

um an Ideen umfasst viele für die Stadt neue und 

belebende Vorschläge – ob es nun der Gedanke 

ist, sich eine Selbstverpflichtung für die Entwick-

lungsschritte in den nächsten 50 Jahren zu ge-

ben oder die Stadt mit wenigen kräftigen Stri-

chen als fahrradfreundlichen Ort zu skizzieren.

Die bürgerbeteiligende Art der Entstehung 

zeigt sich auch im Aufbau und den Texten des 

hier vorgestellten Vorschlags für einen Master-

plan nachhaltiges Köln. Wie Sie sehen werden 

ist er ein „Masterplan der anderen Art“ - er unter-

scheidet er sich von Masterplänen, wie sie in der 

Stadtplanung sonst üblich sind. 

Die im ersten Teil präsentierten Ziele und Maß-

nahmen (ab Seite 31) stammen aus vier thema-

tischen Workshopreihen und wurden zum Ende 

des Verfahrens abgestimmt. Die praktischen Um-

setzungsvorschläge, die Leitprojekte des zwei-

ten Teils (ab Seite 59), stammen aus den öffent-

lichen Ideenwettbewerben und den Workshops 

des DKK. Sie sind stärker durch die Handschriften 

der ursprünglichen Ideengeber geprägt. Die auf-

fällige Vielfalt der Schreibstile ist in diesem Fall 

ein Ausdruck der Vielfalt der bürgerschaftlichen 

Beteiligung, den wir nicht nivellieren wollten.

Sehr schnell wurde übrigens auch deutlich, dass 

es unseren Teilnehmern nicht darauf ankam, wie 

Verfahren und Ergebnisse genannt werden. Ob 

das Ergebnis nun Masterplan, Roadmap, Werk-

stattergebnis oder Leitlinien heißt und inwiefern 

dies im Vergleich mit anderen Konzepten zu recht 

geschieht war eher irrelevant. Entscheidend für 

die Motivation war vielmehr, dass Stadtverwal-

tung und Bürger in einer offenen Atmosphäre an 

einem Tisch saßen und arbeiten konnten.

Köln von seinen durchaus vorhandenen zahl-

reichen Stärken aus zu betrachten, war der 

Ausgangspunkt. Bereits laufende und geplante 

Vorhaben mit neuen Ideen zusammenzubrin-

gen und (erstmals) aus einer integrierten Sicht 

gemeinsam zu betrachten war die Grundidee. 

Stadtgesellschaft und Bürger an einem Tisch 

arbeiten zu lassen war der partizipatorische An-
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spruch. Themenüberspannend für die nächsten 

Jahrzehnte Ziele und praktische Projekte vorzu-

schlagen, war die Arbeitsaufgabe. Eine Perspek-

tive für eine klimafreundlich-nachhaltige Stadt 

schaffen war die Leitmelodie... 

Diese Ansprüche wurden im DKK auf schöne 

Weise eingelöst und für sie existieren heute eine 

Menge hehrer Begrifflichkeiten - von urbaner 

Nachhaltigkeit, Green City, Smart City bis zur in-

tegrierten Stadtentwicklung (Hintergrundinfor-

mationen finden Sie ab S. 14). Sie spielten aber in 

den  DKK-Debatten keine Rolle und sollten, will 

man praktisch und effektiv sein, auch eher als 

Hintergrund und Fernziel und mit einem Augen-

zwinkern betrachtet werden. 

Denn ob blau, grün oder rot, ob smart, klima- 

freundlich oder nachhaltig – diese Stadt, das zei-

gen die DKK-Ergebnisse sehr deutlich, hat ein 

großes Potenzial, eine schöne und zukunftsfähi-

ge Stadt zu werden.

Mit einer derart aktiven und erfindungsreichen 

Bürgerschaft sollte man diese Zukunft jetzt ge-

stalten. Ein Ansporn dazu mag sein, dass bereits 

heute einige der DKK-Vorschläge zumindest in 

Teilen in Gang gesetzt wurden – etwa die Verbes-

serung des Radverkehrsnetzes oder das kommu-

nale Mobilitätsmanagement. Wir haben uns in 

diesem Dokument auf eine Auswahl an Ideen 

und Ergebnissen beschränkt. Viele weitere Ideen 

aus dem DKK und  eine Sammlung internationa-

ler Projekte mit Vorbildcharakter finden Sie auf 

unserer Internetseite www.koelner-klimawan-

del.de.

Wichtig ist es uns nicht zuletzt, den vielen Be-

teiligten zu danken, die sich als Teilnehmer, Ge-

sprächspartner, Kritiker, Vortragende, Experten, 

Besucher und Ratgeber in dem Projekt Dialog 

Kölner Klimawandel und der Entstehung des 

Masterplans nachhaltiges Köln engagiert haben. 

Wir freuen uns auf weitere Diskussionen mit Ih-

nen allen - denn ein solches Werk kann nur wirk-

sam sein, wenn es dynamisch bleibt. Ein „Grüner 

Masterplan“ ist ein Instrument, das fortgeschrie-

ben werden kann und muss.

Viel Spaß beim Lesen und Diskutieren 

wünschen Ihnen
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Urbane Nachhaltigkeit und Köln

„Nachhaltige Stadt“ oder präziser, die Ent-

wicklung und Sicherung „urbaner Nach-

haltigkeit“ als Zielsetzung für die Stadtentwick-

lung der Zukunft sind keine exotischen Begriffe 

mehr. Ausgehend von den Zielen der Charta von 

Leipzig hat sich seit 2007 „eine integrierte (an 

den Zielen der Nachhaltigkeit orientierte, bür-

gerorientierte und fachübergreifend konzipier-

te) Stadtentwicklungsplanung“ als allgemein 

akzeptierte Handlungsleitlinie für Kommunen 

durchgesetzt1. Zu den in der Leipziger Char-

ta formulierten Grundsätzen einer integrierten 

Stadtentwicklung (Bürgerbeteiligung in der 

Stadtplanung, gerechte Abwägung der Inter-

essen, bessere Koordinierung öffentlicher und 

privater Investitionen, Berücksichtigung lang-

fristiger Aspekte in der Stadtplanung) kommen 

weitere nationale und internationale Initiativen 

und Aktivitäten für eine nachhaltige Stadtent-

wicklung hinzu, an denen sich auch die Stadt 

Köln beteiligt.

So ist die Stadt Köln Teil der vom Rat für nach-

haltige Entwicklung der Bundesregierung un-

terstützten Initiative „Dialog nachhaltige Stadt“, 

in der „Eckpunkte für eine nachhaltige Entwick-

lung in Kommunen beschlossen“ (RNE 2010)2 

wurden3. Und auch mit Hilfe des althergebrach-

ten Instruments der Städtepartnerschaften wird 

der internationale Austausch zum Fernziel einer 

nachhaltigen Stadt in vielen Kommunen voran-

getrieben (Statz, Wohlfahrt 2010). Insbesondere 

Köln beteiligt sich im Rahmen der seit den 50er 

Jahren des letzten Jahrhunderts bestehenden 

Städtepartnerschaften mit Rotterdam und vier 

weiteren Städten an der Weiterentwicklung die-

ses Instruments zu einem Austausch- und Lern-

forum in Sachen Nachhaltigkeit5.
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Bereits 2007 wurde eine gemeinsame Nach-

haltigkeitscharta mit Rotterdam und in der Fol-

ge 2008 auch mit den anderen Mitgliedern der 

Ringpartnerschaft unterzeichnet. Eine Aktivie-

rung städtischer Nachhaltigkeitsideen erfolgt  

auf internationalem Niveau seit 2012 auch mit 

der Klima-Städte-Partnerschaft Kölns mit Rio de 

Janeiro und Corinto / El Realejo: Ausgehend vom 

Schwerpunkt Klimaschutz findet ein Informa-

tions- und Wissensaustausch zu vielen stadtent-

wicklerisch bedeutsamen Themen statt6.

Neue Anforderungen an  

Stadtentwicklungs-Konzepte

Parallel zu der Etablierung der Ideen urbaner 

Nachhaltigkeit sind in den letzten Jahren aber 

auch die Dynamik der städtischen Verände-

rungsprozesse (unter anderem durch demo-

graphische Prozesse, wirtschaftliche Verände-

rungen und verschärften Standortwettbewerb) 

und die Ansprüche an Bürgerbeteiligung in Pla-

nungsprozessen gewachsen. Daraus ergeben 

sich neue Anforderungen an die Formulierung 

von Stadtplanungsprozessen und strategischen 

Stadtentwicklungskonzepten: Das Auflegen ei-

nes Stadtentwicklungskonzepts ist nicht mehr 

durch ein zentralistisch organisiertes Planwerk 

zu bewerkstelligen, in dem Beteiligung allenfalls 

als formal zu erledigende Aufgabe eine Rolle 

spielt. Wenngleich die Konzepte aus der Hoch-

zeit der Stadtplanung noch heute wichtige An-

regungen und Strukturen liefern können (wie 

der gesamtstädtische Entwicklungsplan von 

1978 oder auch die Schumacherschen Konzepte 

und Strukturen für Kölner Grünsysteme) müssen 

derartige Entwürfe heute flexibler und partizipa-

tiver gestaltet werden, um nicht allzu schnell von 

neuen Entwicklungen überholt  zu sein.  

Ein solch dynamisches Konzept wird in der 

Beschreibung seiner Umsetzungsmaßnahmen 

notwendigerweise weniger detailliert und klein-

teilig sein können, um adaptierbar zu bleiben. 

Vielmehr sollte es einen robusten Rahmen bil-

den, der erst angesichts der aktuellen Situation 

konkretisiert werden kann. Beide Aufgaben, stra-

tegische Rahmensetzung wie auch Konkretisie-

rung im Fall der Umsetzung, müssen unter Betei-

15



ligung der Bürgerschaft erarbeitet werden. Um 

die Ziele für eine nachhaltige Stadt zu formulie-

ren, darf ein solches Stadtentwicklungskonzept 

aber auch nicht zu diffus bleiben. Es muss den 

Balanceakt bewerkstelligen, konkrete Ziele der 

urbanen Nachhaltigkeit zu benennen, deren 

Messbarkeit und Evaluation zu ermöglichen und 

gleichzeitig auf konkrete Planungssituationen 

praktisch anwendbar zu bleiben. Genau dies 

wurde in der ersten Arbeitsphase des Dialogs 

Kölner Klimawandel erarbeitet:  Zu zentralen 

Themengebieten wurden mit Hilfe einer abge-

stuften Bürgerbeteiligung Ansätze, Ziele und 

praktische Umsetzungsideen gesammelt und 

diskursiv entwickelt.

Anwendung auf den „Fall Köln“

A. Stärken als gute Ausgangsbasis

Köln verfügt mit seinen vielfältigen bürger-

schaftlichen und städtischen Aktivitäten zwei-

fellos über Stärken, die für die Entwicklung einer 

Green oder Smart City genutzt werden können 

und die Entwicklung eines kohärenten Stadtent-

wicklungskonzeptes möglich machen. Neben 

den bereits weiter oben genannten sind in pun-

cto urbane Nachhaltigkeit und Stadtentwick-

lungsplanung insbesondere der privat initiierte 

Masterplan Kölner Innenstadt und das integrier-

te Klimaschutzkonzept der Stadt Köln von Be-

deutung. 

Während letzteres vor allem den ökologischen 

Nachhaltigkeitsaspekt des Klimaschutzes in den 

Handlungsfeldern Energieversorgung, Bauwe-

sen und Verkehr thematisiert7, behandelt der 

Masterplan Kölner Innenstadt im wesentlichen-

die künftige Organisation des Stadtraumes8.

Dieser vom Rat der Stadt angenommene Mas-

terplan macht zumindest für die Innenstadt Vor-

schläge, die vor allem in den Handlungsfeldern 

bauliche Verdichtung, / Flächenverbrauch, Ver-

kehrsführung und Grünflächen wirksam sind. 

Ein größeres Planungswerk für die sehr umfang-

reichen Kölner Grünsysteme wird mit dem Vor-

haben „Impuls Grün“ vorgelegt, in dem unter 

anderem Erhalt, Ausbau und Erweiterung des 

stadtklimatisch wie sozial-kulturell wertvollen 
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äußeren Grüngürtels auch im rechtsrheinischen 

Köln vorgeschlagen werden9. Praktische Beispie-

le und Vorbildwirkung entfalten soll auch das 

vor kurzem begonnene Vorhaben Smart City in 

dem die Stadt Köln und die Rheinenergie AG 

am Beispiel der Neusserstraße im Kölner Norden 

eine Klimastraße mit praktischen Beispielen für 

Klimaschutz einrichten10. Als bislang einziger 

Versuch, Nachhaltigkeit in der Stadt Köln umfas-

send messbar zu machen, ist außerdem der Vor-

schlag einer Arbeitsgruppe der lokalen Agenda 

zu erwähnen, in dem für alle Nachhaltigkeitsdi-

mensionen (ökologisch, ökonomisch, sozial-kul-

turell) Messgrößen angeboten werden11.

B. Vernetzen als Aufgabe

Allerdings bleiben diese vielfältigen Ansätze 

seltsam unverbunden, sowohl untereinander 

als auch mit anderen konzeptionellen Projek-

ten wie dem Wohnungskonzept, der geplanten 

Mobilitätsstrategie und vielen Politikfeldern der 

Stadt. Köln bleibt bislang eine systematische He-

rangehensweise und Konzeptionalisierung von 

nachhaltiger Stadt schuldig. Dies ist nicht nur 

aus ökologischer Sicht ein Fehler. Auch wenn 

man die „ökonomische Brille“ aufsetzt, fällt die 

Stadt dadurch im Standortwettbewerb zurück. 

Im Vergleich zu anderen deutsche und euro-

päischen Städten ist ein vergleichsweise hoher 

Nachholbedarf festzustellen. München, Berlin, 

Tübingen, Hamburg, Wien, Barcelona, Kopenha-

gen und viele andere haben sich seit mehreren 

Jahren oder Jahrzehnten auf den Weg gemacht 

ihre Städte zukunftsfest zu machen, sie nachhal-

tig und klimafreundlich zu strukturieren. 

Projektprofil Dialog Kölner Klimawandel

Keine Stadt kann es sich heute noch leisten, sich 

nicht damit zu beschäftigen, welche Folgen der 

globale Klimawandel für ihre Entwicklung ha-

ben wird. Das ist inzwischen allgemein bekannt. 

Weniger bewusst ist uns hierzulande aber, dass 

diese Klimadebatte weltweit in eine noch größe-

re Diskussion darüber eingebettet ist, wie eine 

Stadt überhaupt „nachhaltig“ und für die folgen-

den Generationen zukunftsfähig werden kann – 
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wie sie also nicht nur ökologisch sondern auch 

ökonomisch und sozial gerecht gestaltet werden 

kann.

Die auf internationaler Ebene mit  „Green-City“ 

oder „Sustainable-City“ bezeichnete Debatte (im 

Englischen steht „Green“ auch für Nachhaltig-

keit) hat inzwischen alle großen Städte der Welt 

erreicht. Sie wird nicht nur für die Lebensqualität 

der Bürger zunehmend wichtig sondern ist auch 

zu einem ernst zu nehmenden Faktor im inter-

nationalen Standortwettbewerb der Metropolen 

geworden (einige interessante Beispiele zu den 

vielfältigen Aktivitäten sowie Praxisbeispiele aus 

dieser Debatte finden Sie auf unserer Internet-

seite).

Für Köln unternimmt DKK seit 2010 den Ver-

such, gemeinsam mit Stadtverwaltung und 

Stadtgesellschaft Perspektiven einer nachhalti-

gen Stadt und praktische Beispiele zu erarbeiten. 

Im Verlauf des langfristig angelegten Projektes 

wurden in Workshops, Veranstaltungen und Ide-

enwettbewerben Bürgerinnen und Bürger der 

Stadt eingeladen, ihre Vorstellungen und Ideen 

mit Vertretern der Stadtverwaltung weiterzuent-

wickeln über bereits bestehende Aktivitäten zu 

erfahren und diese zu kommentieren. Gearbeitet 

wurde auf diese Weise zu vier Themenbereichen: 

Bauen und Wohnen / Energie und Klima / Grün-

flächen und Freiraum  /  Verkehr und Mobilität. 

Zum Abschluss des Vorhabens entstand aus den 

Ergebnissen der vorliegende Entwurf „Master-

plan nachhaltiges Köln“ (früher auch „Grüner 

Masterplan Köln“) , um einen fundierten Impuls 

für die Stadtentwicklungsdebatte in Köln zu lie-

fern.
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Ziele des Dialogs

Die sieben Ziele des Dialogs Kölner Klimawandel 

sind:

I. Dialog

Darüber reden. DKK führt unterschiedliche In-

teressengruppen mit dem Ziel zusammen, den 

(dringend) notwendigen Dialog über ein „grü-

neres, nachhaltigeres, klimafreundlicheres“ Köln 

zu initiieren. Gelingt es auf unseren Veranstal-

tungen, einen längerfristigen Gesprächsprozess 

zwischen Stadtverwaltung und Gesellschaft her-

zustellen, werten wir dies bereits als Erfolg.

II. Gesamtschau auf  

Stärken und Schwächen Kölns

Mit den Prozessen des Dialogvorhabens Kölner 

Klimawandel soll eine systematische Gesamt-

schau auf die in der Stadt vorhandenen Aktivi-

täten, Vorstellungen, Konzepte und Leitlinien zu 

den grünen Aspekten ihrer künftigen Entwick-

lung begonnen werden.

III. Bedeutung  

nachhaltiger Stadtentwicklung vermitteln

Dem KATALYSE Institut und seinen Kooperations-

partnern vom Haus der Architektur und dem In-

stitut für angewandte Kreativität geht es darum, 

den Blick aller städtischen Akteure auf das The-

ma Nachhaltigkeit zu lenken und dabei Chancen 

und Risiken bezüglich der künftigen städtischen 

Entwicklung aufzuzeigen.

IV. Praktische Leitprojekte initiieren

Wichtig ist es zu zeigen, dass Nachhaltigkeit  

praktisch und „sexy“ sein kann. Dies bildet die 

Voraussetzung dafür, dass der abstrakte Begriff 

Nachhaltigkeit überhaupt Erfolg haben kann. Er-

arbeitet werden sollen in den Veranstaltungen 

daher nicht nur praxisnahe Leitplanken (Ziele) 

sondern vor allem konkrete Leitprojekte, die 

zum Nachahmen geeignet sind.
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V. Nachhaltigkeitswissen verfügbar machen

DKK wird im Laufe seiner Aktivitäten erfolgrei-

che kommunale Handlungsansätze und Pra-

xisprojekte zu den Themen Klimaschutz und 

Nachhaltigkeit als Best-Practice-Sammlung zu-

sammenstellen und über die Internetseite allen 

BürgerInnen verfügbar machen.

VI. „Grünen Masterplan“ vorschlagen

Aus den in unseren Veranstaltungen erarbei-

teten Zielen und Projektvorschlägen wird ein 

Memorandum für die Stadtgesellschaft, ihre in-

stitutionellen Träger und die Öffentlichkeit zu-

sammengestellt – als offen angelegtes Tableau 

der Handlungsfelder zum Klimaschutz, zur Ener-

gieeinsparung und Nachhaltigkeit.

VII. Bürger beteiligen

Auf den Veranstaltungen des DKK wird das Kon-

zept einer gestuften Bürgerbeteiligung umge-

setzt, das über die üblichen formalen Beteili-

gungsprozesse (Anhörung, Erörterungstermin, 

Bürgerversammlung etc.) hinausgeht. An den 

thematischen Workshops des DKK nehmen aus-

gewählte Vertreter der Stadtgesellschaft (aus 

Verbänden, Vereinen, Initiativen u.ä.) und Fach-

leute aus der Stadtverwaltung teil. Durch Teil-

nahme an den DKK-Ideenwettbewerben können 

alle BürgerInnen Kölns Ideen für den Klimaschutz 

und die städtische Nachhaltigkeit einbringen. 

Mit Hilfe einer die erste Phase abschließenden 

öffentlichen Präsentation der erreichten Ergeb-

nisse werden schließlich die Anregungen und 

Rückmeldungen aus der Bürgerschaft zur end-

gültigen Formulierung eines „Masterplans nach-

haltiges Köln“ eingeholt.

Verwandschaften mit  

anderen Stadtentwicklungsprojekten

Wie bereits erwähnt fanden und finden die 

Arbeiten des DKK nicht im luftleeren Raum 

statt. DKK hat in seinen Ansätzen und Zie-

len wie auch in seinen Ergebnissen vielfältige 

Beziehungen zu anderen Vorhaben in Köln. 
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Sie lassen sich vereinfachend auch als Bezie-

hungsgeflecht, als „Familie der Stadtentwick-

lungsvorhaben“, deuten (s. Abbildung S. 23).  

Zu diesen Vorhaben zählen Vorläufer und (mehr 

oder weniger) abgeschlossene ebenso wie aktu-

elle Vorhaben:

•	 Fritz Schumachers  

Stadtentwicklungsplan 1920-23

•	 Gesamtstädtisches  

Entwicklungskonzept 1978

•	 Leitbild Köln 2020

•	 Nachhaltigkeitsindikatoren  

der Kölner Agenda 21.

•	 Smart City Cologne

•	 Integriertes Klimaschutzkonzept Stadt Köln 

•	 Brachflächenmonitoring der Stadt 

•	 Masterplan Kölner Innenstadt

•	 Rechtsrheinisches Entwicklungskonzept

•	 Mühlheim 2020

•	 Grüngürtel Impuls Köln

•	 Stadtentwicklungskonzept Wohnen

•	 Verkehrs-/Mobilitätskonzept der Stadt  

(in Vorbereitung)

•	 Nachhaltigkeitscharta  

der Ring-Städtepartnerschaft

•	 Klima-Städte-Partnerschaft Köln – Rio de 

Janeiro

Diese laufenden städtischen und privaten Vorha-

ben wurden in die Arbeiten des Dialogs Kölner 

Klimawandel einbezogen. Zahlreiche Vertre-

terInnen aus diesen Vorhaben nahmen an den 

DKK-Veranstaltungen teil oder wurden zu Beiträ-

gen und Kommentierungen eingeladen. 

Betrachtet man die inhaltlichen Schwerpunk-

te der oben genannten stadtentwicklungsre-

levanten Vorhaben und ihre Integration in die 

DKK-Workshops, werden zwei Intentionen (Funk-

tionen) des DKK deutlich:

1.	 Der thematisch sehr umfassend gewählte 

Ansatz der urbanen Nachhaltigkeit ( „Grüner 

Masterplan“) bewirkt, dass DKK als Ort der 

Sammlung und Zusammenfassung dieser 

sektoral bzw. räumlich ausgerichteten Vor-

haben funktioniert. Urbane Nachhaltigkeit 

und der erklärte Wille einen Grünen vulgo 

Nachhaltigkeits-Masterplan für die Stadt 
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aufzustellen, bilden eine integrierende the-

matische Klammer für die vielen Einzelvor-

haben. Dieser ganzheitliche Ansatz ist leicht 

der Kritik ausgesetzt, diffus und daher wenig 

handhabbar zu sein. Diese Unschärfe im 

Profil hat aber den eminenten Vorteil, eine 

integrative Stadtentwicklungs-Diskussion 

erst zu ermöglichen. 

2.	 Das resultierende „Reframing“ der Einzelde-

batten hat positive Wirkung. Die Einzelvor-

haben werden aus ihrer „sektoralen/fachli-

chen Ecke“ geholt und können im Rahmen 

der Entwicklung der Gesamtstadt und ihrer 

Verbindung mit anderen Vorhaben gesehen 

und debattiert werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dies hat wiederum hat weitere praktische 

Folgen: 

•	 Die Einzelkonzepte werden anders disku-

tiert. Im Rahmen des Gedankens nachhal-

tiger Stadtentwicklung, folgt auch für die 

öffentliche Debatte eine Relativierung von 

Partikular-Interessen. Diese Wirkung eines 

Anti-Sankt-Floriansprinzips (indem die Ent-

wicklung und der Kontext der Gesamtstadt 

systematisch mit in die Debatten einbezo-

gen wird) ist einer der wichtigen Effekte des 

DKK (Integration und Relativierung).

•	 Fachliche Konzepte werden frühzeitiger 

sinnvoll gemacht in ihrer Verbindung mit an-

deren Konzepten, Überlegungen und Inter-

essen (Zusammensetzen und Verbinden).

•	 Schließlich wird mit den Veranstaltungsfor-

maten eine neue und inhaltlich attraktivere 

Beteiligungsmöglichkeit für Stadtprojekte 

geschaffen, die vor und jenseits der behörd-

lichen Anhörungsverfahren strukturierte 

öffentliche Debatten ermöglicht (Kooperati-

on und Transparenz). 
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•	 DKK-Verfahren und -Ergebnisse wirken in 

Bezug auf die genannten sektoralen Kon-

zepte als verbindendes Element (Integra-

tion) – Nachhaltige Stadtentwicklung via 

DKK-Grüner Masterplan bietet demzufolge 

gleichzeitig „Dach und Boden“ für das Den-

ken und Debattieren von Stadt. 

Ablauf und Veranstaltungsformate

Um möglichst viele Ideen und Konzepte entwi-

ckeln zu können und ausreichend Zeit für einen 

erfolgreichen Dialogprozess zu haben, lud DKK 

zu einer Vielzahl von Veranstaltungen, zu Brain-

storming und gemeinsamer Entwicklungsarbeit 

ein (insgesamt wurden rund 35 kleinere und 

größere Veranstaltungen umgesetzt). Die erste 

Arbeitsphase hatte eine Laufzeit von rund drei-

einhalb Jahren.

 

Die Inhalte des DKK wurden mit folgenden Ver-

anstaltungsformaten erarbeitet: 

1.	 Thematisch ausgerichtete DKK-Workshops, 

in denen nach Möglichkeit immer Vertreter 

wichtiger Akteure und interessierter Bürger 

sowie der Fachbereiche der Stadtverwal-

tung vertreten waren. In diesen moderierten 

Arbeitstreffen wurden übergreifende Ziele 

und Ideen für Leitprojekte (Praxisprojekte) 

erarbeitet.

2.	 DKK-eigene Sonderveranstaltungen und 

Referate auf Fremdveranstaltungen, die den 

Zwischenstand der Ergebnisse diskutierten 

und/oder besondere Themen behandeln.

3.	 Zwei Ideenwettbewerbe für die BürgerInnen 

und die folgende öffentliche Vorstellung 

und Bewertung der Ergebnisse sowie

4.	 je eine öffentliche Vorstellung der Ergeb-

nisse des DKK für die Teilnehmer der Work-

shops und für die städtische Öffentlichkeit 

in der dreimonatige Feedback-Phase des 

Projektes.

24



 





27

Um eine Stadtentwicklungsplanung im Sin-

ne urbaner Nachhaltigkeit mit der notwen-

digen Bürgerbeteiligung zu beginnen, wurde 

der Dialog Kölner Klimawandel ins Leben geru-

fen. Aus den Workshops und Veranstaltungen 

des DKK entstand eine Vielzahl von Ideen, Zielen 

und Maßnahmenvorschlägen für die langfristige 

Entwicklung einer nachhaltigen Stadt.  Getragen 

von den Workshopteilnehmern aus Stadtverwal-

tung und Stadtgesellschaft wie von den Bürge-

rinnen und Bürgern, die sich an den DKK‐Ideen-

wettbewerben beteiligten, entwickelte sich eine 

Perspektive für eine „kölnspezifische“ urbane 

Nachhaltigkeit, die gleichzeitig  anschlussfähig 

an vergleichbare internationale Vorhaben bleibt. 

Das Ziel der ersten DKK‐Phase, für die Stadt Köln 

eine Diskussion über ihre Zukunft als nachhaltige 

Stadt zu organisieren und der Debatte um Kölns 

Zukunft einen „grünen Rahmen“ zu Klimaschutz 

und Nachhaltigkeitsthemen zur Verfügung zu 

stellen, kann angesichts der erarbeiteten Ergeb-

nisse als erreicht bezeichnet werden. 

Die in diesem Dokument vorgestellten Ziele 

und Maßnahmenvorschläge für eine nachhalti-

ge Stadt Köln sind mittels des im DKK seit 2010 

organisierten Dialogs zwischen Stadtgesell-

schaft und Stadtverwaltung entstanden. Im ers-

ten Teil werden die Ergebnisse aus den rund 20 

DKK Workshops in Form von „Zielen und Maß-

nahmen“ vorgestellt. Im zweiten Teil  („Leitpro-

jekte“) werden Vorschläge zur praktischen Um-

setzung „vor Ort“ präsentiert, die im Rahmen der 

DKK-Ideenwettbewerbe und –Workshops ent-

standen. Die im Kapitel „Einführung und Hinter-

gründe“ vorgestellten politischen Grundlagen 

und Zielsetzungen waren den TeilnehmerInnen 

mehr oder weniger bekannt und wurden auf 

den Workshops nicht nochmals thematisiert. Der 

Schwerpunkt der Arbeiten bestand vielmehr in 

der Auseinandersetzung mit der spezifischen 

Kölner Situation, den Stärken und Schwächen 

der Stadt und den jeweiligen Möglichkeiten zur 

Ergebnisse des Dialogs Kölner Klimawandel



nachhaltigen Stadtentwicklung. Interessant ist 

die Kongruenz der Workshop-Ergebnisse mit 

den Zielen der europäischen und nationalen 

Debatte zur nachhaltigen Stadtentwicklung. Es 

zeigt sich, dass die Zukunftsvorstellungen der 

Chartas von Aalborg  und Leipzig ebenso wie 

des Klimaschutzes und der Energiewende durch 

die Stadtgesellschaft (d.h. bei den Bürgerinnen 

und Bürgern) nicht nur aufgenommen, sondern 

auch mit konkreten Zielvorstellungen für die ei-

gene Stadt verbunden werden.

Darstellung und Aufbau der Ergebnisse

Es werden drei Ebenen der Ergebnisse  

dargestellt:

1.	 Die Präambel und themenspezifische über-

greifende Ziele in den vier DKK-Handlungs-

bereichen (Verkehr & Mobilität, Bauen & Woh-

nen, Grünflächen &  Freiraum,    Energie  & Klima).  

Die in den DKK-Workshops erarbeiteten Ziele 

wurden für diese abschließende Dokumen-

tation aufbereitet und der besseren Lesbar-

keit halber gekürzt und umstrukturiert13.   

Als neues Zielthema wurden „Organisatori-

sche Voraussetzungen“ geschaffen, da sich 

deutlich zeigte, dass für erfolgreiche Umset-

zungen der Querschnittsausgabe nachhalti-

ge Stadt eine stärkere Integration der betei-

ligten Verwaltungseinheiten benötigt wird.

2.	 Den jeweiligen Themen sind bereits soge-

nannte Maßnahmenvorschläge zugeord-

net, die sich aus den Zieldebatten in den 

Workshops ergeben haben. 

3.	 Schließlich werden im zweiten Teil der 

Dokumentation Leitprojekte vorgestellt, 

die als Vorschläge zur praktischen Umset-

zung „vor Ort“ im Rahmen der DKK-Ideen-

wettbewerbe und –Workshops eingereicht 

wurden bzw. entstanden.
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Zeitliche Einordnung der Ziele

Auf allen drei Ebenen sind die Ergebnisse nach 

ihrer zeitlichen Umsetzbarkeit bzw. Dringlichkeit 

geordnet:

				  

		  kurzfristig: binnen 0 -5 Jahren	

					   

		  mittelfristig: in 5 -15 Jahren

				  

		  langfristig: in 15 – 50 Jahren 

Die anvisierten Umsetzungszeiten sind Startzeit-

punkte. Sie ergeben sich aus den Einschätzun-

gen zu technischen und rechtlichen Möglichkei-

ten, Planungszeiten, Finanzierbarkeit usw.
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Nachhaltigkeit 

Ziele, Maßnahmen und Leitprojekte
für die Rheinmetropole
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Dauer in Jahren 5 15 50

Ziele & Maßnahmen

Energie & Klima

Grünflächen &
Freiraum

Verkehr &
Mobilität

Bauen &
Wohnen

Organisatorische
Grundlagen

Klimaschutzkonzept
umsetzen

Umbau der
Energieerzeugung

Soziale Tragbarkeit von
Nachhaltigkeit

Gesamtstädtischer Blick
auf Stadt

Wirtschaftsfaktor
Energieeffizienz

Stimulation der
Bürgerschaft

ControllingKommunikationskultur

Energiewende
gestalten

Ausweitung von alternativen
Verkehrs-Angeboten

Bahnverkehr
ausbauen

Mobilität sozial
gerecht gestalten

Organisatorische Grundlagen
schaffen

Neue Finanzierungs-
instrumente erkunden

Ebene Null als
Standard setzen

Wahrnehmung
stärken Grünflächengerechtigkeit herstellen

Demographische Trends mit
gewachsener Stadtstruktur

verbinden

Flächenbilanz ausgleichen /
Flächenverbrauch verringern

Stadt ausgewogen
verdichten

Integrierte Konzepte als
Routine

Bestehende Aktivitäten der
Stadt stärken

Administrative Brücken-
Strukturen schaffen

Integrations- und
Partizipationskonzepte

entwickeln und einführen

Überregionale
Aufgabenstellungen

bearbeiten

Klimaschutz vorantreiben

Mobilitätsfreundliches
Wohnen

Themenbereich

Grünflächen als
Nachhaltigkeitsfaktor

hervorheben

Neue Bedürfnisse durch demo-
graphischen Wandel erfüllen

Regionalen und
lokalen Güterverkehr

optimieren



Ziele und
 Maßnahmen

für die nächsten 50 Jahre



Köln hat sich  in den vergangenen Jahrhun-

derten schon oft frühzeitig mit innovati-

ven Stadtentwicklungskonzepten profiliert, sei 

es mit der Ausweitung des Stadtgebietes, der 

Schaffung großzügiger neuer Stadtviertel im 

19. oder dem Aufbau eines vorbildlichen Park- 

und Grünsystems im 20. Jahrhundert.

Als Großstadt und Metropole des Rheinlands 

gilt es für Köln, sich nun auch im 21. Jahrhun-

dert zukunftsfähig zu halten und mit einer 

strategischen Ausrichtung auf die Vision einer 

nachhaltigen Stadt attraktiver Lebens- und 

Wirtschaftsstandort zu sein. Die Workshops 

des DKK haben für die Umsetzung dieses Ide-

als urbaner Nachhaltigkeit für fünf Handlungs-

felder übergreifende Ziele formuliert - auf Basis 

dreier Grundannahmen:

1.	 Als Großstadt muss Köln den ihr gege-

benen politischen Spielraum nutzen, der 

durch ihre Lage und Rolle als zentrale 

westliche Metropole gegeben ist,  

um nachhaltige Stadtpolitik mit der Regi-

on zu verwirklichen.

2.	 Köln muss sich auf die sowohl weltweit 

wie regional wirksamen Megatrends des 

Klimawandels, der Ressourcenknappheit, 

der demographischen Entwicklung (durch 

fortschreitende Alterung wie auch ver-

stärkten Zuzug) und der wirtschaftlichen 

Globalisierung einstellen und mit langfris-

tigen, eigenständigen und nachhaltigen 

Konzepten agieren. 

3.	 Grundbedingungen für eine derartige 

nachhaltige Stadtenwicklung sind die 

Beachtung der Prinzipien des schonen-

den Umgangs mit den Ressourcen, der 

Entwicklung klimafreundlicher Konzepte, 

der Partizipation der Einwohner bei der 

Planung der Stadt sowie der proaktive Um-

gang mit den Entwicklungen des demo-

graphischen Wandels wie auch die zuneh-

mende Bedeutung von Entschleunigung 

als Qualität städtischer Lebensräume.
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Köln ist die viertgrößte Stadt Deutschlands 

und verzeichnet wie fast alle Metropolen 

Steigerungen in ihrer Einwohnerzahl mit den 

hierdurch verursachten steigenden Individual-

verkehrs- und Güterverkehrsaufkommen (pro-

gnostiziert wird eine Zunahme der Einwohner 

um 50.000 bis 2020 und eine Zunahme des Gü-

terverkehrs um ca. 40 Prozent bis 2030). Diese 

Trends werden absehbar die derzeit vorhande-

ne Verkehrsinfrastruktur überlasten und stellen 

eine der größten Herausforderungen an die Ent-

wicklung urbaner Nachhaltigkeit dar. Sie erfor-

dern unter den Perspektiven einer nachhaltigen 

Stadtentwicklung die Überarbeitung des beste-

henden Verkehrskonzeptes. Für die notwendige 

Überarbeitung der aktuellen Verkehrskonzepte 

kann unter anderem die Tatsache genutzt wer-

den, dass, wie in anderen Großstädten, auch in 

Köln die private Motorisierung sinkt, während 

gleichzeitig der Bedarf nach alternativen Ver-

kehrsmitteln steigt. Köln muss diese Entwick-

lung als Chance begreifen und eine Vorstellung 

davon entwickeln, was es heißt „weniger PKW zu 

denken“. Im Einzelnen sind folgende Ziele für ein 

nachhaltiges Köln zu erreichen:

1.	Ausweitung von alternativen  

Verkehrs-Angeboten

Systematische Förderung auf Seiten der Stadt 

durch

a.	 forcierten Ausbau des Rad- und Fußgänger-

verkehrsnetzes angesichts der dramatisch 

steigenden Radfahrerzahlen und –Unfälle,

b.	 die Förderung von Elektrofahrrädern und 

Fahrradverleihsystemen in Verbindung mit 

dem ÖPNV und 

c.	 die Förderung von Car Sharing-Systemen.

Ziele und Maßnahmen 
Verkehr & Mobilität
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Diese drei Ziele bzw. Maßnahmen entsprechen 

nicht nur den Maßnahmenvorschlägen des in-

tegrierten Klimaschutzkonzeptes der Stadt, son-

dern auch der langfristigen Bedarfsentwicklung.

2.	Den Bahnverkehr ausbauen

Von größter Dringlichkeit ist der Ausbau des 

Bahnknotens Kölns.

Die Behebung der Vernetzungsdefizite im loka-

len und regionalen Bahnverkehr (beispielswei-

se die westliche und südliche S-Bahn-Trasse) ist 

eine prioritäre Aufgabe und eine der wesentli-

chen Vorbedingungen, um Verkehrsströme in 

größerem Umfang verlagern zu können. 

3.	Mobilität sozial gerecht gestalten

Neben den Ansprüchen des

Klimaschutzes sind die Aspekte sozialer Nachhal-

tigkeit der städtischen Verkehrssysteme zentrale 

Kriterien für ihre Qualität. 

a.	 Mobilität muss für alle Bevölkerungsschich-

ten gewährleistet 	 sein, jede Verkehrspla-

nung ist auf ihre soziale Wirkung (Preis 	 und 

Erreichbarkeit) zu prüfen.

b.	 Ein essentieller Bestandteil der Verkehrssi-

cherheit ist die Minimierung der Unfälle. Als 

Verkehrssicherheitsziel wird  „Vision Zero“ 	

vorgeschlagen mit dem Ziel, die Unfallzah-

len bis 2020 zu halbieren.

c.	 Für die Gestaltung des öffentlichen Raumes 

muss der Mensch als Maßstab dienen.   

In diesem Sinne müssen Aufenthaltsqualitä-

ten (ästhetische und atmosphärische Quali-

täten wie auch soziale Integrationsfähigkeit 

durch Barrierefreiheit und Orientierungshil-

fen) als Zielsysteme etabliert werden.

d.	 Für eine partizipartorische Entwicklung 

von Verkehrskonzepten sind vorgeschalte-

te Bürgerbeteiligungen sowie integrierte 

Planungs- und Entwicklungsprozesse als 

Arbeitsroutine festzuschreiben.

4.	Organisatorische Grundlagen schaffen 

 

Als große Stadt muss Köln den politischen Spiel-

raum nutzen, der durch ihre Größe, ihre Lage 

und Rolle als Verkehrszentrum West gegeben ist, 

um nachhaltige Verkehrspolitik mit der Region 

zu verwirklichen. Für Städte der Größe Kölns be-
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steht die Möglichkeit, eigene Verkehrsentwick-

lungen zu gestalten und übergreifenden Trends 

zu beeinflussen – diese Option muss genutzt 

werden.

a.	 Ein Schwerpunkt muss ein Mobilitätskon-
zept sein, welches die Verkehrsentwicklun-
gen aktiv mit eigenen Lösungen gestaltet, 
um langfristig die bereits bestehende hohe 
Lebensqualität in der Stadt mit einer attrak-
tiven urbanen Nachhaltigkeit zu verbinden. 

b.	 In der Stadtverwaltung muss Mobilität und 
Infrastrukturplanung als Querschnitts-
aufgabe innerhalb eines integriertenStad-
tentwicklungskonzeptes umgesetzt werden. 

c.	 Schaffung eines regionalen Mobilitäts-
verbunds. Die Planungsebene der Metro-
polregion ist aktiv einzubeziehen, um eine 
bessere Verknüpfung von Stadt und Umland 
zu ermöglichen.

5.	Neue Finanzierungsinstrumente  

erkunden

Das bestehende Verkehrsfinanzierungssystem 

ist durch neue Instrumente (Umlagefinanzie-

rung, PPP-Konzepte u.ä.) auf kommunaler Ebene 

zu ergänzen, um die städtischen Gestaltungs-

spielräume zu erweitern und Abhängigkeit von 

Zuschüssen abzubauen.

6.	Ebene Null als Standard setzen

Nachhaltige städtebauliche Entwicklung muss 

sich an sozialer, ökonomischer wie ökologischer 

Qualität der Maßnahmen messen lassen. Für 

die Verkehrssysteme bedeutet das den Vorrang 

für ebenerdige Lösungen (ein „Bekenntnis zur 

Ebene Null“) - Tunnel und Überführungen sind 

immer die zweitbesten Lösungen.



7.	Neue Bedürfnisse durch  

demographischen Wandel erfüllen

Der demographische Wandel lässt neue Bedürf-

nisse nach Mobilität in den Stadtquartieren Kölns 

entstehen. Die Einrichtung von Quartiersbussen 

wird für den Zugang zum ÖPNV, die gesellschaft-

lichen Teilhabemöglichkeiten Älterer wie für die 

Umsteigequote vom Kfz auf den ÖPNV entschei-

dend sein. 

8.	Regionalen und lokalen  

Güterverkehr optimieren

Köln ist in hohem Maße durch Güterverkeh-

re tangiert, was bei weiter steigenden Ver-

kehrslasten zu ökologischen, ökonomischen 

und sozialen Belastungen führen wird. Diese 

sind innerhalb des regionalen Logistikkonzep-

tes unter anderem wie folgt zu berücksichtigen: 

a.	 Die ordnungspolitischen Spielräume zur 

besseren Begrenzung und Regelung des 

Straßengüterverkehrs müssen intensiver 

genutzt werden (Vorbehaltsnetz, Nachtfahr-

verbote, Tonnage- und Geschwindigkeitsbe-

grenzungen).

b.	 In Kooperation mit der Privatwirtschaft 

müssen aber ebenso dringend intelligente 

Logistikkonzepte entwickelt, umgesetzt (Gü-

terverkehre beispielsweise auch über Güter-

S-Bahn und Cargotram) und auch genutzt 

werden. 

c.	 Der noch im Stadtgebiet vorhandene Be-

stand dezentraler Güterumschlagpunkte 

muss gesichert und weiterentwickelt wer-

den.
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Die Bedeutung des Bauens wie des Wohnens 

ist für eine Green and Sustainable City in 

mehrfacher Hinsicht zentral.

Nicht nur sind der Energiebedarf der Gebäude 

und die hiermit verbundenen Klimagas-Emissi-

onen wichtige Einflussgrößen für die städtische 

Klimabilanz. Auch der Flächenverbrauch und die 

zu seiner Reduzierung häufig geforderte Nach-

verdichtung stellen zentrale ökologische und 

ökonomische Faktoren dar.

Diese wiederum stehen mit den sozialen As-

pekten der kommunalen Flächenpolitik, der Be-

bauungsplanung und Grünflächen-Vorhaltung 

und ihrer lebensqualitativen Vorteile in Konkur-

renz. Unter dem Druck der demographischen 

Entwicklungen muss sich Köln damit beschäfti-

gen, wie sozial tragbare Mieten erhalten und mit 

welchen energetischen Standards diese austari-

ert werden können und dürfen. Die Entwicklung 

eines stimmigen Nachhaltigkeitskonzepts für 

dieses bedeutende Handlungsfeld soll mit Hilfe 

der folgenden Ziele und Maßnahmen erreicht 

werden:

1.	Demographische Trends mit gewachsener 

Stadtstruktur verbinden

Köln ist sowohl eine gewachsene wie eine wach-

sende Stadt. Es müssen sowohl Neubauten wie 

auch der Gebäudebestand in den Blick genom-

men werden, um dem anhaltenden Zuwachs der 

Bevölkerung durch eine nachhaltige (= langfris-

tig tragfähige) Lösung des Flächenbedarfs zu 

begegnen. Die Nachfrage nach sozialem und pri-

vatwirtschaftlichem Wohnungsbau muss ebenso 

wie der Bedarf an Gewerbeflächen unter Beach-

tung sozialer und ökologischer wie ökonomi-

scher Kriterien befriedigt werden.

Ziele und Maßnahmen 
Bauen & Wohnen - Stadtentwicklung



2.	Klimaschutz vorantreiben

Im Gebäudebestand wie im Neubau sind rele-

vante Klimaschutzwirkungen vor allem durch 

die Verbesserung der energetischen Qualität 

und der Energieversorgung (z.B. Anteile erneu-

erbarer Energieträger) zu erzielen.  Um die von 

der Stadt Köln bereits festgelegten Zielsetzun-

gen (20-prozentige Steigerung der Energieeffi-

zienz, 20%-prozentige Erhöhung des Anteils der 

erneuerbaren Energieträger am Energiemix und 

20-prozentige Senkung der CO2-Emissionen bis 

zum Jahr 2020 bzw. Reduzierung um 50 Prozent 

bis 2030; „Aktionsplan für nachhaltige Energie 

der Stadt Köln“) zu erreichen, müssen mindes-

tens die für das integrierte Klimaschutzkonzept 

der Stadt vorgeschlagenen Maßnahmen um-

gesetzt werden. In einem zusätzlichen Schwer-

punkt sollte das Nutzerverhalten zur Realisierung 

von Energieeffizienz- und Klimaschutzgewinnen 

bei der Wohnungsnutzung thematisiert werden.

3.	Flächenbilanz ausgleichen / 

 Flächenverbrauch verringern

Die Stadt Köln wächst weiter: Eine Verdichtung 

der bereits bebauten Areale muss Vorrang vor 

Neuerschließungsmaßnahmen haben, um wei-

teres Flächenwachstum zu vermeiden. Baupro-

jekte sind aus diesem Grund anhand einer Flä-

chenbilanz (d.h. Verhältnis aus versiegelten zu 

entsiegelten Flächen) der Gesamtstadt wie der 

Stadtbezirke zu bewerten.

4.	Stadt ausgewogen verdichten

Die weitere Verdichtung der Bebauung ist aus 

den oben genannten Gründen ein zentrales Ziel 

zur Entwicklung einer nachhaltigen Stadt (Redu-

zierung der Flächeninanspruchnahme und des 

Versiegelungsgrades).

a.	 Im Wohnungsbau beispielsweise sind er-

leichternde Baurechtsänderungen (zur 

zulässigen Geschosszahl, Traufhöhe u.ä.) 

auf den Weg zu bringen, um auch inner-
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städtische Verdichtungsmöglichkeiten zu 

optimieren, ohne den Flächenverbrauch zu 

erhöhen. 

b.	 Zur Erhöhung / Beibehaltung der Attrakti-

vität der Stadt für Gewerbeansiedlungen ist 

ein Brachflächen- Programm in Bezug auf 

bestehende Potenziale in den bereits bebau-

ten Arealen (insbesondere Innenstadt) zu 

entwickeln.

5.	Integrierte Konzepte als Routine

Es bestehen Zielkonflikte mit anderen Nachhal-

tigkeitszielen wie zum Beispiel der Erhaltung 

und weiteren Entwicklung der städtischen Grün-

flächenanteile – ein Entwicklungskonzept muss 

daher das „Verdichtungsziel“ mit anderen Zielen 

urbaner Nachhaltigkeit verbinden und vermit-

teln. Um beim Beispiel der Grünflächenantei-

le zu bleiben: Die die im „Schwachwindgebiet 

Köln-Bonner Bucht“ existierenden Frischluftkor-

ridore im Stadtgebiet müssen erhalten bleiben 

sowie noch fehlende für künftige Planungen 

„mitgedacht“ werden.

6.	Mobilitätsfreundliches Wohnen 

Die soziale und ökonomische Attraktivität wie 

auch die Klimafreundlichkeit von Bauprojekten 

hängt wesentlich von der Anbindung an Mobili-

tätsmöglichkeiten ab. Ziele sind:

a.	 Die Verbesserung der verkehrlichen Erschlie-

ßung, insbesondere von ÖPNV- Anbindung, 

Radwegen und Sharingmodellen. Sie ist  

zentral für nachhaltiges Bauen und Wohnen 

(u.a. Grad der ÖPNV- Versorgung, Anschluss 

an Rad- und Fußverkehrsnetz, Quantität und 

Qualität der Radabstellanlagen). 

b.	 Verkehrsvermeidung, die auch und vor allem 

mit Hilfe einer intelligenten Innenentwick-

lung der Stadt entsteht. Die Verdichtungs-

möglichkeiten der „Randstadt“ wie auch die 

Umnutzungsmöglichkeiten von Bürobauten 

der 50er-70er Jahre zu Wohnzwecken sollen 

in einem Kölner Konzept für urbanes Woh-

nen und Arbeiten untersucht und genutzt 

werden.
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7.	Bestehende Aktivitäten der Stadt stärken 

Bestehende Aktivitäten müssen gestärkt und 

gestützt werden. Beispiel: Das Maßnahmen-Pro-

gramm der Stadt Köln zum Klimaschutz- Konzept 

soll im Bereich Bauen/Wohnen verbessert und 

gefördert werden. Politische Klimaziele der Stadt 

sollen kritisch beachtet und umgesetzt werden.
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Das Kölner Grünsystem gehört mit seiner 

Ausdehnung und dem Grad seiner Durch-

dringung der Stadt zu den größten städtischen 

Grünsystemen in Europa. Bereits die frühen 

Planungen dieses in Stufen immer wieder ge-

wachsenen Stadtgrüns thematisierten seine 

wichtigen Funktionen für das Stadtklima und die 

Lufthygiene. Diese „Klimakraft“ und die Tatsache, 

dass es ein wichtiger Faktor für die Lebensquali-

tät in der Stadt ist, machen es zu einem zentralen 

Element städtischer Nachhaltigkeitsplanungen. 

Der dreifache Beitrag des Kölner Grünsystems 

(mikroklimatisch und lufthygienisch, Minderung 

des (Freizeit‐)Verkehrsaufkommens durch in-

nenstadtnahe Grünanlagen, seine sozialen und 

kulturellen Funktionen) rechtfertigen den Erhalt 

und Ausbau dieses Systems in einer wachsenden 

Stadt mit folgenden Zielen:

1.	Wahrnehmung stärken

Das Grünsystem erhalten und Engagement für 

dessen Erhalt und Pflege (ein)fordern:

a.	 Bestehende Institutionen der Umweltbil-

dung, insbesondere mit Fokus auf die Werte 

des Kölner Grünsystems, müssen gestärkt 

und ihr Bestand gesichert werden. Über das 

Netzwerk dieser Institutionen soll das Ver-

ständnis und das Engagement der Kölner 

Bürger für das Kölner Grün mittelfristig 

gestärkt werden. 

b.	 Die Rahmenbedingungen insbesondere für 

die Kapazitäten von Schulen für Umwelter-

lebnispädagogik müssen verbessert werden.

Ziele und Maßnahmen
Grünflächen und Freiraum
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3.	Grünflächen als Nachhaltigkeitsfaktor 

hervorheben

a.	 Klimabilanz des Grünsystems einführen, 

integrieren und führen - „Klimakraft deutlich 

machen“. Anhand einer regelmäßig aktuali-

sierten Klima-Bilanzierung (Frischluft-, Stadt-

klima- und CO2-Funktionen) den Wert und 

die Veränderungen der Klimafunktionen des 

städtischen Grünflächensystems kenntlich 

machen. 

b.	 Städtischen Grünflächenanteil erhalten und 

für Bebauungspläne festschreiben:  

Bei Baumaßnahmen sollen im Außenbe-

reich zu 100% Ausgleichsflächen geschaffen 

werden. Im Innenbereich sollen für Bau-

maßnahmen keine Grünflächen in Anspruch 

genommen werden und falls doch, muss ein 

100%-iger Ausgleich erfolgen. Die Qua-

litäten der so entstehenden Grünflächen 

müssen hinsichtlich Bepflanzungsarten, 

Zugänglichkeit u.ä. verbindlich festgeschrie-

ben werden.

3.	Grünflächengerechtigkeit herstellen

a.	 Dicht bebaute und unterversorgte Stadtteile 

versorgen: 

Grün auch in Stadtteilen schaffen, in denen 

übliche Begrünungen nicht möglich sind. 

b.	 Grün für Bürger heute adaptieren:  

Das Grünsystem muss an die wachsende Be-

wohnerschaft und ihre veränderten (zeitge-

mäßen) Nutzungen angepasst werden. 

c.	 Recht auf Wildnis - Recht auf Park:  

Ausgeglichenes Verhältnis von Park- und 

„Wildnis“-Anteil schaffen. Die städtische 

„Wildnis“ ist in ihrer ökologischen aber auch 

ihrer Erlebnisqualität so schützenswert wie 

die klassische Parklandschaft. Beide be-

dürfen als anthropogene Grünflächen der 

Pflege zum Erhalt.      
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Für den Handlungsbereich Energie und Klima 

hat die Stadt hinsichtlich der ökologischen 

Aspekte der Nachhaltigkeit bereits einige Aktivi-

täten vorzuweisen. Für die Weiterentwicklung in 

Richtung nachhaltige Stadt sind diese zu stärken 

und durch ökonomische und soziale Ziele und 

Maßnahmen zu vervollständigen. Ziele für die 

nächsten Jahre müssen sein

1.	Klimaschutzkonzept umsetzen 

Die im Klimaschutzkonzept der Stadt zur 

Energieversorgung und –effizienz beschrie-

benen Maßnahmen müssen umgesetzt 

werden. 

2.	Umbau der Energieerzeugung 

Von herausragender Bedeutung ist der Um-

bau hin zu einer klimafreundlichen Energie-

erzeugung. In den nächsten Jahren steht der 

Ausbau der Fern- und Nahwärmeversorgung 

als wirksamste Klimaschutzmaßnahme im 

Vordergrund. Ergänzend ist die Erhöhung 

des Anteils erneuerbarer Energieträger eine 

wichtige Zukunftsperspektive. 

 

3.	Soziale Tragbarkeit von Nachhaltigkeit 

Die Stadt und ihre Bürger sind für den Erfolg 

eines stadtentwicklerischen Prozesses zur 

urbanen Nachhaltigkeit auch gegenüber 

ihren MitbürgerInnen verantwortlich. Zur 

Etablierung von neuen Modellen der Ener-

gieversorgung und Energieeffizienz muss 

selbstverständlich eine soziale Sensibilitäts-

analyse ihrer Folgen (Kosten und Tragbar-

keit) gehören. 

 

Ziele und Maßnahmen
Energie & Klima



4.	Gesamtstädtischer Blick auf Stadt  

Für einen erfolgreichen kommunalen Klima-

schutz muss nicht nur der kommuneeigene 

Bereich sondern der gesamte energetische 

Stoffwechsel der Stadt aktiv in den Blick 

genommen werden. Die Ergebnisse aus den 

Gutachten zum Klimaschutzkonzept der 

Stadt sprechen hier eine deutliche Sprache. 

 

 

5.	Die BürgerInnen und Unternehmen müssen 

in die Lage versetzt werden, zur Erreichung 

der städtischen Klimaschutzziele in größe-

rem Maße beizutragen. 

6.	Hierbei ist insbesondere der Wirtschafts-

faktor Energieeffizienz als ökonomischer 

Nachhaltigkeitsaspekt zu verdeutlichen und 

zu kommunizieren: 

a.	Der Bereich der Energieeffizienz der Ge-

bäude muss angesichts seiner großen und 

langfristigen Bedeutung für den Klima-

schutz vorangetrieben werden. Die städti-

schen Liegenschaften können zwar Vor-

bildcharakter haben, stellen aber nur etwa 

ein Prozent der Gebäude in der Stadt dar. 

Neben der Einrichtung von Beratungsstel-

len für Energieeffizienz ist die Förderung 

der Energieeffizienz privater Altbausanie-

rungen von vorrangiger Bedeutung. 

b.	Für die lokale Wirtschaft sind Klimapartner-

schaften und Vorbilder in der Unternehmer-

schaft zu etablieren, um den großen Bei-

trag zur städtischen CO2-Bilanz zu mindern. 

Klimapartnerschaften mit prominenten 

Kölner Unternehmen müssen in Form von 

ökologisch-öknomischen Erfolgsgeschich-

ten zur Nachahmung anregen. 

 

 

7.	Stimulation der Bürgerschaft  

Das bürgerschaftliche Verhalten muss in 

Richtung nachhaltiger klimaneutraler Le-

bensstile stimuliert werden. 
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c.	 So lassen sich durch die Schaffung einer 

Stromsparinitiative im Rahmen des Zent-

rums für Energieeffizienz private Haushalte 

anregen(siehe auch städtisches Klimaschutz-

konzept, Einsparung ca. 5,5 kt CO2 p. a) und 

d.	 durch Bürgerbeteiligungen an Klimaschutz-

projekten und 

e.	 nicht zuletzt durch eine Popularisierung der 

Smart-City-Vorhaben (http://www.smartcity-

cologne.de/) weitere positive Effekte in der 

Bürgerschaft hervorrufen. 

 

8.	Controlling  

Ein zentraler Bestandteil für den sozialen 

Aspekt der Beteiligungs- und Informati-

onsmöglichkeiten ist das transparente 

Controlling der in der Stadt durchgeführten 

Klimaschutz-Bilanzen und – Maßnahmen. 

 

 

9.	Kommunikationskultur  

Hierzu wie auch für alle weiteren Maßnah-

men zur Entwicklung der städtischen Nach-

haltigkeit ist eine Kommunikationskultur 

und -struktur zu schaffen, die es den Bür-

gern erlaubt, sich über aktuelle Sachstände 

zu informieren. Das heißt es müssen klare 

Kommunikationsstrukturen erarbeitet und 

Tranparenz geschaffen werden. 

10.	Energiewende gestalten  

Die auch in Köln vorangetriebene Energie-

wende wird (über veränderte Leitungsfüh-

rungen, Dachgestaltungen, Ladestationen 

usw.) zu einer Veränderung des Stadtbildes 

beitragen. Die „gestalterische“ Qualität der 

Infrastruktur der Energiewende im Stadtbild 

ist ein wichtiger sozialer und kultureller As-

pekt der städtischen Baukultur, für die eine 

gestalterische Richtlinie für alle potenziellen 

Anbieter geschaffen werden muss.
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Die Entwicklung und Sicherung „urbaner 

Nachhaltigkeit“ als Zielsetzung für die 

Stadtentwicklung der Zukunft ist heute kein 

exotisches Vorhaben mehr. Ausgehend von den 

Zielen der Charta von Leipzig hat sich eine inte-

grierte Stadtentwicklungsplanung als allgemein 

akzeptierte Leitlinie durchgesetzt. Parallel zu der 

Etablierung der Ideen urbaner Nachhaltigkeit 

sind in den letzten Jahren zudem die Dynamik 

der städtischen Veränderungsprozesse (unter 

anderem durch demographische Prozesse, wirt-

schaftliche Veränderungen und verschärften 

Standortwettbewerb) wie auch die Ansprüche 

an Bürgerbeteiligung in Planungsprozessen ge-

wachsen. 

Dies bedeutet neue Anforderungen an die For-

mulierung von Stadtplanungsprozessen und 

strategischen Stadtentwicklungskonzepten. 

Derartige Konzepte müssen flexibler und parti-

zipativer gestaltet werden, um nicht allzu schnell 

von neuen Entwicklungen überholt zu sein. Sie 

müssen adaptierbar bleiben. Aus diesen neu-

en Anforderungen erwächst für die Stadt unter 

anderem die Aufgabe, die organisatorischen 

Grundlagen für ein integriertes partizipatives 

Stadtentwicklungshandeln bereit zu stellen. Die-

se Entwicklung einer institutionellen Nachhaltig-

keit in Köln kann durch die folgenden Ziele und 

Maßnahmen erreicht werden:

1.	 Administrative  

Brücken-Strukturen schaffen 

 

Der Begriff der (urbanen) Nachhaltigkeit 

umfasst neben Klimaschutzzielen weitere 

Schwerpunkte ökologischer, ökonomischer 

und sozialer Nachhaltigkeit – eine ein-

Ziele und Maßnahmen 
Organisatorische Grundlagen



seitige Schwerpunktsetzung wird erfah-

rungsgemäß dazu führen, dass man Erfolg 

verhindert. Nachhaltigkeit in der Stadtent-

wicklungs-Debatte zu operationalisieren 

bedeutet daher auch, dies als administrati-

ve Querschnittsaufgabe zu definieren und 

in der Verwaltung entsprechende Brücken-

strukturen zu etablieren (beispielsweise 

aus den Ressorts Umwelt-Soziales-Bau-

en-Liegenschaften). 

 

2.	 Integrations- und Partizipations- 

konzepte entwickeln und einführen 

  

Die Minderungsziele des integrierten 

Klimaschutzkonzepts der Stadt lassen sich 

demzufolge nur mit zusätzlicher ökologi-

scher, sozialer und ökonomischer Flankie-

rung umsetzen. Neben dem schonenden 

Umgang mit den Ressourcen und der 

Sicherstellung der wirtschaftlichen Leis-

tungsfähigkeit muss ein systematischer 

Partizipationsansatz als ein Kernpunkt der 

Stadtentwicklungspolitik definiert werden. 

Die adäquate Kommunikation mit den 

Akteuren und Interessengruppen wird ein 

Erfolgskriterium bei der Planung, Akzep-

tanz und Umsetzung künftiger Konzepte 

und Planverfahren sein. Die direkte An-

sprache und frühzeitige Einbeziehung der 

Adressaten und Akteure aus Bürgerschaft, 

Wirtschaft und Quartierspolitik wird als 

administrativer Standard festgelegt. 

 

3.	 Überregionale  

Aufgabenstellungen bearbeiten  

 

Die Gestaltung des innerhalb Kölns ge-

nerierten Flächenbedarfs, Verkehrs und 

Klimagas-Ausstoßes ist eine Schwerpunkt-

aufgabe auch bei der regionalen und 

überregionalen Entwicklung und muss als 

Bestandteil eines integrierten Stadtent-

wicklungskonzeptes verstanden werden.
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Leitprojekte 
als Vorbilder
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Durchführung & 
Umlenkung von 

Ausgleichsmaßnahmen

Impulsprogramm 
Altbaumodernisierung

Dauer in Jahren 5 15 50

Ziele & Maßnahmen & Leitprojekte

Energie & Klima

Grünflächen &
Freiraum

Verkehr &
Mobilität

Bauen &
Wohnen

Organisatorische
Grundlagen

Klimaschutzkonzept
umsetzen

Umbau der
Energieerzeugung

Soziale Tragbarkeit von
Nachhaltigkeit

Gesamtstädtischer Blick
auf Stadt

Wirtschaftsfaktor
Energieeffizienz

Stimulation der
Bürgerschaft

ControllingKommunikationskultur

Energiewende
gestalten

Ausweitung von alternativen
Verkehrs-Angeboten

Bahnverkehr
ausbauen

Mobilität sozial
gerecht gestalten

Organisatorische Grundlagen
schaffen

Neue Finanzierungs-
instrumente erkunden

Ebene Null als
Standard setzen

Wahrnehmung
stärken Grünflächengerechtigkeit herstellen

Demographische Trends mit
gewachsener Stadtstruktur

verbinden

Flächenbilanz ausgleichen /
Flächenverbrauch verringern

Stadt ausgewogen
verdichten

Integrierte Konzepte als
Routine

Bestehende Aktivitäten der
Stadt stärken

Administrative Brücken-
Strukturen schaffen

Integrations- und
Partizipationskonzepte

entwickeln und einführen

Überregionale
Aufgabenstellungen

bearbeiten

Klimaschutz vorantreiben

Mobilitätsfreundliches
Wohnen

Themenbereich

Grünflächen als
Nachhaltigkeitsfaktor

hervorheben

Regionalen und
lokalen Güterverkehr

optimieren

Kultur & Bildung

Neue Bedürfnisse durch demo-
graphischen Wandel erfüllen

Kölner Sonntag der 
Nachhaltigkeit

Kölns „wildes Grün“

Bürgerticket

ÖPNV-Feinerschließung

Wasserbus
ÖPNV-Angebot auf dem Rhein

Urbane Landwirtschaft
Zwischennutzung 

Brachflächen

Stadtklima-Bilanzierung 
Kölner Grünflächen

AGENTUREN FÜR WECHSEL 
Energetische Sanierung und 

soziale Tragbarkeit

CO2-freies Ehrenfeld
Verbindung der Teilstücke 
des inneren Grüngürtels

Stadtraummanagement
Verdichtung + Straßenraum

Erzeugung von 
Regelenergie 

Erneuerbare Energien
managen + erfahrbar machen

Multifunktionale 
Freiflächennutzung zum 

Wasserrückhalt bei Starkregen

Einführung kommunales 
Mobilitätsmanagement

Aufbau eines mit dem ÖPNV 
vernetzten Fahrradverleihsystems 

RadExpressWege Köln
Radfahren in Köln
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In den Workshops und öffentlichen Ideenwett-

bewerben des DKK wurden eine Vielzahl von 

Ideen für Leitprojekte entwickelt, die den Kölner 

Bürgerinnen und Bürgern auf nachahmenswer-

te Weise zeigen sollen, mit welchen (möglichst 

einfachen) Elementen eine nachhaltige Stadt er-

reicht werden kann. 

Die entstandenen Ideen behandelten eine 

große Bandbreite von Themen - vom nachhal-

tigen Konsum oder der Verbindung des inne-

ren Grüngürtels über Altbaumodernisierungs-

programme, Verbesserungsvorschläge für den 

Stadtverkehr, den Umgang mit dem demogra-

phischen Wandel in den Stadtteilen bis zu öko-

technischen Optimierungen Kölner Brunnen 

und Theaterstücken zur Umweltpädagogik. 

Die Bewertung dieser großen thematischen Viel-

falt der insgesamt 63 Vorschlägen für die Praxis 

urbaner Nachhaltigkeit erfolgte in zwei Schrit-

ten.

Bewertungsschritt 1

In der ersten Bewertungsphase wurden die ent-

wickelten Ideen an externe Fachleute zur Bewer-

tung übergeben. Die Ideen wurden nach ihrer 

Strahlkraft, Wirtschaftlichkeit, Innovationskraft, 

Umsetzungsfähigkeit und der notwendigen Ar-

beitszeit (Manpower) bewertet. Für jedes The-

mengebiet wurde abschließend eine Rangfolge 

der Ideen (Ranking, Prioritätenliste) gebildet.

Bewertung von Leitprojektideen



Als externe Experten wurden eingesetzt:

Energie und Klima
Klimaschutz/Klimaanpassung
Dr. Ralf Schüle, Wuppertal-Institut für Klima, 
Umwelt, Energie GmbH  (2011 und 2012)

Verkehr und Mobilität
Prof. Heiner Monheim, Universität Trier (2011);
Diplom-Geograph Thomas J. Mager, Stadtplaner 	
(SRL), tjm-consulting mobilitätsmanagement 
(2012); Dipl.-Ing. Gernot Steinberg, Raum- und 
Verkehrsplaner, Planersocietät - Stadtplanung, 
Verkehrsplanung, Kommunikation (2012)

Grünflächen und Freiraum
Dipl.-Arch. Johannes Böttger, Büro für urbane 
Gestalt (2011 und 2012)

Bauen und Wohnen - Stadtentwicklung
Dipl.-Ing. Guido Wallraven, Stadt-Land-Fluss/
Büro für Städtebau und Umweltplanung (2011 
und 2012)

Kultur und Bildung
Dr. Brigitte Jantz, Natur & Kultur (2011)
Dipl. Psych. Gabriele Bollhöfer, Organisationsbe-
ratung & Coaching (2012)

Bewertungsschritt 2

In einem zweiten Schritt wurden die Ideen von 

allen Teilnehmern der DKK-Workshops (als lo-

kale Experten) auf einem internen DKK-Abstim-

mungsworkshop bewertet. Innerhalb dieses 

Workshops (am 4.2.2013) wurden den Teilneh-

mern alle eingereichten Ideen in einer Kurzform 

erläutert und eine Einschätzung der Wichtigkeit 

mittels der Prioritäten 1-4 anhand der konkreten 

Kenntnis der Kölner Umsetzungsmöglichkei-

ten vorgenommen (Priorität 1 war die höchs-

te Einstufung und Priorität 4 die niedrigste).  

Die Bewertungen der externen Experten er-

folgten als Rangfolge (z.B. „1 von 14 Ideen zum 

Thema Grünflächen“) – diese Ränge der Ideen 

wurden daraufhin in Prioritäten umgerechnet (s. 

Beschreibung auf der folgenden Seite) und aus 

diesen und den Prioritäten der TeilnehmerInnen 

des Abstimmungworkshops eine Gesamtpri-

orität für jede Idee abgeleitet. Hierbei wurden 

die Bewertungen der lokalen Experten höher 

bewertet, da davon ausgegangen wurde, dass 
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diese eine bessere Einschätzung der für Köln 

spezifischen Aktivitäten und Möglichkeiten vor-

nehmen können. Die Gesamtpriorität einer Idee 

ergibt sich zu einem Drittel aus den Bewertun-

gen der externen Experten und zu zwei Drittel 

aus den Bewertungen der lokalen Fachleute. 

Für die Einstufung wurden aber natürlich auch 

die qualitativen Bewertungen berücksichtigt. 

Die ausführlichen Bewertungen aller Experten 

sowie die Protokolle aller Workshops sind im In-

ternet abrufbar. 

 
 
 
 

Bewertung der Leitprojekt-Ideen	  

Werte - Zuordnung aus den Rangfolgen der ex-
ternen Experten zu Umsetzungs-Prioritäten 1, 2 
und 3 	  

 	  
0 bis 0,33 :	 1. Priorität
0,34 bis 0,66:	 2. Priorität
0,67-1,0:	 3. Priorität

(Beispiel: Rang 1 von 6 eingereichten Ideen = 
1/6 = 0,16, d.h. der Wert entspricht Priorität 1)

Berechnung der Durchschnittswerte aus den 
Wertungen externer Experten und Workshop-
teilnehmern (Experten mit lokalem Umsetzungs-
wissen [zu Orten, Politik, Konzepten  usw.])            

Gewichtung:	 Faktor
Priorität externer Experten	 33%
Priorität Workshop-Teilnehmer	 66%

(Lagen Wertungen aus zwei Themengebieten 
vor, wurden diese durch Mittelwertbildung zu-
sammengeführt)	  

63





Leitprojekte
Verkehr und Mobilität
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Hintergrund & Anlass 

Radfahren ist klimafreundlich. Und: Radfah-

ren ist populär. So übernehmen beispiels-

weise im Kölner Stadtteil Ehrenfeld die Radfah-

rer mit 27 Prozent die Spitzenposition im Modal 

Split. E-Bikes und Pedelecs (Fahrräder mit Elekt-

romotor-Unterstützung) werden immer belieb-

ter. Fahrradfahrer sind Teil der städtischen Mo-

bilität, aber Radfahren in Köln ist nicht immer 

effizient und an vielen Stellen gefährlich. In so-

zialen Netzwerken  tauschen sich die Radfahrer 

aus. Immer wieder werden Projekte aus Kopen-

hagen, London oder den Niederlanden zitiert. 

In Köln stattdessen fühlen sich Radfahrer nicht 

ausreichend unterstützt. Eine Idee, die in unse-

ren fortschrittlichen Nachbarländern längst um-

gesetzt ist, sind Radschnellwege. Eine deutliche 

Mehrheit der Teilnehmer wünscht sich als Kölner 

Beitrag zum Klimaschutz Radschnellwege. Wir 

finden, das ist eine gute Idee. Eine Antwort wäre 

der RadExpressWegKöln. Es ist ein guter Zeit-

punkt für Leuchtturmprojekte mit Strahlkraft. 

Mit dem RadExpressWeg Köln kann das Radfah-

ren professionalisiert werden: Radfahrer sollen 

sich schnell und komfortabel bewegen können. 

Sie bekommen eine eigene Trasse, die ihnen 

auch ein Überholen und schnelles Radfahren er-

möglicht. Auch längere Strecken können so mit 

dem Rad zurückgelegt werden. Damit bekäme 

der Berufspendler eine sinnvolle Alternative zum 

Auto. Auf dem RadExpressWeg- Köln können 

ganzjährig hohe Geschwindigkeiten bis ca. 25 

km/h gefahren werden. 

Leitprojekt Verkehr und Mobilität
RadExpressWegKöln



Kennzeichen des RadExpressWegKöln sind

•	 markierter Schutzstreifen für Radfahrer  

(so breit wie eine Autospur)

•	 sinnvolle Start-Zielknoten

•	 Mindestlänge von 5 km

•	 erste Priorität im Winterdienst

•	 professionelle Wegweisung

•	 Nacht-Beleuchtung

•	 Bevorrechtigung an Abbiegungen, Kreu-

zungen

Was soll passieren? 

Das Ziel ist ein Radschnellwegenetz mit ange-

schlossenem Umland. Um Geld und Planungszeit 

zu sparen, sollen RadExpressWege nicht auf einer 

neuen Trasse geführt werden, die eigens gebaut 

werden müsste, sondern bestehende Trassen 

nutzen. Wir beginnen mit einer Nord-Süd- und 

einer Ring- Trasse, d.h. Ausweisung jeweils (pro 

Richtung eine) einer Fahrbahn der Nord-Süd-

Fahrt und der Inneren Kanalstraße als Rad-

schnellweg. Gleichzeitig wird ein Signal gesetzt: 

Die hässlichen unzeitgemäßen Verkehrs-CO2- 

Sünden (wie die Nord-Süd-Fahrt) werden zum 

Teil neu genutzt und gleichzeitig wird dem Auto-

fahrer in Sichtweite eine sinnvolle, moderne und 

fließende Alternative aufgezeigt. „Fährst du noch 

Auto? Auch du kannst umsteigen!“

Was ist der mögliche Vorteil?

 

Ein Viertel des CO2-Ausstoßes wird durch Verkehr 

verursacht. Rund 50 Prozent aller von Autos ge-

fahrenen Strecken liegen unter 5 km. PKW-Ver-

kehr verbraucht viel städtischen Raum (Parkplät-

ze, Straße). Alle Großstädte leiden unter einem zu 

hohem Verkehrsaufkommen: Laut einer Studie 

von tomtom (2011) liegt der durchschnittliche 

Zeitverlust, verursacht durch hohes Verkehrsauf-

kommen, in Köln pro Autofahrt bei 19,8%. Dabei 

hat der Zeitverlust seit 2010 um 0,8% zugenom-

men. Mit Radschnellwegen würde man, wenn 

man den aktuellen Zeitverlust einer PKW-Fahrt 

berücksichtigt und 5 km Distanz zu Grunde legt, 

nicht wesentlich später ankommen als mit dem 

PKW. (tomtom hat den durchschnittlichen Zeit-

68



verlust über 24 Stunden errechnet. In der mor-

gendlichen Rushhour schneidet der Radschnell-

weg noch besser ab.) RadExpressWegeKöln sind 

eine sinnvolle Ergänzung in der Verkehrsinfra-

struktur! Radfahrer werden ihr umweltfreundli-

ches Verkehrsmittel häufiger nutzen, bisherige 

Nutzer des motorisierten Individualverkehrs 

werden auf das Fahrrad umsteigen. Aktuelle 

Umfragen bestätigen ein großes Verlagerungs-

potenzial vom PKW auf das Fahrrad. Schon heu-

te ist das Fahrrad für viele Verkehrsteilnehmer 

innerhalb der Stadt das Fortbewegungsmittel 

Nummer Eins. Weite Teile der Stadtgesellschaft 

wünschen sich eine bessere Radwegesituation 

in Köln. Die Stadt kann dieses Potenzial abrufen, 

indem sie die Infrastruktur für schnelles Radfah-

ren zur Verfügung stellt.

Umsetzung – Wie und wo kann es losgehen?

Nord-Süd-Fahrt und Innere Kanalstraße wären 

hervorragend geeignet, um zügig mit dem Aus-

bau eines Rad-ExpressWege-Netzes in Köln zu 

beginnen. Diese Achsen wären mit relativ wenig 

Aufwand und dementsprechend geringen Kos-

ten dem Radverkehr zur Verfügung zu stellen. 

Für den RadExpressWegKöln wird ein eigenes 

Logo entwickelt, das sich im Stadtbild wieder-

findet. RadExpressWegKöln wird als Marke pro-

fessionell positioniert. Die Einführung und der 

Betrieb werden durch umfassende Marketing-

maßnahmen (Werbung, aber auch Festakte und 

Fahrradaktionstage) begleitet. Idealerweise wird 
ein Sponsor gewonnen. Obligatorisch ist eine In-
formationskampagne. Das Amt für Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit kann die Marketingmaß-
nahmen entwickeln und steuern (zum Beispiel 
Werbung auf Mega-Posterflächen, Citylights). In 
den Empfehlungen für Radverkehrsanlagen ERA 
sind die Netzkategorien ARII für überregionale 
und IRII für kommunale Radschnellwege bereits 
vorgesehen.
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Umsetzung – Wen und was braucht es für die 

erfolgreiche Umsetzung? 

Es braucht vor allem Mut und Innovationskraft. 

Die Stadt Köln (Partner des DKK) ist bei unserer 

Idee nicht nur als Partner, sondern auch als An-

sprechpartner eingebunden – ein Partner, der 

alle rechtlichen und auch finanziellen Möglich-

keiten hat, unsere Idee umzusetzen. Ist die Stadt 

Köln für unsere Idee gewonnen, ist somit der ent-

scheidende Schritt schon getan. Doch die Um-

setzung erfordert auch Mut. Mut, sich dem mo-

torisierten Individualverkehr entgegenzustellen. 

Für eine erfolgreiche Umsetzung brauchen wir 

daher Medienpartner, die für unsere Idee wer-

ben- und nicht zuletzt Partner mit Innovations-

kraft in Lobbyverbänden, die sich mit Weitblick 

für den RadExpressWeg- Köln engagieren.

Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 2 von 14: Priorität 1

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 1

Gesamtwert: Priorität 1

Externe Experten

„...Die Idee weist somit auch ein hohes Integra-

tionsniveau auf, da es höchst kompatibel zum 

bestehenden Radwegesystem ist bzw. auf die-

sem aufbaut. Auch hinsichtlich der symboli-

schen und politischen Strahlkraft und bezüglich 

der unmittelbaren Klimaeffektivität kann das 

vorgeschlagene Projekt RadExpressWeg Köln 

als vorbildlich eingestuft werden. Da zurzeit 

eine hohe Bereitschaft besteht vom Auto aufs 

Fahrrad umzusteigen, sofern die erforderliche 

Infrastruktur vorhanden ist und vor dem Hin-

tergrund, dass 2/3 aller Autofahrten unter 5 km 

sind, besteht ein hohes Maß an CO2-Einsparvo-
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lumen – ein wichtiger Beitrag, um die gesetz-

ten Klimaziele zu erreichen. Auch die Kriterien 

der sozialen Wirksamkeit sind gegeben, da das  

RadExpressWeg-System grundsätzlich allen Bür-

gerinnen und Bürgern verfügbar ist, die Radfah-

ren können und wollen. Hinsichtlich der Umset-

zung/Förderung bleibt festzuhalten, dass das 

Projekt relativ einfach und zudem wirtschaftlich 

umsetzbar ist, sofern man beim Land NRW, wel-

ches das Thema Radschnellwege bereits aufge-

griffen hat, Gelder für die Umgestaltung (der 

bauliche Aufwand hält sich in Grenzen, in erster 

Linie bedarf es gestalterischer bzw. sicherheits-

relevanter Arbeiten) bereitstellt und die Stadt 

Köln den Mut hat, dem motorisierten Individual-

verkehr beispielsweise jeweils eine Fahrspur der 

bestehenden Trassen der Nord-Süd-Fahrt und 

der Inneren Kanalstraße zu nehmen und als Ra-

dExpressWeg zu nutzen. Ferner müsste die Stadt 

Köln das Produkt RadExpressWegKöln durch 

umfassende Marketingmaßnahmen als Marke 

professionell im Kölner Stadtleben positionieren. 

Idealerweise wird ein Sponsor gewonnen. 

Insgesamt gesehen ein Projekt mit Vorbild-

funktion, das der Stadt Köln bundesweit eine 

Vorreiterrolle einbringen würde“.

Experten-Workshop

Die Idee wird unstrittig als positiv und vorrangig 

beurteilt. Als konkrete Forderung wird erhoben, 

dass im Innenstadtbereich für die 2 innerstädti-

schen Hauptachsen (Nord-Süd, Ost-West) Rad-

verkehrswege benötigt werden. Die Idee ist in 

Verbindung mit den Vorschlägen zum Radfahren 

in Köln (1/2011) zu unterstützen.

Nutzen-Aufwand-Relation

Sehr gut - mit vergleichsweise geringem Auf-

wand (Fahrbahnmarkierungen) wird ein attrak-

tives Angebot für den wachsenden Radverkehr 

geschaffen.

Chancen der Umsetzung

Bei weiter steigendem Radverkehr in der Innen-

stadt ist weitgehende Akzeptanz zu erwarten. 

Eignung des Konzeptes zeitlich begrenzt erpro-

ben (ähnlich wie bei der Umwidmung des Park-

streifens an den Ringen für den Radverkehr).





Bild
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Hintergrund & Anlass 

Mobilitätsmanagement ist ein Ansatz zur 

Beeinflussung der Verkehrsnachfrage. Ziel 

ist es, den Personenverkehr effizienter, umwelt- 

und sozialverträglicher und damit nachhaltiger 

zu gestalten. Lokale Akteure werden motiviert, 

„ihre“ Verkehrsteilnehmer gezielt zum Umstieg 

vom Pkw auf öffentliche Verkehrsmittel, Fahrrad, 

Fußverkehr, Fahrgemeinschaften und Carsha-

ring-Angebote zu bewegen.  Hierzu werden 

Maßnahmen aus den Bereichen Planung, Infor-

mation, Kommunikation, Koordination und Ser-

vice strategisch zusammengeführt. Die Bürger 

werden durch eine „kommunizierende Planung“ 

frühzeitig einbezogen und „politisches Marke-

ting“ sorgt für konsensfähige Entscheidungen. 

Diese Vorgehensweise bedarf der Initiierung, 

Verstetigung und Steuerung durch die Stadt-

verwaltung. In der Praxis fehlt derzeit eine ko-

ordinierte stringente Vorgehensweise und eine 

abgestimmte Marketingstrategie, um zum Teil 

parallel oder gar gegeneinander laufende Arbei-

ten verhindern zu können.

Die Idee - Was soll passieren?

Dem Mobilitätsmanagement liegt der Ansatz 

des Marketings zugrunde. Der Begriff „Marke-

ting“ steht in der Wirtschaft für die Ausrichtung 

der gesamten Aktivitäten eines Unternehmens 

auf die Erfordernisse des Marktes. Sieht man die 

Kommune als Unternehmen und wesentlichsten 

Player im Bereich der Nahmobilität, so verlangt 

dies auch ein marktorientiertes Handeln.   

Leitprojekt Verkehr und Mobilität  
  Einführung eines kommunalen Mobilitätsmanagements



Einführung eines kommunalen  

Mobilitätsmanagements 

Bedient man sich des in der Wirtschaft üblichen 

Managementansatzes, so hat die Kommune alle 

Entscheidungen und alles Handeln auf dem 

Gebiet der Mobilitätsgestaltung systematisch 

sowohl verwaltungsintern als auch mit den ver-

schiedenen Akteuren abzustimmen. Wenn es 

politisches Ziel der Kommune ist, die nachhalti-

ge Mobilität zu fördern, so sind die Aktivitäten 

der Kommunen auf dieses Ziel hin auszurichten. 

Es geht letztendlich um das Gestalten, Lenken 

und Entwickeln eines Angebotes zur Befriedi-

gung der Nahmobilität. Es wird  zur Aufgabe der 

Stadtverwaltung, diesen Kommunikationspro-

zess nach innen und außen zu organisieren. 

Ein so definiertes Mobilitätsmanagement ver-

folgt vier sich ergänzende Handlungsansätze:

•	 Einen organisationsstrukturellen Ansatz,

•	 einen multimodalen Ansatz (Ausbau und 

Verknüpfung der Verkehrsträger  

des Umweltverbundes),

•	 einen informationsbezogenen Ansatz  

(Mobilitätsberatung) und

•	 einen nachfrageorientierten Ansatz (Kun-

denorientierung, Bürgerbeteiligung) 

 Der organisationsstrukturelle Ansatz erfordert 

die verwaltungsinterne Strukturierung ressort-

tübergreifender Kommunikations- und Abstim-

mungsprozesse. Belange der Mobilität und des 

Verkehrs werden bisher in verschiedenen Dezer-

naten und Ämtern behandelt. Eine wichtige Vo-

raussetzung für ein erfolgreiches Mobilitätsma-

nagement ist die Koordination und Kooperation 

dieser verschiedenen Handlungsfelder. Dies be-

darf der Initiierung, Verstetigung und Steuerung. 

 Der multimodale Ansatz erfordert den Ausbau 

und die Verknüpfung des „Umweltverbundes“ 

(Bus & Bahn, Fahrrad, Fußgänger, Carsharing und 

Fahrgemeinschaften). 

 Die Mobilitätsberatung als informationsbezo-

gener Ansatz bietet den Verkehrsteilnehmern 

durch Information, Beratung und Anreize Anstö-

ße und Möglichkeiten für eine Veränderung ih-

res Mobilitätsverhaltens. 

 Ein wesentlicher Bereich ist die kommunizie-
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rende Planung. Gerade im Bereich der Umset-

zung von Infrastrukturprojekten ist es notwen-

dig, die Bürger stärker als bisher mitzunehmen, 

wenn man Veränderungen in diesem sensiblen 

Bereich erreichen möchte. Es ist zweckdien-

lich und effizient, sowohl die Planung als auch 

die Realisierung in Form des übergreifenden 

kommunizierenden Prozesses des Mobilitäts-

managements anzugehen. Kommune, Betrie-

be und öffentliche Einrichtungen arbeiten mit 

Einwohnern, Mitarbeitern, Kunden, Schülern 

etc. einerseits sowie mit Verkehrsunternehmen 

und Dienstleistern andererseits zusammen, um 

maßgeschneiderte Mobilitätskonzepte für die 

entsprechenden Einrichtungen zu erstellen.  

 

Die Idee – Was ist der mögliche Vorteil?

Mobilitätsmanagement schafft Wettbewerbs-

vorteile im interkommunalen und regionalen 

Wettbewerb. Das Mobilitätsverhalten in unse-

rer Gesellschaft verändert sich grundlegend. 

Die nächsten Jahre und Jahrzehnte werden ge-

prägt sein vom Klimawandel, der Verknappung 

und Verteuerung fossiler Energieträger und dem 

Wettbewerb um die Position eines Lebens- und 

Wirtschaftsstandorts im Zeichen des demogra-

fischen Wandels. Langfristige Standortvorteile 

erfordern nachhaltiges Handeln und frühzeitige 

Reaktionen auf diese Entwicklungen mit ihren 

gesellschaftlichen Veränderungen. Es ist sinnvol-

ler, frühzeitig mit dem Wandel zur postfossilen 

Mobilität zu beginnen, statt später Zwangsmaß-

nahmen (aus dem Planungs-, Umweltrecht) aus-

gesetzt zu sein. Die Regionen, die den Wandel 

als Chance sehen und offensiv gestalten, sind 

attraktive Lebens- und Wirtschaftsstandorte. 

Mobilitätsmanagement schafft Win-Win Situ-

ationen für alle Beteiligten - Bürger, Betriebe, 

Schulen, öffentliche Hand, Politik. Ein Beispiel 

aus der Wirkungsabschätzung des Bundespro-

gramms „effizient mobil“ (betriebliche Mobilität): 

•	 Mögliche Verlagerung von 20%  der 

Kfz-Nutzung auf den Umweltverbund 

(ÖPNV 11%)

•	 Reduktion von CO2-Emissionen in Höhe 

von 0,19 t pro Beschäftigten

•	 Kostenersparnis für Betriebe für die dienst-

liche  Mobilität um bis zu 20%
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Im Rahmen einer Evaluation zu dem Münchner 

Neubürgerinfo ist auch das betriebswirtschaftli-

che Nutzen-Kosten-Verhältnis ermittelt worden. 

Demnach sind für den Aufwand von 12 Euro 

Kosten je Beratungsfall ein Mehrertrag von 23 € 

durch verstärkten Ticketverkauf generiert wor-

den. Neben den daraus abgeleiteten Wirkungen 

bezüglich der Lärm- und Schadstoffimmissionen 

ergeben sich auch in anderen Problemfelder po-

sitive Wirkungen:

Nutzen eines  

kommunalen Mobilitätsmanagements 

•	 Entlastung von Verkehrsbudgets

•	 Mehreinnahmen im ÖPNV

•	 Verringerung des Verkehrsaufkommens 

ohne Einbußen der Mobilität

•	 Höhere Lebensqualität (Luftreinhaltung, Ver-

minderte Lärmbelastung

•	 Geringerer Parkraumdruck

•	 Standortentwicklung bzw.  

Standortsicherung  (Arbeitsplätze)

•	 Attraktivitätssteigerung des Lebens- und 

Wohnortes -insbesondere für Familien und 

ältere Menschen

•	 Frühzeitige Einbeziehung der Zivilgesell-

schaft erschließt Potentiale und vereinfacht 

politische Entscheidungsprozesse

Umsetzung 

Der strukturelle Ansatz des Mobilitätsmanage-

ments erfordert eine politische Leitzielvorgabe, 

die verwaltungsinterne Regelung der Zuständig-

keiten, der Ablauforganisation und der Festle-

gung der finanziellen und personellen Ressour-

cen. Es gilt, ein kommunales Mobilitätskonzept 

zu erstellen. Die Detailplanungen erfolgen unter 

der Federführung der jeweiligen Fachbereiche, 

d.h., jeder Fachbereich erarbeitet seinen Beitrag 

zur Erreichung des vorgegebenen Zieles bzw. 

der Ziele. Dies bedarf der Prozesssteuerung.  

Administrative Einordnung

Das Mobilitätsmanagement erfordert Funktions-

träger mit klaren Aufgabenbeschreibungen und 

Verantwortlichkeiten. Die übergreifende Integ-
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ration der Einzelaktivitäten muss ein Mobilitäts-

manager wahrnehmen, der in leitender Positi-

on bei der Stadtverwaltung beheimatet ist. Der 

Mobilitätsmanager ist für die Prozesssteuerung 

zuständig. Er muss im Sinne verkehrspolitischer 

Zielvorgaben initiativ werden und Erkenntnisse, 

die durch die oben genannten Institutionen ge-

wonnen worden sind, aufbereiten lassen und in 

den politischen Entscheidungsprozess einbrin-

gen („Politisches Marketing“). Der Mobilitätsma-

nager hat außerdem die Aufgabe, vorhandene 

und neue intermodale Mobilitätsdienstleistun-

gen durch ein Zusammenführen verschiedener 

Handlungsebenen und Schlüsselpersonen zu 

verbessern bzw. zu initiieren.

Handlungsfelder

Neben der Angebotsschaffung bzw. Ausweitung 

im ÖPNV, Fußgänger-, Radverkehr sowie bei al-

ternativer Mehrfachnutzung im motorisierten 

Individualverkehr (z.B. Carsharing, Fahrgemein-

schaften) ist insbesondere die Kommunikation 

der Angebote ein wichtiges Handlungsfeld. Das 

Spektrum der Handlungsfelder reicht von Infor-

mations- und Marketingaktivitäten über betrieb-

liche Maßnahmen bis hin zur schulischen Mobi-

litätsbildung.

Hier einige Beispiele:

•	 Die Zusammenarbeit mit Schulen im Bereich 

der Mobilitätserziehung bietet die Möglich-

keit, die Angebote des Umweltverbundes 

vor Ort nicht nur den Schülern sondern 

auch den Eltern besser bekannt zu machen. 

Dazu bedarf es einer „Schulberatungsstelle“, 

die den Erfahrungs- und Informationsaus-

tausch und die Qualifizierung der Schulen 

organisiert und selbst ortsspezifische Ange-

bote zur Mobilitätsbildung in Kooperation 

mit den Mobilitätsdienstleistern entwickelt. 

•	 Die kommunale Wirtschaftsförderung kann 

die betriebliche Mobilitätsberatung als Ser-

viceleistung für die Betriebe aufnehmen. 

Betriebliche Mobilitätsberatungen selbst 

erfolgen durch private Firmen. 

79



Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 1 von 14/Priorität 1

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 1

Durchschnittswert: Priorität 1 

Externe Experten

„Das Projekt Einführung eines kommunalen Mo-

bilitätsmanagement erscheint zwar auf den ers-

ten Blick unspektakulär, es besitzt jedoch eine 

hohe Strahlkraft mit starker symbolischer und 

politischer Relevanz. Insgesamt gesehen kann 

man durch Mobilitätsmanagement wirtschaft-

lich eine sehr hohe Klimaeffektivität erreichen, 

die durch ein sehr hohes Innovations- und Integ-

rationsniveau sowie eine starke soziale Wirksam-

keit gekennzeichnet ist. Eine Umsetzung durch 

die Stadt Köln sollte daher sofort beginnen, wo-

bei eine Förderung durch das Land NRW wün-

schenswert und notwendig  wäre“.

Experten-Workshop

 

„Idee unstrittig und prioritär, langfristige Forde-

rung, kann für die Stadt schon lohnenswert auf-

grund der erreichten Einsparung sein“.

Nutzen-Aufwand-Relation

Sehr gut: Bei wirtschaftlich begrenzten Kosten 

ist eine sehr hohe Klimaeffektivität möglich.

 

Chancen der Umsetzung

Im Prinzp gut, da hohe Akzeptanz für fahrrad-

freundliche Entscheidungen zu erwarten ist, 

angesichts der Personalsituation in der Stadtver-

waltung ist aber eine aktiver Pate für diese Idee 

notwendig.
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Hintergrund & Anlass

Strecken, die für den Fußweg zu lang, aber für 

die Bus- oder Straßenbahnfahrt zu kurz sind, 

lassen sich am besten mit dem Fahrrad bewälti-

gen, im kombinierten Verkehr am besten mit dem 

Leihfahrrad. In Köln hat der Anbieter „Call a Bike“ 

(Deutsche Bahn) im innerstädtischen Bereich bis 

zum Gürtel bereits Kapazitäten aufgebaut, die 

sich vorrangig an die Nutzer von S-Bahnen, Re-

gionalzügen und Fernzügen wenden. Der weite-

ren Verbreitung steht auf Seiten der Kundschaft, 

neben der notwendigen Registrierung, der noch 

relativ unkomfortable Ausleihvorgang per Han-

dy, die Abrechnung relativ hoher Nutzungsent-

gelte sowie, auf Seiten des Trägers, der relativ 

hohe Aufwand für die Rückführung der Fahrrä-

der an stark frequentierte Standorte entgegen. 

Die Idee – Was soll passieren? 

Leihfahrräder sind das ideale Verkehrsmittel im 

Umweltverbund zur Ergänzung des Angebots 

im öffentlichen Personennahverkehr (z.B. zur 

Verbesserung der Tangentialverbindungen). Sie 

sollen deshalb, wie schon in anderen Großstäd-

ten, in das örtliche ÖPNV-Angebot integriert 

werden. Hierzu ist es erforderlich, die Standorte 

stadtweit an den wichtigsten Umstiegshaltestel-

len von Bahn und Bus auszurichten und die Ver-

leihgebühren attraktiv in die Tarife des ÖPNV zu 

integrieren (z.B. 1/2-Stunde frei für Dauerkarten-

inhaber). Die bisherigen Ansätze zu einem Fahr-

radverleih im Kölner Innenstadtbereich kommen 

noch ohne feste Standorte aus. Die Pilotprojekte 

in Hamburg und Berlin zeigen jedoch, dass das 

Verleihsystem am besten funktioniert, wenn 

eine verlässliche Auffindbarkeit gegeben ist. Da-

her sollten an zentralen Haltepunkten des ÖPNV 

Leitprojekte Verkehr und Mobilität  
Aufbau eines mit dem ÖPNV vernetzten Fahrradverleihsystems 

  



und wichtigen Zielen feste Verleihterminals ein-

gerichtet werden. An diesen Terminals, die als  

Verleih- und Rückgabestationen dienen, können 

die Leihräder ohne Handynutzung, über Touch-

screen und Magnetkartenleser ausgeliehen 

werden. Sind die Terminals mit einem entspre-

chenden funkbasierten System wie z.B. in Ham-

burg ausgerüstet, erfolgt die Buchung bei der 

Rückgabe des Leihrads automatisch. Zusätzlich 

ist zu prüfen, ob auch außerhalb des innerstädti-

schen Bereichs Satelliten-Terminals eingerichtet 

werden können, beispielsweise an S-Bahn- und 

Stadtbahn-Stationen zur Feinerschließung gro-

ßer Gewerbegebiete.

Die Idee – Was ist der mögliche Vorteil? 

Leihfahrräder können in Kombination mit dem 

öffentlichen Verkehr auf den „letzten Metern“ 

zum Ziel eine umweltfreundliche Mobilitätskette 

vervollständigen. Wechseln mehr Pendler vom 

Auto auf die Kombination von Bahn, Bus und 

Fahrrad, tragen Verleihsysteme dazu bei, Abgas- 

und Staubbelastungen zu reduzieren. 

Wichtig ist die Verlässlichkeit, dass am gewünsch-

ten Standort Leihräder tatsächlich zur Verfügung 

stehen, sowie ein geordneter Abstellmodus. Bei-

des lässt sich mit einem terminalbasierten Sys-

tem am einfachsten sicherstellen. 

Umsetzung

Zum Auftakt sollte eine Machbarkeitsstudie er-

stellt werden, die Konzepte entwickelt, wie ein in 

den ÖPNV integriertes Fahrradverleihsystem in 

Köln realisiert werden kann. In diesem Rahmen 

ist zu untersuchen, welche Betreibermodelle in 

Köln in Frage kommen und wie die finanzielle 

Umsetzung aussehen kann (Anteilige Nutzer-

finanzierung, Sponsoring, Zuschüsse). Soll das 

System wie in anderen deutschen Großstädten 

den Nutzern in der ersten halben Stunde kos-

tenlos zur Verfügung stehen, ist voraussichtlich 

wie im ÖPNV ein städtischer Zuschuss zu den 

Betriebskosten erforderlich, der ggfs. aus Werbe-

einnahmen oder aus Stellplatz-Ablösebeträgen 

finanziert werden könnte.
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Einordnung externe Bewertung 

Rang 3 von 14/ Priorität 1

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 1

Durchschnittswert: Priorität 1

Externe Experten

„Das Projekt Aufbau eines mit dem ÖPNV ver-

netzten Fahrradverleihsystems hat neben der 

symbolischen auch eine hohe verkehrs- und um-

weltpolitische Relevanz und weist darüber hin-

aus eine hohe unmittelbare Klimaeffektivität auf, 

die durch den Umstieg vom Auto auf den ÖPNV/

das Fahrradverleihsystem erreicht wird. Ergänzt 

werden müsste das Thema dann noch in einem 

zweiten Schritt durch Vernetzung und Förderung 

mit den Systemen mobiler und stationärer Auto-

verleih- bzw. CarSharing-Systeme. Die Stadt Köln, 

gegebenenfalls zusammen mit dem Verkehrsver-

bund Rhein-Sieg, wäre gut beraten, das Thema 

Öffentliches Fahrradverleihsysstem für Köln und 

die Region anzugehen, um den Umweltverbund 

weiter auszubauen und einen weiteren nen-

nenswerten Beitrag zum Klimaschutz zu leisten“. 

Experten-Workshop

Idee unstrittig und prioritär, Prüfauftrag stati-

onäre Systeme oder frei abstellbar im öffentli-

chem Raum, Umsetzung nicht zum Nachteil für 

Fußwege.

Nutzen-Aufwand-Relation

Hoher Nutzen für Attraktivität des Radverkehrs 

und Klimaschutz durch vermiedene Emissionen, 

Aufwand moderat, da vor allem Fahrradver-

leihsysteme durch Dritte gestellt werden könn-

ten (s. Paris oder London), Herausforderung wird 

die Schaffung eines guten die Verkehrsträger 

vernetzenden Informationssystems sein.
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Chancen der Umsetzung

In Zusammenarbeit mit KVB, Stadt Köln und 

den bereits aktiven Fahrradverleih-Unterneh-

men gut umsetzbar. Chancen stark abhängig 

von den Orten der ÖPNV-Fahradstationen. 

Gute Chancen für Probeläufe an neuralgischen 

Knotenpunkten bei Berücksichtigung auch der 

Radstationen der DB und der Carsharing-Statio-

nen (Mobilitäts-Netzwerk bilden).
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Ausgangssituation

Kölner Radfahrer, die in Kopenhagen gewe-

sen sind, wünschen sich ihre Heimatstadt 

wie Dänemarks Hauptstadt, ausgestattet mit 

breiten Radschnellwegen, die auf oder neben 

den Trassen der Haupteinfall-, Durchfahrts- und 

Ausfallstraßen verlaufen. Mit sicher, schnell und 

bequem zu befahrenden Radwegen, mit einem 

möglichem Tempo von 20 km/h und „Grüner 

Welle“ würden viele Kölner, die jetzt noch das 

Auto bewegen, aufs Rad umsteigen und damit 

zu einer saubereren Luft in Köln beitragen. In 

Köln gibt es einige gute Ansätze. Konsequent 

auf das gesamte Stadtgebiet angewandt, könn-

te zum Klimawandel ein deutlich spürbarer po-

sitiver Beitrag geleistet werden. Das oft ruppige 

Klima zwischen Radfahrern, Autofahrern, Fuß-

gängern, kurz allen Verkehrsteilnehmern, würde 

entschärft und die Verkehrssicherheit erhöht.

Kurzbeschreibung der Idee  

Schnell und sicher zu befahrende Nord-Süd-

Achse durch  

•	 Anlegen von Radwegen mit roter Markie-

rung und durchgezogenen Radschutz-

streifen, erst einmal auf Riehler Straße und 

Nord-Süd-Fahrt bis Turiner Straße in beide 

Fahrtrichtungen (siehe Beispiel Fried-

rich-Karl - Straße Richtung Nordfriedhof 

nach der Kreuzung Neusser Straße, Gottes-

weg etc.).  

•	 Herabsetzen der zulässigen Höchstge-

schwindigkeit von 70 km/h auf 50 km/h 

mit Radarkontrollen wie auf Innerer Ka-

nalstraße ab Zoobrücke bis Subbelrather 

Straße.

 

Leitprojekte Verkehr und Mobilität  
Radfahren in Köln



Schnell und sicher zu befahrende Ost-West- 

Achse durch 

•	 Instandhaltung der vorhandenen Radwege 

ab Deutzer Brücke durch die Innenstadt 

auf die Aachener Straße. Die Höchstge-

schwindigkeit ist auf dieser Achse schon 

auf 50 km/h, z. T. auf 30 km/h herabgesetzt.

•	 deutliche Markierungen für rechtsabbie-

gende PKW / LKW, die den Radweg kreu-

zen müssen. 

 

Genügend sichere Stellmöglichkeiten für Fahr-

räder an U-Bahn und Straßenbahn-Haltestellen 

und in Einkaufszonen. Die Elektro-Fahrräder wer-

den zunehmen (abschließbare Fahrradports).

Umsteigen der Polizei vom PKW aufs Fahrrad 

im Innenstadtbereich

Reduzierung des C02-Ausstoßes, schnel-

lere Verfolgung und Einzingeln von Kri-

minellen mit Hilfe von Fahrrad-Polizisten.  

Fahrradpolizei soll Erste-Hilfe-Taschen mitfüh-

ren, d.h. schnellere Hilfe, bis der Krankenwagen 

kommt. Es sollte auch kleine Defilibratoren ge-

ben. Freigabe aller Einbahnstraßen in Gegen-

richtung für Radfahrer in Innenstadt und Voror-

ten (nicht solche, die zu schmal sind): Am Anfang 

und Ende der Einbahnstraßen, am besten durch-

gängig, sind deutliche Markierungen der Radwe-

ge mit Piktogrammen notwendig, damit jeder 

Verkehrsteilnehmer sieht, dass Radfahrer hin und 

her radeln dürfen. Verkürzung der zum Teil bis 

zu 2-Minütigen roten Ampelphasen für Radfah-

rer und Fußgänger im ganzen Stadtgebiet (z.B. 

Ebertplatz, Hansaring, Rheinuferstraße). Alter-

nativ: Anbringen von Kaffee-/Snack-Automaten, 

Videoschirmen z.B. mit Anleitung für ‚2-Minuten 

kreatives- Nasebohren‘. Die Versuchung, bei Rot 

über die Ampel zu gehen, ist groß, insbesondere 

wenn kein PKW kommt. Ortsunkundige, denen 

diese Kölner Spezialität fremd ist, vermuten de-

fekte Ampeln.
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Vermeidung von Behinderungen  

auf Radwegen

Parkende Autos, Poller auf dem Radweg, lose 

Pflastersteine, aufgeworfener Asphaltbelag 

durch Baumwurzeln, Tische von Gastronomiebe-

trieben zu dicht am Radweg (Ringe).

Schnelleres Abtransportieren von „Radleichen” 

schafft Platz. Kein Zulassen von Segways auf 

Fahrradwegen. Regelmäßiges Treffen der feder-

führenden Teilnehmer der einzelnen Gruppen 

im „DKK“ mit Polizei, Fahrradbeauftragten der 

Stadt Köln, ADFC und anderen.

Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 2 von 6 / Priorität 2

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 2

Durchschnittswert: Priorität 2 

 

 

Externe Experten

„Alle Vorschläge sind relevant und gut begrün-

det, wenn auch nur stichwortartig. Am relevan-

testen ist der Vorschlag des Ausbaus von Haupt-

velorouten. Er entspricht dem Stand der Technik. 

Der Verweis auf Kopenhagen (ebenso auch vie-

le niederländische Beispiele) ist zutreffend.  Bei 

der Frage der Details für die Achsen ist mehr 

Differenzierung sinnvoll: breite Fahrradstreifen 

an Hauptverkehrsstraßen sind eine Option, ein 

System von Fahrradstraßen wäre eine andere, 

ebenso aber auch exklusive Fuß/Fahrradstra-

ßen, die für den KFZ-Verkehr gesperrt sind, teil-

weise auch unter Nutzung von Grünanlagen, 

Friedhöfen etc.  Derzeit laufen  in der AGFS erste 

Projekte für solche Hauptrouten/ Fernradwege 

(östl. Ruhrgebiet). Für Köln wurde in den 1980er 

Jahren vom Büro Richter/Richard schon einmal 

ein entsprechendes Netzkonzept entwickelt (als 

Teilplan für den damaligen VEP), das leider nicht 

realisiert wurde. Damals wurde die Frage der Ma-

schenweite für ein solches Netz diskutiert. Ledig-

lich ein Achsenkreuz wäre für die Millionenstadt 

am Ende zu wenig, also nur ein erster Schritt.  
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Der Hinweis auf mehr Bike & Ride an U-Bahn und 

Tramhaltestellen ist richtig. Ergänzend braucht 

Köln aber auch mehr Radstationen an seinen 

Bahnhöfen (bislang nur HBF). 

Der Hinweis auf Polizei auf Dienstfahrrädern 

ist richtig und sollte engagiert weiterverfolgt 

werden, das steigert massiv die Glaubwürdig-

keit der Polizei im Umgang mit Radfahrern. 

Die Freigabe von Einbahnstraßen muss 

auf breiter Basis erfolgen, davon kann 

es nur sehr seltene Ausnahmen geben. 

Die Verkürzung von Ampelumläufen ist ein rich-

tiger Ansatz im Interesse von Fuß- und Fahrrad-

verkehr“.

Experten-Workshop

 

„Idee unstrittig, Empfehlung auf das Stadtgebiet  

auszuweiten in Verbindung mit Ideen 04/2012 

und 25/2012 als Radverkehrskonzept in allge-

meines Verkehrskonzept integrieren.“

Nutzen-Aufwand-Relation

Im Rahmen eines neuen Fahrrad-Verkehrsent-

wicklungsplans sind Vorschläge zum Radver-

kehr mit geringem Aufwand und hoher Effizienz 

möglich (insb. auch Einbahnstraßen-Regelung, 

Fahrbahnmarkierungen, siehe auch die verwan-

deten Ideenskizzen).

Chancen der Umsetzung

Gute Chancen, da hohe Akzeptanz und geringe 

Umsetzungkosten.
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Hintergrund & Anlass

Die klassische ÖPNV-Finanzierung wurde 

ab 2013 obsolet. Die Finanzknappheit 

beschneidet den ÖPNV massiv in seiner Hand-

lungsfähigkeit. Neue Finanzierungswege müs-

sen gefunden werden. Dabei gibt es zwei Stoß-

richtungen: die Wirtschaft stärker zu beteiligen, 

als maßgeblicher Verkehrserzeuger über eine Art 

Nahverkehrs- oder „Dienstgeberabgabe“ analog 

zur „Versement transport“ in Frankreich; oder die 

ÖPNV-Akzeptanz und Nutzung durch besonders 

attraktive Zeitkarten zu steigern. Vorgeschich-

te: In den 1980er und 90er Jahren gab es erste 

Versuche Nulltarife und Nahverkehrsabgaben 

umzusetzen, die in Deutschland aber nicht sehr 

weit führten. Breit durchgesetzt haben sich le-

diglich die beitragsfinanzierten Semestertickets 

deutscher Universitäten, bei denen NRW füh-

rend war. Zudem gab es, ausgelöst durch das 

Vorbild Nulltarif Hasselt (Belgien), Nulltarif-Ex-

perimente in Brandenburg (u.a. Templin), wo die 

Kurabgabe den ÖPNV finanziert. Für Zeitkarten 

gab es bislang drei maßgebliche Innovationen: 

die Einführung von Verkehrsverbünden mit star-

ker regionaler Abstimmung und Durchtarifie-

rung, die Einführung der sog. Umwelttickets und 

später daraus entwickelter kostengünstiger Zeit-

karten und die Einführung der Semestertickets 

als ein beitragsfinanziertes Solidarticket für alle 

Studierenden. Die Semestertickets haben das 

Verkehrsverhalten der Studierenden massiv zu-

gunsten des ÖPNV verändert, es gab eine signifi-

kante Entmotorisierung der Studenten und eine 

intensive ÖPNV-Nutzung, die durch das NRW-

Plus- Angebot nochmal verstärkt wurde. In der 

übrigen Bevölkerung aber ist der Besitz von uni-

versellen Zeitkarten noch enttäuschend gering.

Leitprojekte Verkehr und Mobilität 
Bürgerticket



Die Idee 

Ziel muss es sein, quasi alle Bürger zu Dauerkun-

den im ÖPNV zu machen. Der erste Schritt wäre, 

mehr universelle Zeitkarten zu verkaufen als PKW 

zugelassen sind. Nach der Logik des Semesterti-

ckets soll ein beitragsfinanziertes Bürgerticket 

eingeführt werden, welches als Solidarticket von 

allen Bürgern gezahlt wird. Es entspricht damit 

einer Nahverkehrsabgabe. Operativ muss dafür 

eine geeignete Trägerkonstruktion gefunden 

werden, die analog zur Rolle der ASTEN und 

Studierendenwerke bei den Semestertickets 

ein ähnliches Mandat übernimmt. Denkbar ist, 

dass ein Zusammenschluss/Dachverband aller 

Bürgervereine oder ein neu zu konstituierender 

Träger diese Aufgabe übernimmt. In jedem Fall 

braucht eine solche Regelung eine demokrati-

sche Legitimation analog zu den „Urabstimmun-

gen“ der Studentenparlamente. Geklärt werden 

müssen die Übergangsregelungen für die be-

stehenden Zeitkartenregelungen, wie Jobticket, 

Schülerticket etc.

Umsetzung  

Arbeitsschritte: Zunächst muss ein Rechts- und 

Organisationsgutachten unter Beteiligung des 

VRS, der KVB und des VDV den Rechts- und Or-

ganisationsrahmen klären. Diese Aktivitäten 

können mit der Stadt Tübingen abgestimmt 

werden, die ebenfalls an einer Bürgerticketinitia-

tive arbeitet. Parallel dazu muss in der Kölner ÖP-

NV-Szene der Ansatz diskutiert und popularisiert 

werden.

Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 4 von 14

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 2

Durchschnittswert: Priorität 2 
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Externe Experten

„Der Vorschlag Bürgerticket ist zugleich von  

hoher symbolischer, als auch insbesondere poli-

tischer Relevanz, da die klassische ÖPNV-Finan-

zierung seit 2013 grundlegende Änderungen er-

fährt, die das System nachhaltig unterfinanziert 

sein lässt. Die Finanzknappheit wird somit noch 

größer und beschneidet den ÖPNV und sein An-

gebot massiv in seiner Handlungsfähigkeit. Dies 

führt in den Ballungsräumen zu einer Überforde-

rung des Angebotes, sprich zum Kollaps, und in 

den ländlichen Räumen zum weitgehenden Weg-

fall des ÖPNV, weil dieser nicht mehr finanzierbar 

ist. Somit müssen dringend neue Finanzierungs-

wege gefunden werden, wobei der Vorschlag 

Bürgerticket neben einer sehr hohen sozialen 

Wirksamkeit auch eine unmittelbare Klimaef-

fektivität erbringen würde. Grundsätzlich kann 

die Verkehrsfinanzierung zum einen durch eine 

stärkere Beteiligung der Wirtschaft über eine Art 

Nahverkehrs- oder „Dienstgeberabgabe“ analog 

zur „Versement transport“ in Frankreich erfolgen 

oder aber durch die Erhöhung der ÖPNV-Akzep-

tanz der Bevölkerung mittels besonders attrakti-

ver Zeitkarten. Der durchaus soziale Ansatz des 

Bürgertickt Köln geht davon aus, dass nach der 

Logik des Semestertickets ein beitragsfinanzier-

tes Bürgerticket eingeführt werden soll, das als 

Solidarticket von allen Bürgern gezahlt wird. Es 

entspricht damit einer Nahverkehrsabgabe, die 

das Verkehrsverhalten der Bürger massiv zu-

gunsten des ÖPNV verändern soll. Insgesamt ge-

sehen problematisiert der innovative Vorschlag 

Bürgerticket ein wichtiges klimarelevantes The-

ma, das durch die steigenden Finanzierungspro-

bleme im ÖPNV an Wichtigkeit täglich zunimmt“. 

Experten- Workshop

„Prüfauftrag Kosten pro Bürger dieses Modells, 

wo liegen die Grenzen des Transportes für die 

KVB, wichtiges Thema zukünftige Finanzierung 

des ÖPNV.“
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Nutzen-Aufwand-Relation

Sehr hoch, da sowohl die Finanzierung des ÖPNV 

abgesichert, die Attraktivität desselben für die 

BürgerInnen gesteigert und ein großer Klima-

schutzeffekt erreicht werden kann. Zu klären 

ist aber, wie in dem Umlagemodell zusätzliche 

finanzielle Belstungen für die Kommunen und 

Verkehrsbetriebe vermieden werden.

Chancen der Umsetzung

„Noch nicht bewertbar - zunächst soll ein 

Rechts- und Organisationsgutachten unter Be-

teiligung des VRS, der KVB und des VDV den 

Rechts- und Organisationsrahmen klären. Hin-

sichtlich der Umsetzbarkeit ist der Vorschlag 

durchaus wirtschaftlich darstellbar und könn-

te sicher auch kommunal umgesetzt wer-

den, wobei die Stadt-Umland Problematik 

damit noch nicht gelöst ist, sprich, es müsste ein 

regionaler Lösungsansatz z.B. auf Ebene des Ver-

kehrsverbundes gefunden werden, was das Pro-

jekt natürlich wesentlich schwieriger macht.“

98







101

Hintergrund & Anlass 

Die Akzeptanz des ÖPNV leidet erheblich 

durch seine nur schwach ausgeprägte  

Kundennähe. Vielfach sind die Entfernungen zur 

nächsten Haltestelle zu weit. Der üblicherweise 

als Maßstab angesetzte 300-Meter-Luftlinien-

radius passt schon lange nicht mehr zu einer 

alternden und autoverwöhnten Gesellschaft. 

Der ÖPNV wird beispielsweise von an das eige-

ne Auto Gewöhnten nur angenommen, wenn er 

maximale Kundennähe bietet. Gleichzeitig darf 

er aber nicht durch häufiges Anhalten zu lang-

sam werden. Das zwingt zu einer Differenzierung 

der Netze und Aktionsradien. Systemvergleiche 

mit den Schweizer ÖPNV-Systemen belegen, 

dass dort in den Städten im Schnitt 3-4 mal mehr 

Haltestellen je qkm bzw. je 1000 Einwohnern an-

geboten werden als in deutschen Städten. Das 

führt vor allem im Bereich der Nahmobilität zu 

einer viel höheren Akzeptanz des ÖPNV. In den 

1980er und 90er Jahren gab es bereits Versuche, 

auch in Deutschland die Kundennähe zu stei-

gern:

•	 S-Bahnangebote durch Umwandlung von 

alten DB-Strecken zu modernen S-Bahnen 

mit  mehr Haltepunkten (Steigerung der 

Haltepunkte um den Faktor 5).

•	 Einführung neuer Stadtbussysteme in 

Klein- und Mittelstädten (Steigerung der 

Zahl der Haltestellen um den Faktor 10).

•	 Einführung von Orts-, Dorf- und Quar-

tiersbussystemen (Steigerung der Halte-

stellen um den Faktor 10).

 

Fast immer führten diese Angebote zu massi-

ven Zunahmen der Fahrgastzahlen.

Leitprojekte Verkehr und Mobilität
 ÖPNV- Feinerschließung



Die Idee – Was ist der mögliche Vorteil?

Das mittelfristige Ziel muss es sein, quasi über-

all eine maximale Kundennähe zu schaffen. Da-

für müssen die bestehenden Netze überarbeitet 

werden.

•	 Alle Quartiere erhalten eigene Quar-

tiersbusnetze, in denen Midibusse, am 

Stadtrand auch Minibusse verkehren. 

•	 Sie sichern die Feinerschließung und bin-

den die Linien der Busse, Tram, Stadtbah-

nen und S-Bahnen an. Sie erschließen die 

Quartierskerne und halten „an jeder Ecke“. 

Im Umland erledigen dies die Dorfbusse.

•	 In den Klein- und Mittelstädten des Um-

landes werden moderne Orts- und Stadt-

busnetze aufgebaut, ggf. mit den gesamt-

städtischen und regionalen Liniennetzen 

verknüpft. Sie fahren in die jeweiligen 

Wohn- und Gewerbe- und Einkaufsgebiete  

und werden in die Verkehrsberuhigung 

integriert.

•	 Auf allen Bahnstrecken werden neue Hal-

tepunkte eingerichtet, um bisher schlecht 

erschlossene Gebiete anzubinden. Zur 

Netzverdichtung werden bei Bedarf neue 

Straßenbahnstrecken entwickelt oder al-

ternativ dazu urbane Seilbahnsysteme eta-

bliert, auch um Netzlücken zu schließen. 

Umsetzung 

Zunächst muss ein Konzeptrahmen entwickelt 

werden, der exemplarisch für einige Modellge-

biete die Dimensionen des Ansatzes klärt und 

den Erfolg erprobt. Parallel zur Entwicklung die-

ser Strategie wird eine spezifische Öffentlich-

keitsarbeit durchgeführt, in Verbindung mit ei-

nem gezielten Dialogmarketing.

Bisherige Bewertung

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 12 von 14

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 2

Durchschnittswert: Priorität 2
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Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop

„Bisher beinhaltet die Projektskizze im Gegensatz 

zu vielen anderen Projektskizzen keinen direkten 

Bezug zu Köln. Umsetzen muss das Konzept die 

Stadt Köln als Aufgabenträger gemeinsam mit 

dem Verkehrsunternehmen. Durch die Feiner-

schließung und zusätzliche Angebote entstehen 

- zumindest bei den aktuellen Rahmenbedin-

gungen - Mehrkosten für die Kommune, die über 

zusätzliche Ticketverkäufe nicht ausgeglichen 

werden können. Im Zusammenhang mit dem 

in einer anderen Projektskizze vorgeschlagenen 

Bürgerticket können sich diese Kosten aber re-

duzieren“.

Experten-Workshop

 

„Idee ist durch demographischen Wandel mittel-

fristig relevant, setzt Einführung von Kleinbus-

konzepten voraus.“

Nutzen-Aufwand-Relation

Langfristig zu entwickelnder Nutzen mit relativ 

hohem Aufwand - sozial und ökologisch sinnvoll, 

wirtschaftlich gegebenenfalls nur als Modellvor-

haben für Köln sinnvoll.

Chancen der Umsetzung

Es ist von einem sehr langen Prozess mit einer 

Vielzahl von Beteiligten auszugehen und zumin-

dest eine flächendeckende Umsetzung erscheint 

vorerst - auch aufgrund der Kosten - fraglich.
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Hintergrund & Anlass

Kölns Lage am Rhein ist geprägt von einer 

Vielzahl am Ufer gelegener Siedlungsge-

biete und Industriestandorte, die sich mit na-

turnahen Landschaftsufern und Grünanlagen 

abwechseln. Die Dichte der Siedlungskerne 

zwischen Leverkusen und Niederkassel ist am 

gesamten Rheinlauf einmalig. Köln ist außer Ba-

sel die einzige Stadt, die diesen Strom mit städ-

tischen Ufern in ihre Mitte nimmt. In der Kölner 

Region liegen mehr als 25 Siedlungsgebiete, 

mindestens sechs große Industrieansiedlungen 

und eine Vielzahl von Dienstleistungsstandor-

ten in dichter Folge direkt am Rhein. Weiterhin 

liegen dort auch eine Vielzahl von Grün- und Er-

holungsflächen. Es existieren sieben Brückenver-

bindungen zwischen der nördlichen Bonner und 

der Leverkusener Autobahnbrücke, die sich al-

lerdings stark auf das Kölner Stadtzentrum kon-

zentrieren. Nur drei dieser Brücken werden für 

rheinquerende Stadtbahnstrecken, eine weitere 

für S- und Regionalbahnen genutzt. Zoobrücke 

und Deutzer Brücke dienen den drei einzigen 

rheinquerenden Buslinien der Region, welche 

als Schnellbuslinien nach Bensberg, Solingen 

und Remscheid allerdings keine Erschließungs-

funktion für ufernahe Stadtteile haben. Für Fuß-

gänger und Radfahrer sind diese Brücken wegen 

ihrer Hochlage als große Rampenbauwerke zur 

direkten Verbindung der Uferbereiche ebenfalls 

unattraktiv. Die vom Individualverkehr genutz-

ten Brücken und ihre Zufahrten sind zu Stoß-

zeiten chronisch überlastet. Die im Stadtgebiet 

vorhandenen regelmäßig verkehrenden Auto- 

(eine) und Personenfähren (zwei in Randlage) 

tragen nicht entscheidend dazu bei, die Ufer-

bereiche zu verbinden. Bei der Betrachtung der 

Siedlungsschwerpunkte und Wirtschaftsstand-

Leitprojekte Verkehr und Mobilität
 ÖPNV-Angebot auf dem Rhein in Köln



orte lässt sich somit ein großes Erschließungs-

potenzial in Ufernähe feststellen. Die Analyse 

der bestehenden Verbindungen und  Querungs-

möglichkeiten zeigt, dass diese fast ausschließ-

lich auf das Kölner Zentrum bezogen sind. Der 

Rhein stellt nach wie vor ein trennendes Element 

für weite Teile von Stadt und Region darstellt. 

Dazu kommt eine weitgehende Auslastung und 

in Spitzenzeiten mitunter starke Überlastung 

der rheinquerenden Infrastruktur für sowohl 

den motorisierten Individualverkehr als auch 

den ÖPNV ohne größere Wachstumsreserven. 

Die Idee 

Der kölsche Vaporetto: Eingerichtet wer-

den soll ein ÖPNV-Angebot für Perso-

nen-und Fahrradverkehr auf dem Rhein. Die-

ses soll in Längsrichtung und mit Querungen 

den Rhein attraktiv als Verkehrsfläche im  

ÖPNV-Tarif-und Takt-Verbund nutzen (Ergän-

zend ist ein Wasser-Taxi-Angebot denkbar). 

Hierfür sollen entsprechende realisierungsori-

entierte Untersuchungen von öffentlicher Seite 

beauftragt und durchgeführt werden. Seit vor 34 

Jahren zum ersten Mal in Köln die Idee formuliert 

wurde, den Rhein in die ÖPNV-Erschließung der 

Stadt einzubeziehen, sind die Voraussetzungen 

in Stadt und Region für eine gesamtwirtschaftli-

che Untersuchung von Kosten und Nutzen einer 

derartigen Maßnahme gegeben. Die Potentiale 

für ein derart umweltverträgliches, nachhaltiges 

und attraktives Verkehrsmittel haben sich durch 

steigende Nutzung des ÖPNV, wirtschaftliche 

und Stadtentwicklungs-Trends sowie die prog-

nostizierte Bevölkerungszunahme noch deut-

lich vergrößert. Die technischen und finanziellen 

Vorteile einer Investition in Wasserverkehrsmit-

tel gegenüber Schienentrassen, Tunneln und 

Brückenbauwerken machen diese Maßnahme 

insbesondere bei der schlechten öffentlichen Fi-

nanzlage wünschenswert.

Potentiale für  

wassergestützten ÖPNV in Köln 

Für den Nutzen eines wassergestützten Perso-

nenverkehrs in der Region Köln sprechen sowohl 
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regions- und stadtstrukturelle, wirtschaftliche, 

verkehrstechnische, als auch psychologische 

Aspekte. Bei den wirtschaftlichen Rahmenbe-

dingungen und besonders in der Stadtentwick-

lung sind einige Argumente zu betrachten. Die 

günstigen Voraussetzungen von Region und 

Stadt für die Einrichtung einer Wasserbuslinie 

sind oben bereits dargestellt worden. Der Rhein 

stellt in Stadt und Region abseits der Brücken 

ein trennendes Element für die Stadtentwick-

lung dar. Dies gilt im Querungsverkehr für viele 

dem Rhein gegenüberliegende Ansiedlungen 

außerhalb des Zentrums von Köln. Es gilt darü-

ber hinaus auch für Ansiedlungen, die längs des 

Rheins schneller und besser an die Zentren, Ar-

beitsstätten oder Naherholungsmöglichkeiten 

angebunden werden könnten. Ein Linienverkehr 

entlang des Rheins ist mit Querungen somit in 

der Lage, das trennende in ein verbindendes 

Element umzuwandeln. Hierdurch ist eine Ver-

knüpfung möglich, ohne das Siedlungsgebiet 

durch Rampenbauwerke zu zerschneiden. Die-

se sind mit einem querenden Wasserverkehr 

deutlich attraktiver und preiswerter verbunden 

als mit Tunneln oder Brücken. Bei der Einrich-

tung eines Wasserverkehrs ist der Verkehrs-

weg (Rhein) bereits kostenlos vorhanden, keine 

Gleistrassen, Tunnel oder Brücken müssen für 

die Erschließung der ufernahen Siedlungskerne 

gebaut und unterhalten werden. Angeschafft 

werden müssen nur Haltestellen und Fahrzeu-

ge. Weiterhin sind bei Wasserverkehrsmitteln 

langsame und Schnellverkehre, kreuzende und 

Längslinien kombinierbar und leicht zu ändern, 

was im Schienenverkehr jeweils eigene Trassen 

erfordert. Ein weiterer Vorteil gegenüber dem 

Schienenverkehr ist, dass der Wasserverkehr auf 

seinem Linienweg keiner bleibenden Einrichtun-

gen oder Eingriffe bedarf; die Wasserfläche wird 

nicht verändert.

Somit ist ein Wasserverkehrsmittel in der Ge-

samtrechnung Landverkehrsmitteln im ÖPNV 

zwangsläufig überlegen. Durch die Überwin-

dung der trennenden Zäsur in Stadt und Region 

sind städtebauliche, bevölkerungsstrukturelle 

und wirtschaftliche Potentiale (wie z.B. Arbeits-

stätten- Wohnort-Bezüge oder Kaufkraftströme) 

erschließbar, die bisher keine Entfaltungsmög-
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lichkeiten hatten. Für Köln kann dies einen ent-

scheidenden weiteren Schritt im Zusammen-

wachsen der Stadthälften auf dem Weg von der 

alten linksrheinischen Stadt zur „Rhein-Metropo-

le“ beider Ufer bedeuten.

Die wirtschaftlichen Entfaltungsmöglichkeiten 

werden unterstützt durch Entlastungsfunktio-

nen für die stark belasteten Verbindungen ent-

lang und über den Rhein auf Straße, Schiene 

und Brücke. Eine weitere verkehrstechnische 

Stärkung erfolgt an der für den Fahrradverkehr 

wichtigen Rhein-Route durch die zusätzlich 

möglichen Rheinquerungen und die Kombina-

tion Fahrrad-Schiff-Fahrrad im Längsverkehr. 

Dieser kombinierte Verkehr vergrößert zudem 

das Einzugsgebiet der Anlegestellen erheblich. 

Image-Aspekte sprechen aufgrund der gege-

benen Attraktivität des Verkehrsmittels für ei-

nen Personenverkehr auf dem Wasser. Über das 

Freizeitgefühl bei Bootsfahrten und den Erleb-

nischarakter des Wasserverkehrs sind eine hohe 

Akzeptanz und eine große Identifikation mit 

dem Verkehrsmittel erreichbar. Dieser Aspekt ist 

gut geeignet, in Verbindung mit fehlender Kon-

kurrenz von Individualverkehr auf dem Wasser 

neue Kundenkreise für den ÖPNV zu erschließen, 

für die dieser bisher unattraktiv erschien. Die At-

traktivität eines „Vaporetto“ ist auf der Nord-Süd-

route zwischen Rodenkirchen, Marienburg, 

Rheinauhafen und Zentrum geeignet, bisherige 

Nicht-ÖPNV Kunden zu werben. Zusätzlich zu 

den genannten Voraussetzungen haben sich in 

jüngerer Zeit Trends entwickelt, die aus Sicht der 

Stadtentwicklung für die Einrichtung eines Per-

sonenverkehrs auf dem Rhein sprechen. Hier ist 

insbesondere der Strukturwandel an den Ufer-

bereichen der Region zu nennen, der inzwischen 

weiter fortgeschritten ist. Bei großen Indust-

rie- und Logistikflächen, die sich traditionell in 

Ufernähe angesiedelt hatten, stehen Neustruk-

turierungen und/oder Umnutzung an oder sind 

bereits vollzogen. Dies ist seit längerem im Be-

reich der Häfen zu beobachten (Rheinauhafen, 

Mülheimer Werft, Deutzer Werft); aber auch das 

ehemalige Kabellager von Felten & Guillaume in 

Mülheim, die Areale von KHD am Mülheimer Ha-

fen, Linde in Sürth oder das Rheinforum in Wes-

seling sind Beispiele für diese Entwicklung. Diese 
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ist verbunden mit einer wirtschaftlichen Aufwer-

tung durch die Neunutzung hochwertiger Ufer-

bereiche.

Umsetzung 

Eine gesamtwirtschaftliche Betrachtung der 

Chancen einer Wasserbuslinie für Köln unter 

Einbeziehung von Potentialen der Region, der 

Stadtentwicklung, der touristischen Aspekte, 

von Marketingstrategien für die Stadt und ihrem 

Verkehrsunternehmen sowie Möglichkeiten der 

Verkehrserschließung ist erforderlich. Eine Un-

tersuchung der volkswirtschaftlichen Aspekte 

muss für die ganzheitliche Beurteilung von Kos-

ten und Nutzen erarbeitet werden. Für die Pla-

nung einer Umsetzung ist die Einbeziehung von 

Entwicklungsphasen und Stufenlösungen mit 

Ausbaupotential sinnvoll.

Dabei soll der Betrachtungsraum nicht zu eng 

gewählt werden, um alle Kölner und regionalen 

Erschließungspotentiale zu betrachten und hier-

für eine regionale Zusammenarbeit zu diskutie-

ren. Die touristischen Aspekte sollen im Sinne 

der Nutzungspotentiale und in Abgrenzung zu 

bestehenden touristischen Schifffahrtsangebo-

ten einbezogen werden. Die möglichen posi-

tiven Effekte für den Fahrradverkehr in Verbin-

dung mit verschiedenen Linienangeboten sollen 

untersucht werden. Dies ist insbesondere inter-

essant, um den Einzugsbereich der nur halben 

Erschließungskreise von Wasserhaltestellen zu 

vergrößern. Die verschiedenen Erschließungs-

möglichkeiten mit Schnellverkehren und lang-

sameren, häufiger haltenden Linien in Verbin-

dung mit der querenden (Fähren-Ersatz) und der 

Längserschließung sollten mit ihren Potentialen 

für verschiedene Standorte und Kundenkreise 

eingehender untersucht werden. 

Hierbei ist das Attraktivitätspotential und Image 

des Wasserverkehrsmittels für neue Kundenkrei-

se („Commissario-Brunetti-Effekt“) zu nutzen, z.B. 

für die gehobeneren Wohnviertel und die Dienst-

leistungszentren am Rhein. In Köln ist mit dem 

Rheinauhafen ein hierfür interessantes Areal zu 

erschließen. Möglichkeiten zu Kooperationen in 

der Region, die Förderfähigkeit von alternativen 

Antrieben und entsprechende Kooperationen 
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mit der regionalen Industrie sind ebenso zu er-

mitteln wie Marketingaspekte und mögliche 

Sponsoren. Neben den Kölner Verkehrsbetrie-

ben sind die regionalen und überregionalen Be-

treiber von Personenverkehr auf dem Rhein, der 

Verkehrsverbund Rhein-Sieg und viele weitere 

Interessenvertreter an der Überprüfung und Dis-

kussion eines ÖPNV-Angebotes auf dem Rhein 

zu beteiligen. Als Auftraggeber einer gesamt-

wirtschaftlichen Untersuchung sind allerdings 

die Vertreter der entsprechenden Interessen ge-

fragt. Sie sollten somit von Rat und Verwaltung 

der Stadt Köln, ggf. auch in Verbindung mit wei-

teren interessierten Kommunen und Kreisen, be-

auftragt werden.

Als erster und einfacher Schritt kann daraufhin 

mit vorhandenen Anlegern und Betreibern ein 

Probebetrieb in Köln organisiert werden, der 

schrittweise ausgebaut, professionalisiert und 

in das vorhandene ÖPNV-Netz integriert werden 

sollte.

Referenzprojekte 

Das relevanteste Vergleichsobjekt in Deutsch-

land ist die Wasserbus-Linie 62 entlang der Ham-

burger Elbe, die von der HADAG, einer Tochter 

der Hamburger Hochbahn AG im Tarif- und 

Fahrplanverbund des Hamburger ÖPNV-Netzes 

betrieben wird. Dieses Wasserbusangebot ver-

zeichnet seit langem steigende Fahrgastzahlen 

(2010: 4.130.000 Fahrgäste/Jahr, 11.500 Fahrgäs-

te/Betriebstag) und nutzt inzwischen auch die 

Erschließungspotentiale für das entstehende 

Stadtentwicklungsprojekt Hafencity. Wasserver-

kehrsprojekte in Rotterdam und Amsterdam, die 

neue Stadterweiterungen und Konversionsflä-

chen erschließen, können ebenfalls als Referen-

zen für die Stadtentwicklung und die Erschlie-

ßungsleistung herangezogen werden.
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Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop:

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 1 von 14

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 2

Durchschnittswert: Priorität 1

Externe Experten

Das Projekt „Möglichkeiten für ein ÖPNV-Ange-

bot auf dem Rhein“ will den Fluss als attraktive 

Verkehrsfläche im ÖPNV-Tarif- und -Takt-Ver-

bund nutzen. Diese Idee hat eine außerordentli-

che Strahlkraft aufgrund ihrer symbolischen und 

politischen Relevanz sowie der dadurch erreich-

baren Klimaeffekte. Insgesamt gesehen kann 

das Projekt als Leuchtturmprojekt eingeschätzt 

werden, weil es eine starke Aufmerksamkeit er-

zeugt und eine hohe lokale Identifikationskraft 

im Sinne des Klimaschutzes und des CO2-Spa-

rens ermöglicht. Zudem verliert der Rhein auf 

diese Weise seine Barrierewirkung und kann 

von den Bürgern als verbindender, attraktiver 

Verkehrsraum genutzt werden. In einem ersten 

Schritt sollte eine gesamtwirtschaftliche Be-

trachtung der Chancen einer Wasser(stofff)bus-

linie für Köln und die Rheinregion erfolgen, ein-

schließlich der Förderfähigkeit von alternativen 

Antrieben, wie auch der Marketingaspekte und 

der Beteiligung möglicher Sponsoren. Sodann 

kann mit vorhandenen Anlegern und Betreibern 

ein Probebetrieb in Köln organisiert werden, der 

schrittweise ausgebaut, professionalisiert und 

in das vorhandene ÖPNV-Netz integriert wird.  
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Experten-Workshop

Idee unterstützenswert und prioritär, Prüfauftrag 

der Betrachtung von volkswirtschaftlichen Effek-

ten, zusätzliches Angebot sinnvoll, aufgrund der 

Kapazitätsengpässe bei der KVB.

Nutzen-Aufwand-Relation

Betriebswirtschaftlich wurde der Ansatz seitens 

des örtlichen Verkehrsbetriebs untersucht und 

für nicht wirtschaftlich erachtet. Volkswirtschaft-

lich, d.h. unter Beachtung der gesellschaftlichen 

Kosten-/Nutzeneffekte  ist ggf. ein anderes Er-

gebnis zu erwarten. Ein solche Untersuchung 

steht noch aus.

Chancen der Umsetzung

Noch nicht bewertbar - vor Entscheidung

volkswirtschaftliches Gutachten erstellen.
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Synopse Verkehr & Mobilität
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Ein konzeptioneller Rahmen für die Fortbe-

wegung in Köln ist ein seit langem erwarte-

tes Schlüsselelement, um die Weiterentwicklung 

der Stadt attraktiv gestalten zu können. Nicht 

ohne Grund gehören die hierzu erarbeiteten Zie-

le & Maßnahmen zu den umfangreichsten des 

DKK (siehe Seiten 35 bis 38). 

Verkehr & Mobilität sind in unserer ehemals au-

togerechten Stadt  für die tägliche Lebensqua-

lität im Quartier wie auch für die ökonomische 

Leistungsfähigkeit und die Umweltbilanz des 

städtischen Organismus elementar.  Die viel-

fältigen negativen Implikationen der aktuellen 

Kölner Verkehrssituation zeigen sich nicht nur 

in den sich stetig wiederholenden Unfall- und 

Staumeldungen sondern auch in dem seit Jah-

ren steigenden Fahrradverkehr der Bürger -eine 

Reaktion der Stadtgesellschaft, die durchaus 

als Aufforderung zur Umgestaltung verstanden 

werden muss. Um ein zukunftsfähiges städti-

sches Mobilitätskonzept zu realisieren, gehören 

daher einige zentrale Leitprojekte auf die Pla-

nungsagenda für Köln:

1. Fahrradverkehr

Die Schaffung eines leistungsfähigen Radwege-

netzes, welches Fahrradfahren durch schnelle, 

und auf bestimmten Strecken auch exklusive, 

Verbindungen attraktiv macht (Radexpresswe-

ge, Nord-Süd-, Ost-West-Verbindungen).

Der Aufbau eines mit dem ÖPNV vernetzten 

Fahrradverleihsystems, um Leihfahrräder (inklu-

sive E-Bikes und Lastenfahrräder), wie schon in 

anderen Großstädten, als ideale Verkehrsmittel 

zur Ergänzung des Angebots im öffentlichen 

Personennahverkehr zu etablieren. Ein solches 

System ist geeignet, die sogenannte „letzte Mei-

le“ von der ÖPNV-Station zum Ziel, attraktiv „au-

tolos“ zu gestalten. Es hilft zudem, die Mitnahme 

von Fahrrädern im ÖPNV zu minimieren.

2. Kommunales Mobilitätsmanagement

Schließlich wird die Einführung eines kommu-

nalen Mobilitätsmanagements notwendig sein, 

um Entscheidungen und Handeln auf dem Ge-

biet der Mobilitätsgestaltung mit der Stadtver-

waltung und die vielen verschiedenen Akteuren 

in Köln abzustimmen. Es geht um ein systema-
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tisches und langfristiges Gestalten, Lenken und 

Entwickeln nachhaltiger Nahmobilität.

3. Öffentlicher Personen-Nahverkehr

•	 Ziel muss es werden, alle Bürger Kölns zu 

Dauerkunden im ÖPNV zu machen. Nach der 

Logik des Semestertickets soll ein beitragsfi-

nanziertes Bürgerticket eingeführt werden, 

das als Solidarticket von allen Bürgern ge-

zahlt wird. Im ersten Schritt müssen Mach-

barkeits-, Rechts- und Organisationsgutach-

ten die Möglichkeiten klären.

•	  Den Rhein als Verkehrsweg nutzen erhöht 

die Attraktivität des ÖPNV und besitzt so-

wohl außerordentliche symbolische und po-

litische Strahlkraft als auch positive Klimaef-

fekte.  Der „kölsche Vaporetto“ ist seit rund 

dreißig Jahren in der Diskussion und kann als 

ein Leuchtturmprojekt der städtischen Ent-

wicklung sowohl der Attraktivität des gesam-

ten mit ihm verbundenen ÖPNV wie auch 

dem Bewusstseinswandel der Bürger star-

ke Impulse geben. Nachdem betriebswirt-

schaftliche Überlegungen bereits vorliegen, 

soll in einem ersten Schritt eine gesamt-wirt-

schaftliche Betrachtung einer solchen 

Wasser(stoff)buslinie für Köln erfolgen. 

(Anmerkung zur Realisierung: ein Zeitplan zum empfohle-

nen Ablauf findet sich  auf Seite 59.)







Leitprojekte
Bauen und Wohnen - 

Stadtentwicklung
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Der nachfolgende Beitrag bezieht sich auf 

die Durchführung und Umlenkung von 

Ausgleichsmaßnahmen in der Bauleitplanung in 

die hochverdichteten Bereiche der Kölner Innen-

stadt.

Hintergrund

Für Baumaßnahmen im Stadtgebiet Kölns wird 

häufig in den Freiraum, in ökologisch hoch be-

wertete Freiflächen, eingegriffen. Innerhalb der 

Bauleitplanverfahren werden diese Eingriffe 

und die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen 

bewertet. Diese Ausgleichsmaßnahmen (z.B. 

Pflanzen von Obstwiesen, Hecken, Gehölzen, 

Bäumen etc.) sollten grundsätzlich innerhalb 

des Stadtgebietes, möglichst in der Nähe des 

Eingriffs, erfolgen. Um die Ausgleichsmaßnah-

men durchzuführen, werden dann in der Re-

gel ortsnahe Frei- oder Ackerflächen gesucht.  

Diese Flächen stehen jedoch nur sehr einge-

schränkt bzw. überhaupt nicht innerhalb des 

Stadtgebietes zur Verfügung. Daher werden 

Eingriffe durch Investoren häufig durch Geld ab-

gegolten. Diese Ausgleichszahlungen werden 

dann in der Regel für Grünentwicklungen oder 

Pflegemaßnahmen am Stadtrand genutzt.

Andererseits finden sich in der Innenstadt im 

Übermaß versiegelte und vollständig überbaute 

Flächen. Dach- und Fassadenbegrünungen sind 

selbst bei Neubauten nicht üblich und kaum zu 

finden. Eine Ausgleichsverpflichtung bei Neu- 

und Umbauten oder Nachverdichtungen gibt es 

nicht. Ungenutzte Freiflächen die ermöglichen 

würden, das in den Randbereichen entstandene 

Ausgleichserfordernis in der Innenstadt umzu-

setzen, stehen dort in noch geringerem Maße 

zur Verfügung als an den Stadträndern.

Leitprojekte Bauen & Wohnen - Stadtentwicklung
Durchführung & Umlenkung von Ausgleichsmaßnahmen



Leitidee

Wir wollen diese Ausgleichszahlungen in die 

hochverdichteten, dichtbesiedelten und klima-

tisch stark belasteten Bereiche der Innenstadt 

umlenken, um dort eine Verbesserung der Grün-

strukturen und des Grünverbundes zu erreichen. 

Denn die Nutzung der Dachflächen und der 

versiegelten Flächen durch Begrünung und Be-

pflanzung kann einen wesentlichen Beitrag zur 

Verbesserung des Stadtklimas in der City leisten 

und gleichzeitig zur Verbesserung der Wohn-, 

Arbeits- und Lebensqualität beitragen.

Vorteile 

Vorteile ergeben sich zu mehreren der im DKK 

beschriebenen Themenbereiche: 

Bauen und Wohnen – begrünte Dächer und 

Fassaden, wie in Wien, Paris, New York oder Lon-

don, haben eine ganz andere städtebauliche 

Qualität als die graue Dachlandschaft der Kölner 

Innenstadt. Die Folge der Maßnahmen wäre eine 

deutliche Verbesserung des Wohnumfeldes. Der 

Ausblick auf begrünte Dächer hat eine andere 

visuelle Qualität als der auf die graue Dachland-

schaft der Flachdächer in den Innenhöfen der 

Baublöcke.

Energie und Klima – die energetische Sanie-

rung dieser Dachlandschaften trägt durch die 

Begrünung und Bepflanzung mit Bäumen zur 

Energieeinsparung, zur Regenwasserrückhal-

tung und zur Entlastung öffentlicher Infrastruk-

turen, zur Erhöhung des Verdunstungsgrades, 

Verringerung der Aufheizung sowie zur Ver-

schattung und generell zur Verbesserung des 

Stadtklimas innerhalb der Blockstrukturen und 

der Innenstadt insgesamt bei.

Grün- und Freiraum – in den hochverdich-

teten, nahezu vollständig versiegelten und auf 

vielen Ebenen wirtschaftlich hocheffizient ge-

nutzten Stadträumen der Innenstadt lassen sich 

Grünflächen nicht durch Abbruch dieser Struktu-

ren schaffen. 

Sie sind nur durch die Begrünung der letzten 

Ebene, den Dächern, neu zu schaffen und nutz-

bar zu machen (Parkanlagen, hängende Gärten, 

Urban Gardening, etc.)
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Verfahren zur Verwirklichung

Das notwendige Instrumentarium zur Verwirkli-

chung, Förderung und Durchsetzung der vorge-

schlagenen Maßnahmen ist da. Es wird jedoch in 

Köln – anders als in anderen Metropolen - nicht 

effektiv genutzt. 

Wir schlagen vor:

•	 Jeder stadtplanerische Entwicklungsansatz 

(Masterplanungen, Entwicklungskonzepte, 

Bebauungsplanungen) sollte für die Innen-

stadt eine zwingende Ausgleichsverpflich-

tung durch Fassaden- und Dachbegrünung 

zur Folge haben, ohne dass diese durch 

Geld kompensiert werden kann.

•	 Für jedes Bauvorhaben in der dicht besie-

delten Innenstadt sollte die Ausgleichsver-

pflichtung Bestandteil der Baugenehmi-

gung sein.

•	 Andererseits sollen Anreize geschaffen 

werden, diesen Ausgleich zu maximieren, 

indem eine umso höhere bauliche Nut-

zung gestattet wird, je umfangreicher, 

intensiver und nachhaltiger der Ausgleich 

an dem Objekt durchgeführt wird.

•	 Für vorhandene, bereits bestehende 

Bebauungen sollten monetäre Anreize für 

private Initiativen und Maßnahmen für 

Dach- und Fassadenbegrünungen ge-

schaffen werden. Diese können bei ener-

getisch motivierten Dacherneuerungen 

und Nachbesserungen von Fassaden und 

versiegelten Bereichen eingesetzt wer-

den, beispielsweise durch Umlenkung der 

für Eingriffe an anderer Stelle geleisteten 

Ausgleichszahlungen als Förderzuschüsse 

in die innerstädtischen Verdichtungsberei-

che.

•	 Die an anderer Stelle geleisteten Aus-

gleichszahlungen sind in einen „Klimafond 

Innenstadt“ einzuzahlen, aus dem private 

Initiativen gefördert und bezuschusst 

werden.
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Fazit

Die Grünstruktur in der Kölner Innenstadt kann 

auf diese Weise langfristig und nachhaltig ver-

bessert, der  Versiegelungsgrad verringert und 

eine dauerhafte Mikroklimaverbesserung er-

reicht werden.

Beispiel 

Als beispielhaftes Projekt nennen wir die Block- 

entwicklung im Belgischen Viertel. Es besteht 

die Möglichkeit, die Dachkonstruktionen sowie 

die Tiefgaragenüberdeckelungen so zu dimen-

sionieren, dass darauf intensive Dachbegrünun-

gen und Baumpflanzungen entstehen können. 

So entstünden in den Blockinnenbereichen klei-

ne Parks. Voraussetzung ist eine Förderung für 

private Investoren zur Realisierung dieser Maß-

nahmen. Anreize für die Stimulierung der priva-

ten Initiativen könnte auch die Umlenkung von 

Ausgleichs-Ersatzzahlungen in die Projekte der 

Innenstadt sein.

Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 3 von 6

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 1

Durchschnittswert: Priorität 1

Externe Experten

Interessant ist die Zweckbindung von Aus-

gleichszahlungen für Maßnahmen der Klima-

verbesserung im hochverdichteten Stadtgebiet 

Kölns. Dadurch können zielführend Maßnahmen 

zur Minderung des Klimawandels an den Orten 

der Stadt finanziert werden, die durch die Aus-

wirkungen am meisten betroffen sind (hochver-

dichtet, stark überbaut, hochversiegelt, wenig 

durchgrünt). Eine selbstverständliche Nutzung 

dieses Instrumentariums führt in der Folge zu 

einer hohen Umsetzungseffizienz. Darin besteht 

das große Potenzial der Projektidee. Eine klima-

wirksame Umsetzung geht dabei perspektivisch 
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über Dach-, Fassaden- und Hofbegründungen 

weit hinaus. Darin liegt ein hohes Innovations-

potenzial unter offensiver Begleitung durch die 

Stadt Köln als Trägerin der Planungshoheit. Die 

soziale Wirksamkeit steigt u.a. durch eine breite 

Beteiligung der betroffenen Bürger an der Maß-

nahmenentwicklung und –umsetzung.

Experten-Workshop

Idee mit vorrangiger Priorität, inhaltlich unter-

stützungswürdig und unstrittig, jedoch rechtlich 

eventuell schwer umsetzbar - die rechtlichen As-

pekte sind zu prüfen.

Nutzen-Aufwand-Relation

 

Sehr gut: Die Wirtschaftlichkeit ist gegeben. 

Ausgleichszahlungen sind eine Möglichkeit der 

gesetzlichen Ausgleichsverpflichtung bei Pla-

nungsmaßnahmen. Die zielgerichtete Lenkung 

in Maßnahmen der Klimaverbesserung ist neu 

und unter Klimaschutzgesichtspunkten (hier: 

Klimawandel) sinnvoll.
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Chancen der Umsetzung

Grundlage der Umsetzung ist die Klärung der 

planungsrechtlichen Zulässigkeit dieser Vorge-

hensweise. Ebenso sollte zur Gewährleistung 

einer möglichst hohen Maßnahmeeffektivität 

eine gesamtstädtische Vorgehensweise erarbei-

tet werden, um eine möglichst große Breitenwir-

kung zu entfalten. Hierzu ist eine einvernehm- 

liche Ausrichtung bei Politik und Verwaltung auf 

dieses Ziel als Teil einer städtischen Klimawan-

delpolitik wichtige Voraussetzung. Zu prüfen ist, 

ob hierzu nicht ein pragmatisches Pilotvorha-

ben/Modellprojekt (Baublock Altbau, Baublock 

Neubau) entsprechende Erkenntnisgewinne 

und Entscheidungskriterien für eine gesamt-

städtischen Mehrwert bringt.
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Hintergrund und Begründung

Die hier vorgeschlagene Projektidee greift 

die besondere Bedeutung des Wohnge

bäudebestandes für die Erfüllung der kommu-

nalen und bundesdeutschen Klimaschutzziele 

auf. Bereits seit langem ist bekannt, dass etwa 35 

Prozent des Endenergieverbrauchs in Deutsch-

land zur Wärmeversorgung von Gebäuden ein-

gesetzt werden und hier ganz erhebliche Klima-

schutzpotenziale erschlossen werden müssen 

(rund 75% aller Wohngebäude wurden vor der 

1. Wärmeschutzverordnung 1978 errichtet). Zu-

nehmende Relevanz erlangt das Thema auch da-

durch, dass in den letzten Jahren die Bedeutung 

von Energiekosten und Klimaschutz für Eigentü-

mer wie Nutzer gestiegen ist - „Klimaschutz rech-

net sich“ mittel- bis langfristig.

Das Integrierte Klimaschutzkonzept der Stadt 

Köln für den Teilbereich Energie zeigt, dass die 

energetische Ertüchtigung des privaten Wohn-

gebäudebestandes im Zuge der ohnehin an-

stehenden Modernisierungsmaßnahmen eine 

wesentliche Voraussetzung für das Erreichen 

der Klimaschutzziele der Stadt Köln ist. So wird 

für die Wärmeversorgung im privaten Wohnge-

bäudebestand bis zum Jahr 2020 ein wirtschaft-

liches Energieeinsparpotenzial von über 1.200 

GWh oder etwa 6% des gesamtstädtischen En-

denergieverbrauchs von 2008 angegeben1.

Die Erschließung dieses Potenzials erfordert 

energetische Modernisierungsmaßnahmen von 

etwa 125 Mio. Euro jährlich. Etwa 70% davon 

würden einer ersten Abschätzung zufolge in 

der Region Köln verbleiben, dort rund 800 neue 

Arbeitsplätze schaffen und für zusätzliche Steu-

ereinnahmen, Entlastungen bei den Sozialaus-

gaben und bezahlbare Mieten sorgen. Als we-

Leitprojekte Bauen & Wohnen -Stadtentwicklung
Impulsprogramm Energetische Altbaumodernisierung

1 und 2 siehe Anhang



sentlichen Beitrag der Stadt Köln zu Aktivierung 

dieses Potenzials wird im Sofortprogramm des 

Klimaschutzkonzeptes neben der Ausschöpfung 

bestehender Förderprogramme ein „Kommu-

nales Förderprogramm für private Altbaumo-

dernisierung“ vorgeschlagen2. Gemäß Ratsbe-

schluss vom 20.12.2011 wurde dieser Vorschlag 

aufgrund der angespannten Haushaltssituation 

einstweilen zurückgestellt. 

Wegen der besonderen Bedeutung für den ge-

samtstädtischen Klimaschutzprozess müssen 

deshalb neue Wege gefunden werden, um die-

sen wichtigen Klimaschutzimpuls zu ermögli-

chen.

Kurzbeschreibung der Idee

Vor diesem Hintergrund soll im Rahmen des 

„Impulsprogramms energetische Altbau

modernisierung Köln“ eine detaillierte ökonomi-

sche Wirkungsanalyse mit neuen Anreizen und 

Kooperationsformen zur klimaschützenden Mo-

dernisierung des Gebäudebestandes wie folgt 

verbunden werden.

Da die Angaben des o.g. Klimaschutzkonzeptes 

zu den wirtschaftlichen Effekten des kommuna-

len Förderprogramms nur von abschätzendem 

Charakter und damit für eine breite Akzeptanz 

nicht ausreichend sind, sollen diese in einem 

ersten Schritt für die Region Köln im Detail un-

tersucht werden. Von einer solchen Input-Out-

put-Analyse, wie sie z.B. auch für den Flugha-

fen Köln-Bonn erstellt wurde, werden fundierte 

Aussagen zu den Wirkungen einer auf Köln zu-

geschnittenen Förderung auf die lokale und re-

gionale Wirtschaft, den Kölner Arbeitsmarkt, die 

städtischen Finanzen, die Kaufkraft der Eigentü-

mer u.s.w. sowie Entscheidungsgrundlagen zur 

konkreten Ausgestaltung des Impulsprogramms 

erwartet.

In einem zweiten Schritt soll die Stadt Köln die 

Akteure des Wohnungsmarktes (Wohnungswirt-

schaft, exponierte Einzeleigentümer und Ver-

bände) für eine „Klimapartnerschaft Wohnen“ 

gewinnen, um gemeinsam das vorhandene 

Optimierungspotential besser ausschöpfen zu 

können. Dabei sollen nicht nur ökologische und 

ökonomische Aspekte, sondern auch die Sozi-

alverträglichkeit der Maßnahmen (Stichwort: 

„Bezahlbarer Wohnraum für alle“) und die in 
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jüngster Zeit beschlossenen Maßnahmen zur Er-

haltung und Schaffung von sozialverträglichem 

Wohnraum berücksichtigt werden. 

Beschreibung der Vorteile

Nach den Erfahrungen anderer Großstädte (u.a. 

Münster oder Hannover) wird davon ausge-

gangen, dass sich ein solches Impulsprogramm 

zur Erhöhung der Modernisierungsquote ge-

samtstädtisch positiv auswirken wird durch: 

•	 ein Investitionsprogramm mit entsprechen-

den Aufträgen für die lokale Wirtschaft und 

deutlichen Arbeitsmarktseffekten,

•	 eine Verbesserung der Nutzen-Kosten-Rela-

tion für Mieter und Eigentümer mit positiver 

Wirkung auf die Kaufkraft der Kölner Bürger,

•	 eine Aufwertung des sozialpolitischen Wohn-

raumkonzeptes der Stadt Köln,

•	 eine Vorreiterrolle Kölns beim sozial-ökologi-

schen Wohnungsbau

•	 und nicht zuletzt einen signifikanten Beitrag 

zum Erreichen der Kölner Klimaschutzziele.

 

Verfahren der Verwirklichung

Um die gewünschten ökologischen, ökonomi-

schen und sozialen Effekte zu erreichen und die 

Umsetzungswahrscheinlichkeit zu erhöhen, wird 

ein prozesshaftes Vorgehen vorgeschlagen.

Wirtschaftliche Effekte untersuchen

In einem ersten Schritt beauftragt die Stadt Köln 

eine Untersuchung zu den volkswirtschaftlichen 

Effekten, die ein auf Köln zugeschnittenes För-

derprogramm zur energieeffizienten Altbaumo-

dernisierung voraussichtlich auslösen wird. The-

matisiert werden u.a die Effekte auf die lokale 

und regionale Wirtschaft, den Arbeitsmarkt, die 

städtischen Finanzen und die Kaufkraft der Ei-

gentümer bzw. Mieter. Die Studie, deren Kosten 

nach Aussage von Fachleuten auf etwa 50.000 

Euro zu veranschlagen sind, wird durch eine er-

fahrene Beratungs- oder Forschungsinstitution 

erstellt. Die genauen Fragestellungen werden 

vor Beginn der Untersuchung mit ausgewählten 

Akteuren der Kölner Wohnungswirtschaft abge-

stimmt, um die lokalen Spezifika aufnehmen zu 
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können. Die Ergebnisse und Handlungsoptionen 

werden auf einer gemeinsamen Veranstaltung 

mit der Kölner Wohnungswirtschaft vorgestellt 

und diskutiert.

Klimapartnerschaft mit der

Wohnungswirtschaft

Zur gemeinsamen Ausgestaltung und Umset-

zung des “Impulsprogramms energetische Alt-

baumodernisierung Köln“ vereinbaren die Stadt 

Köln und die Kölner Wohnungswirtschaft eine 

„Klimapartnerschaft Wohnen“. Grundgedan-

ke dieser Kooperation ist es, ausgewählte kli-

maschutzwirksame Modernisierungen durch 

Fifty-Fifty-Lösungen von Stadt Köln und Woh-

nungswirtschaft zu ermöglichen („1 Euro für 

1 Euro“), die sonst an Wirtschaftlichkeits- bzw. 

Rentabilitätsüberlegungen oder der sozialen 

Tragbarkeit scheitern würden.

Impulsprogramm aufsetzen

Auf dieser Basis wird dann ein gemeinsames 

Impulsprogramm für die energetische Altbau-

modernisierung in Köln formuliert, welches der 

Stadt bei der Erreichung ihrer Klimaschutzziele 

(s.o.) und der Wohnungswirtschaft bei der (ener-

getischen) Modernisierung ihrer Bestände helfen 

wird. Die endgültige Ausgestaltung des Förder-

programms ergibt sich aus den Ergebnissen der 

volkswirtschaftlichen Untersuchung sowie den 

wohnungspolitischen und wohnungswirtschaft-

lichen Initiativen und Spezifika in Köln. Als Initi-

ator der Klimapartnerschaft stellt die Stadt Köln 

für die zweijährige Pilotphase ein angemessenes 

Budget zur Verfügung. Das Impulsprogramm 

wird nach der Pilotphase evaluiert und für eine 

sich anschließende fünf- bis zehnjährige Laufzeit 

des Programms optimiert.







Hintergrund & Begründung

„Lassen Sie mich* meinen Vorschlag bitte 

mit einem Stück persönlicher Geschichte 

aus der „jungfräulichen“ Perspektive eines Neu-

ankömmlings in der Stadt beginnen: Im Frühjahr 

2010 hatten meine Familie und ich beschlossen, 

von einer kleinen spanischen Insel in die Dom-

stadt umzusiedeln, ein Umzug, der bei meinem 

Umfeld meistens ungläubiges Kopfschütteln 

erntete. Aber wir hatten sehr konkrete Kriterien 

bei der Wahl der zukünftigen Heimatstadt, die 

einerseits Urbanität besitzen, aber gleichzeitig 

von möglichst wenigen Negativfaktoren des 

normalen Großstadtlebens behaftet sein sollte. 

Beim ersten Besuch Kölns waren uns sofort die 

vergleichsweise geringen Fahrzeiten mit den 

öffentlichen Verkehrsmitteln, die ideale kreisför-

mige Symmetrie mit den sternförmigen Ausfall-

straßen sowie die fantastischen Möglichkeiten 

der Umrundung des Zentrums über die Pfade 

des Grüngürtels ins Auge gestochen. Dies wa-

ren (neben der Freundlichkeit der Bevölkerung) 

entscheidende Plusfaktoren, die Köln für uns di-

stanzverwöhnte Insulaner in punkto Lebensqua-

lität weit vor Molochen wie Berlin oder Madrid 

platzierte. Nach unserer Ankunft erkundete ich 

die Stadt dann mit einem für 30 € erworbenen 

Damendrahtesel, meist vom Übergangsquartier 

in Ehrenfeld aus Richtung Innenstadt - natürlich 

via den nahen Parkanlagen über die Venloer bzw. 

Subbelrather Straße. Der Eindruck, der sich mir 

dabei bot, erzeugte immer wieder ungläubiges 

Kopfschütteln angesichts der Diskrepanz zwi-

schen dem fantastischen Potential dieser grü-

nen Lunge und alternativen Verkehrsroute und 

den massiven Gefahren und Beeinträchtigungen 

der Erholungsqualität durch die Hindurchfüh-

rung des gesamten Autoverkehrs. Ich hatte in 
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*...wie schon im Vorwort erwähnt spiegeln die unterschiedlichen Schreibstile der Ideengeber die 
Vielfalt der Bürgerschaft und ihrer Ideen wieder. Die Texte wurden daher nur redaktionell überar-
beitet, zum Teil gekürzt, aber nicht in ihrem Grundton verändert. Dies gilt auch für diese Ideen- 
skizze, welche als einzige mit subjektiven Eindrücken aus der Ich-Perspektive beginnt. Der frische 
Ton des Ich-Erzählers gibt den Anlass der Idee sehr lebendig wieder.



der Vergangenheit schon einige Städte intensiv 

kennengelernt, die sich mit zentralen Parkanla-

gen schmückten wie z.B. New York, Valencia oder 

Barcelona. In keinem dieser Orte wäre man auf 

die Idee gekommen, Hauptverkehrsstraßen ebe-

nerdig durch diese Erholungsgebiete hindurch-

zuleiten. Aber Köln ist eben anders :-)“.

Grundsätzliche Überlegungen 

Köln leidet, wie die meisten anderen Städte 

auch, an den negativen Folgen des Verkehrsin-

farktes. Verschmutzung, Lärm, Unfallgefahr sind 

überall präsent, wo das Auto auf langsamere Ver-

kehrsteilnehmer und Fußgänger trifft. Ich denke, 

man kann ruhig von einem Imperativ sprechen, 

wenn es darum geht, geräuscharme, sparsa-

me und umweltverträgliche Fortbewegung zu 

fördern und die Bevölkerung vor der Plage des 

ölgetriebenen Individualverkehrs zu schützen. 

Seltsamerweise begegnet man bei einem Streif-

zug durch die Stadt oft der Umkehrung dieses 

Prinzips, was die Schlussfolgerung nahelegt, 

dass die Verkehrsplaner selbst wohl eher hinter 

den getönten Scheiben einer dunklen Limousi-

ne zu finden sein dürften als im Sattel eines um-

weltfreundlichen Tretmobiles. Um hier nicht den 

Verdacht aufkommen zu lassen, es handle sich 

beim Schreiber dieses Konzeptes um einen mili-

tanten Autohasser, möchte ich betonen, dass ich 

selbst in bestimmten Situationen sehr wohl die 

Möglichkeiten der motorgetriebenen Kutsche 

bei Transporten und Gruppenfahrten nutze, das 

egoistische Herumfahren aus reinen Bequem-

lichkeitsgründen bzw. als Statussymbol der eige-

nen Finanzkraft jedoch für nicht mehr zeitgemäß 

halte.

Innerer „Grüngürtel“, eine Fehlbenennung?

Von einem Gürtel kann angesichts der gegebe-

nen Zerstückelung ja eigentlich nicht mehr die 

Rede sein, eher von einzelnen Parkabschnitten, 

die beim Durchqueren immer schnell an heftige 

Angst-, Schmutz- und Lärmräume grenzen.
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Selbst wenn man in der Mitte eines solchen Stü-

ckes steht oder sitzt, kann man in beide Rich-

tungen als dominante Sichtsperre passierende 

bzw. geparkte Autos ausmachen, je weiter man 

sich vom Zentrum der Einzelfläche entfernt, des-

to deutlicher wird dem Erholungssuchenden 

anhand des Motorenlärms und Gestankes, dass 

er sich eben doch mitten in der Stadt befindet 

und nicht im Grünen. Dies schmälert den Wert 

der Anlage erheblich und könnte doch eigent-

lich ganz anders aussehen. Die Fahrradfahrer, 

die den Grüngürtel zur Umfahrung des Stadtker-

nes nutzen möchten, stehen zusätzlich vor dem 

Problem, ständig an Ampeln und Übergängen 

von stark befahrenen Straßen zu stehen und 

absteigen zu müssen, um an den gefährlichen 

Wegkreuzungen nicht unter die Räder zu kom-

men: Die grundsätzliche Bevorzugung des Au-

toverkehrs verärgert und verunsichert natürlich 

diejenigen, die sich umweltverträglich verhalten 

möchten und das Auto stehen lassen. Besonders 

krass gestaltet sich die Situation am Übergang 

zum Aachener Weiher, wo in absurder Art und 

Weise Erholungsraum und Hauptverkehrsadern 

aufeinanderstoßen. Wenn man sich an einem 

sonnigen Tag dort positioniert und nur eine 

halbe Stunde lang die hochriskanten Überque-

rungsmanöver von Fußgängern wie Radfahrern 

über die Straßen und Bahntrassen beobachtet 

(siehe Bild zu Beginn des Textes), fragt man sich, 

wie man eine solche Situation auch nur einen 

Tag länger ohne Änderung des Ist-Zustandes 

ertragen möchte. Natürlich entstandene Tram-

pelpfade und aufgestellte Barrieren als Gegen-

mittel sind Zeugen des sinn- und aussichtslosen 

Kampfes gegen natürliches  Verhalten: Verkehr-

splanung muss eben innere Logik besitzen.

Einen „Grüngürtel“ zu schaffen und so zu be-

nennen und dann zu versuchen, die Nutzung als 

solchen – also durchgehend - künstlich zu ver-

hindern ist absurd und zum Scheitern verurteilt. 

Einem derartigen Problem, welches durch die 

Miss- bzw. Nichtplanung der Verkehrsführung 

erzeugt wurde, muss mit intelligenten Lösungen 

begegnet werden, nicht mit Verboten oder dort 

aufgestellten Strafzettelverteilern.
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Kurzbeschreibung der Idee

Mein Vorschlag zur Heilung des zerrissenen Gür-

tels: Es macht prinzipiell absolut keinen Sinn, 

den zum Zentrum hin ausgerichteten KFZ-Ver-

kehr mit den um die Stadt herum zirkulierenden 

Fahrrad- und Fußgängerbewegungen zu kreu-

zen. Beide werden voneinander nur gefährdet, 

behindert oder gestört. Die Straßenüberque-

rungen verhindern ein flüssiges Vorankommen 

des Fahrradverkehrs und der Autoverkehr stockt 

wegen überquerenden Fußgängern und Radfah-

rern. Deshalb läuft die einzig vernünftige Lösung 

auf eine Trennung der verschiedenen Verkehrs- 

arten hinaus.

Mögliche Verfahren der Verwirklichung

Dabei gibt es prinzipiell drei sinnvolle techni-

sche Lösungen: 

1.	 eine Unterführung des Straßenverkehrs im 

Bereich des Grüngürtels unter Bodenni-

veau. 

2.	 eine Überbrückung des Grüngürtels mit 

evtl. begrünten Holzbrücken für den radi-

alen Verkehr. Um die Rampen nicht zu steil 

werden zu lassen, könnte man mittels Erd-

bewegungen im Bereich der Überführun-

gen das Gelände rechtzeitig erhöhen. Dies 

ließe künstliche Hügel entstehen, die wie 

im Bereich Aachener Weiher zum verwei-

len erfahrungsgemäß gerne angenommen 

werden.

3.	 eine gemischte Lösung zwischen 1 und 2 

mit teilweiser Absenkung des Straßenver-

kehrs und Überbrückung für den radialen 

Verkehr.

Eine 4. Lösung, bei der die Straßen mittels Brü-

cken über die Grünanlagen geführt werden, 

scheidet aus ästhetischen und pragmatischen 

(lärmtechnischen) Gründen aus.

Die Lösungen 1 oder 3 erscheinen zur Schlie-

ßung der Lücke bei Venloer, Vogelsanger, Bache-

mer und Zülpicher Straße angezeigt. Am Ende 

der Vogelsanger und Subbelrather Straße neigt 

sich die Straße, um die Überführung durch die 

Bahntrasse zu ermöglichen. 
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Diese Absenkung könnte man vorwegnehmen. 

Ob und wie eine Lückenschließung bei der Sub-

belrather Straße und der Luxemburger Straße 

als Begrenzung des Parkraumes machbar und 

sinnvoll ist, müsste man abwägen. Besondere 

Schwierigkeiten entstehen im Bereich Aachener 

Weiher/Aachener Straße durch die massive Stra-

ßenkreuzung mit der Inneren Kanalstraße und 

der Kombination Straße/Bahntrasse (inkl. Ober-

leitungen), sowie dem unmittelbaren Angrenzen 

des Wasserbeckens. Die Aachener Straße müsste 

möglichst schon vor der Straßenkreuzung in den 

Untergrund verlegt werden, alternativ könnte 

man eine Brücke etwa auf Höhe des Museums 

für ostasiatische Kunst in Erwägung ziehen. Mo-

mentan ist dieser Bereich komplett ohne funkti-

onierende Übergangslösung und damit der kri-

tischste Bereich der ganzen Parkzone.

Technische Umsetzung 

Der Autoverkehr könnte entweder in zirkulier-

ten Tunneln geführt werden, die man nach der 

Verlegung oben mit Erde aufschüttet und be-

grünt. Eine günstigere, aber weniger optimale 

Lösung wären nach oben offene Schächte, die 

mit begehbaren Holzgittern belegt würden. Ein 

Beispiel dafür wäre der abgesenkte Stadtauto-

bahnverkehr entlang der Hafenpromenade in 

Barcelona.

Beschreibung der Vorteile

Das Ergebnis der Schließung des Grüngürtels 

wäre eine erhebliche Qualitätssteigerung von 

Kölns Aushängeschild der Adenauer-Ära: Ein 

durchgehender, halbmondförmiger Park ohne 

Lärm und Abgasbeeinträchtigung, der wahr-

scheinlich größte „Central Park“ einer europäi-

schen Stadt. Für die Funktion des Grüngürtels 

als alternative grüne Transportroute würde dies 

ebenfalls einen gewaltigen Schub bedeuten und 

sicher etliche Autofahrer dazu bringen, ihr Fahr-
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verhalten zu überdenken und öfter mal das Rad 

zu nutzen. In Kombination mit den Citybikes der 

Bahn ergibt sich auch für Fußgänger und Touris-

ten eine unschlagbare Wendigkeit bei Strecken 

innerhalb der Stadt.

Nachwort 

Wenn wir von nachhaltiger Stadtentwicklung 

sprechen, müssen wir umweltverträgliches Ver-

halten wo immer möglich belohnen und för-

dern. Fahrradfahren muss schlichtweg schneller, 

günstiger, angenehmer und ungefährlicher sein 

als die schmutzigen Alternativen. Diese Strategie 

dürfte mittelfristig größere Erfolge verbuchen 

als irgendwelche Fahrverbote oder Appelle an 

die Vernunft der Verkehrsteilnehmer. Ich denke, 

unter diesem Gesichtspunkt ist mein Vorschlag 

genau auf dem richtigen Kurs.

Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 5 von 6

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 1

Durchschnittswert: Priorität 2
 

Externe Experten

Hinsichtlich seiner Strahlkraft und Wirksamkeit 

in der Öffentlichkeit hätte dieses Projekt hohe 

Relevanz. Die Stadtbevölkerung ist latent durch 

die Fragen des Verkehrs sowie der Nutzungs-

qualitäten der öffentlichen Freiräume während 

des Alltags und der Freizeit gleichermaßen 

betroffen. Die Fokussierung auf den Grüngürtel 

betrifft dabei eine Vielzahl von Menschen.
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Experten-Workshop

Idee unstrittig; Empfehlung, die Querungen 

aber möglichst auf der Ebene Null umzusetzen

Nutzen-Aufwand-Relation

Differenziert zu betrachten - in der vorgeschla-

genen Form sind sehr hohe Investitionskosten 

in Bezug auf Brücken/Unterführungen zu veran-

schlagen. 

Eine gute Relation von Nutzen und Aufwand 

ist dagegen bei der realistischeren Option von 

„Ebene-Null-Querungen“ gegeben. Der (volks-)

wirtschaftliche Nutzen ist noch nicht bilanziert - 

wird aber als hoch eingeschätzt (Förderung von 

Fahrrad- und Fußgängerverkehr und folglich 

Erhöhung der Klimaeffizienz;  Verbesserung der 

stadträumlichen Qualität).

Vor dem Hintergrund eines sehr hohen Investi-

tionsbedarfs ist bei der momentanen Hauhalts-

lage der Stadt  eine Umsetzung der Maßnahmen 

derzeit nur als  Ebene-Null-Querungen realis-

tisch und städtebaulich erstrebenswert.

Chancen der Umsetzung

Vor dem Hintergrund eines sehr hohen Investi-

tionsbedarfs ist bei der momentanenHaushalts-

lage der Stadt eine Umsetzung der Maßnahmen 

derzeit nur als Ebene-Null-Querung wahrschein-

lich. Eine stufenweise Umbau- und Ausbaupla-

nung in Abstimmung mit anstehenden Baumaß-

nahmen wie dem Ausbau der Bahntrassen, dem 

Masterplan der Universität Köln oder den Neu-

bauten am Eifelwall (Stadtarchiv, Justizzentrum) 

erhöht die Chancen der Umsetzung.
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Voraussetzung und Kontext

„Die Zukunft der Stadt ist der Bestand“ 

 – zumindest im europäischen Kontext. 

Genau diese Sichtweise richtet den Fokus der 

urbanen Transformation auf die bestehenden 

Stadtquartiere. Dabei steht weniger die Option 

auf eine bauliche Nachverdichtung oder die Er-

tüchtigung des Bestandes im Zentrum, so aktuell 

dies ist. Vielmehr wird es wird für die gewachse-

nen Quartiere eine Frage zukünftiger Akzeptanz 

als Wohn- und Lebensraum sein, ob es gelingt, 

für die Überformung des Straßenraumes durch 

ruhenden Verkehr neue Ansätze zu finden. Die 

Straßenräume, die nicht dafür vorgesehen sind, 

lediglich als Parkraum darzustellen, verlieren 

dadurch jegliche urbane Vielfältigkeit und ihre 

Funktion als „öffentlicher Raum“. Gerade auch 

für eine „älter werdende“ Gesellschaft in jenen 

Gebieten ist die Frage der unmittelbaren woh-

nungsnahen Mobilität und Lebensraumange- 

bote von wachsender Dringlichkeit. Es reicht 

nicht, die Wohnung barrierefrei umzubauen, 

wenn der Straßenraum dies nicht ist, somit der 

Bewegungsraum nicht als ein Weg „vor die Tür“ 

dient. Diese Fragestellungen sind hoch aktuell 

und könnten als Pilotprojekt in Deutz dazu bei-

tragen, die folgenden Leitgedanken im Sinne 

einer Finanzierungs- und Kostenanalyse im Um-

setzungsszenario vertiefend zu untersuchen.

Neues Straßenmanagement

Die Straße ist nicht nur zum Parken da. Auch 

wenn genau dieser Eindruck in Deutz vor-

herrscht, ist die Erkenntnis einer Trendwende 

unumgänglich, soll das Lebenswerte des Stadt-

quartiers Deutz nicht erstickt werden. Das Kon-

zept wagt den Versuch eines neuen Weges.

Leitprojekte Bauen & Wohnen -Stadtentwicklung
Stadtraummanagement Deutz



1.	 Die Straße ist nicht nur zum Parken da. Der 

Parkraum wird eingeschränkt und verlegt.

2.	 Alle senkrecht zum Rhein führenden 

Gassen sollen mit ihren Bürgersteigflächen 

neu bewirtschaftet werden, sprich diese 

Flächen können von den Eigentümern 

bzw. Mietern gepachtet werden. Der Belag 

des Bürgersteigs bleibt erhalten, aber 

aufgesetzte Konstruktionen erlauben neue 

private Vorgartennutzung, vom grünen 

Beet bis zum Sitzplatz der sprichwörtlichen 

Bank vor der Tür.

3.	 Die verdrängten PKW finden einen neuen 

Platz. Die Severinsbrücke – da hier großflä-

chig städtische Grundfläche zur Verfügung 

steht – soll mit einem Parkhaus unterbaut 

werden. Das Parkhaus ist als Quartier-

sparkhaus Deutz ausgelegt. Die Bewohner 

erhalten einen Stellplatz zu günstigen 

Konditionen.

4.	 Es wird ein Shuttle eingerichtet, der ring-

förmig durch Deutz fährt und eine Zubrin-

ger-Funktion für das Parkhaus erfüllt. Der 

Shuttle wird aber auch als interner Ring-

verkehr, der die Einkaufsstraße optional 

– gerade auch für alte Menschen – erreich-

bar werden lässt, genutzt werden können. 

Dies schafft eine Mobilität im Quartier, die 

stadtraumverträglich ist. 

5.	 Die Verpachtung der Bürgersteigfläche 

von max. 50.000 m², die Fahrpreise für den 

Shuttle von ca. 50 Cent für die Fahrt und 

eine monatliche Gebühr von 30 –50 Euro 

pro Stellplatz lassen es wirtschaftlich zu, 

dass sowohl das Parkhaus als auch der 

Shuttle-Betrieb eine sich selbst tragende 

Einrichtung darstellen. Wichtig ist,dass 

Geld durch eine Straßenraumbewirtschaf-

tung (eben Vermietung von Bürgersteig-

flächen) generiert werden kann, die hilft, 

neue Stellplatzlösungen zu entwickeln. Die 

Stadt Köln kann handlungsfähig werden 

ohne Haushaltsdefizite.

6.	 Das Ziel der Maßnahmen ist eine neue 

Lebendigkeit in Deutz, die neue Alters-

schichten und Bewohnerszenen anzieht. 

Die Straßen von Deutz sind dann hipp.
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Ziele

Ziel der Studie ist es, die Kosten- und Finanzie-

rungsaspekte des Straßenraummanagements 

durchzurechnen und ein glaubwürdiges Umset-

zungsszenario aufzuzeigen. In einem weiteren 

Schritt soll die Realisierung mit den zuständigen 

Ämtern und den Bürgern diskutiert werden.

Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 3 von 6; Rang 4 von 6

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 2

Durchschnittswert: Priorität 2

 

Externe Experten

Hinsichtlich seiner Strahlkraft und Wirksamkeit 

in der Öffentlichkeit hätte dieses Projekt mitt-

lere bis hohe Relevanz. Die Stadtbevölkerung 

ist  durch die Fragen der Parkraumbewirtschaf-

tung sowie die Mängel bei den Nutzungs- und 

Aufenthaltsqualitäten aufgrund des ruhenden 

Verkehrs in den öffentlichen Räumen sowie im 

nahen Wohnumfeld unmittelbar betroffen. Die 

Innovationskraft wird als hoch eingeschätzt. Dies 

betrifft insbesondere die Kopplung von Park- 

raumbewirtschaftung und Aufwertung des öf-

fentlichen Raumes im unmittelbaren Nahbereich 

der betroffenen Wohnbevölkerung. 

Ebenso wird die soziale Wirksamkeit (bei Gelin-

gen) als sehr hoch eingeschätzt, insbesondere 

wenn das Projekt auch auf das Verhalten der 

PKW Nutzer bezogen wird, um so zu einem Um-

denken hinsichtlich der PKW-Nutzung im groß-

städtischen Raum zu kommen. Das Projekt zeigt 

hierzu einen möglichen Weg auf. Insofern wäre 

eine entsprechende Einbindung der “Betroffe-

nen“ zielführend. 
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„Ebenfalls sehr fundierter Vorschlag mit vielen Pa-

rallelen  zum Vorschlag „“Shared Mobility“. Es ist 

sehr gut, dass das Parken als Störfaktor des öffentli-

chen Raumes und als Barriere problematisiert wird. 

Aber die lediglich räumliche Verlagerung des 

Parkens hilft wenig. Zudem ist die bauliche 

Schaffung von Ersatzparkraum extrem teuer (ge-

stapelt), daher muss das Ziel eine starke Verrin-

gerung der privaten und betrieblichen Motori-

sierung sein. 

Problematisch ist die vorgeschlagene „Privatisie-

rung“  des öffentlichen Raumes in der beschrie-

benen Form (also die ganze Straße samt Fahr-

bahn und Gehwegen), weil damit der Charakter 

als öffentlicher Raum verloren geht. 

Sehr gut ist der Vorschlag des Quartier-

busses (hier allerdings zunächst als Parkie-

rungsshuttle definiert), weil Quartierbusse 

die Kundennähe im ÖPNV massiv verbessern.   

Der Bearbeitungs- und Finanzierungsvorschlag 

für die Planungsphase ist sinnvoll, aber die Zie-

le und Prämissen sollten modifiziert werden.“ 

Experten -Workshop

Prüfauftrag, ob Idee in dieser oder anderer Form 

umsetzbar. Machbarkeitsstudie durch Stadtver-

waltung oder im Rahmen einer Forschungsar-

beit.

Nutzen-Aufwand-Relation

Bei Gelingen sehr hoch: insbesondere, wenn das 

Projekt auf das Verhalten der PKW Nutzer ausge-

dehnt wird, um so zum Umdenken hinsichtlich 

der PKW-Nutzung im großstädtischen Raum zu 

kommen. Je mehr dies gelingt, desto größer sind 

die Klimaschutzeffekte.

Chancen der Umsetzung:

Gut - als Pilotprojekt mit mittelfristiger Umset-

zung: Eine Finanzierung durch Forschungs- und 

öffentliche Mittel ist sicherzustellen (Schritt 1), 

ggfs. auch durch örtlichen Einzelhandel und wei-

tere Akteure kofinanziert (PPP). Wichtig ist die 

Klärung der Fragen der Übertragbarkeit der Pro-

jektidee auf den Maßstab der Gesamtstadt und 

die umsetzbaren Klimaschutzeffekte anhand ei-

ner Machbarkeitsstudie.
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Hintergrund

Der Schwerpunkt der Aktivitäten zukünfti-

ger Stadtentwicklung in Köln liegt zurzeit 

auf dem innerstädtischen Bereich. Dringend 

erforderlich sind aber auch Maßnahmen, um 

dem in vielen Außenbezirken Kölns stattfin-

denden demographischen Wandel und den 

damit verbundenen sozialen Folgen und (auch 

energetischen) Sanierungsstaus aktiv zu be-

gegnen. Insbesondere in den zahlreichen Sied-

lungen der „alten Gartenstädte“ diesseits und 

jenseits des Militärrings findet im kommenden 

Jahrzehnt ein drastischer Generationenwechsel 

statt, der die Gefahr in sich birgt, dass einzelne 

Stadtteile in ihrer Bausubstanz und in ihrer Al-

ters- und Sozialstruktur qualitative Verluste er-

leiden. Insbesondere sind folgende Probleme 

akut und werden sich voraussichtlich verstärken: 

Sanierungsstau bei älteren Eigentümern mit der 

Frage, wie kann zur energetischen Sanierung 

motiviert werden? Stichworte sind u.a.:

•	 Heute sanieren für die Kinder  

birgt Probleme (Unsicherheit bei der  

Übertragung von Fördermitteln),

•	 welche Sanierungsmaßnahmen sind sinn-

voll bzw. geeignet, dies ist älteren Eigentü-

mern oft unklar.

Wohnungswechsel im Stadtteil - wie kann ich 

im Stadtteil bleiben?

•	 Initiierung von Mehrgenerationen-Wohnen 

Etablierung und Stärkung von stadtteilei-

genen Unterstützungssystemen

Garten-, Flächennutzung - wie können zu groß 

gewordene Gärten sinnvoll genutzt werden?

•	 Verdichtung durch Baumaßnahmen

•	 kollektive Gartennutzungen

•	 Dezentrale Energiegenossenschaften 

Leitprojekte Bauen & Wohnen -Stadtentwicklung
AGENTUREN FÜR WECHSEL 

Energetische Sanierung und soziale Tragbarkeit



Um diesen absehbaren Prozessen zu begegnen 

und sowohl Lebensqualität wie auch Modernität 

dieser Siedlungsstrukturen zu erhalten, wird die 

Einrichtung unterstützenden Anlauf- und Bera-

tungsagenturen vorgeschlagen. In einem Stadt-

teil soll als Pilotprojekt eine Agentur für Wechsel 

eingerichtet werden, die folgendes Aufgaben-

profil haben wird: 

 

Profil für die „Agentur für Wechsel“ 

•	 Die Agentur soll Öffentlichkeit im Stadtteil 

herstellen (Erstkontakt)

•	 Der Begriff des Wechsels wird durch Be-

ratungsangebote  mit „Leben“ gefüllt - 

Erstberatungen zu Generationswechsel, 

Wohnwechsel, Ortswechsel, Gartenwech-

sel, Energiewechsel.

•	 Die Agentur sollte über die Möglichkeiten 

und rechtlichen Grundlagen informieren 

und ggf. Standardverträge anbieten („El-

tern sanieren für ihre Kinder“) 

•	 Ziel ist die Beratung von Erbern/Vererbern 

und  Eltern/Kindern.

Wichtig ist, dass die in den Stadtteilen schon 

vorhandenen Strukturen (kirchliche, gemeinnüt-

zige, wohlfahrtsverbandliche) genutzt werden 

und das neue Angebot an Stellen „angedockt“ 

wird, die vor Ort schon bestehen und von den 

Bürgern frequentiert werden, um das Gefühl von 

Vertrautheit zu erhalten. 

Angebote für Mehrgenerationenwohnen sollten  

in der direkten Nachbarschaft entstehen, damit 

die Personen weiterhin in ihrer gewohnten Um-

gebung leben können. 

Die Betroffenen sollten schon bei der Planung 

neuer Objekte abgeholt werden. Durch ein nied-

rigschwelliges Beginnen (Kaffeekranz) fühlen 

sich auch Menschen mit Scheu vor Veränderun-

gen eher angesprochen. Die Attraktivität der 

Stelle für die Bürger könnte darin liegen, dass es 

zu vielen Themen an einem Ort Informationen 

und Erstberatungen gibt.

 

 

 

 

156



Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 1 von 6; 2 von 4

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 2

Durchschnittswert: Priorität 1

Externe Experten

Die Strahlkraft und Wirksamkeit in der Öffent-

lichkeit wird als sehr hoch eingeschätzt. Gera-

de für die angesprochene Zielgruppe bietet 

diese Projektidee einen konkreten Ansatz. Das 

praktische Verbraucherverhalten wird direkt 

angesprochen mit dem Ziel der Steigerung der 

Effekte der Energieeinsparung und effizienten 

Nutzung von Energie. Die  Folge: Geld sparen 

durch Energiesparen, damit werden zwei sinn-

volle Ziele zielführend miteinander verknüpft. 

Die Nachahmwirkung wird als sehr hoch ein-

geschätzt, vor allem durch die Idee eines (oder 

mehrerer) Pilotprojekte in ausgewählten „Hot-

Spots“. In der Pilotphase können erste Erfahrun-

gen gesammelt und dann in andere Teilberei-

che der Stadt transferiert werden. Symbolische, 

politische und soziale Relevanz sind in dieser 

Projektidee gleichermaßen hoch.  Die Verknüp-

fung von Beratung mit Einspareffekten für die 

betroffenen Haushalte verspricht auch eine di-

rekte Umsetzbarkeit. In welchem Umfang diese 

greifen lässt sich derzeit noch nicht sagen. Dies 

hängt stark von der konkreten Beratungskon-

zeption und dem gewählten Pilotprojekt ab. 

Ein Pilotprojekt bietet die Chance, Erfahrungen 

zu sammeln und die Maßnameneffektivität i.S. 

einer prozesshaften Entwicklung bei weite-

ren Projekten zu verstetigen und zu erhöhen. 

Wirtschaftlichkeit

Aus Beratungen resultierende Wirtschaftlich-

keitseffekte zeigen sich in konkreten Einsparun-

gen der Energiekosten. Gut ist die Ausrichtung 

einer Maßnahmenberatung, wenn sie sich auch 

auf den Zusammenhang von Klimawirksamkeit 

und  Preis-Leistungsverhältnis konzentriert (Fi-

nanzierbarkeit für den kleineren Geldbeutel). 
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Dies ist als qualitative Zielsetzung in jedem Falle 

sinnvoll. Inwiefern das Konzept auch quantitativ 

Ergebnisse bringt, sollte im Rahmen einer an die 

Pilotprojekte gekoppelten Evaluation ermittelt 

werden (Beratungsaufwand gegen Einspareffek-

te). Damit sind auch Rückschlüsse auf Didaktik 

und Strategie eines künftigen Beratungskonzep-

tes ableitbar mit dem Ziel der weiteren Wirkung 

in die Breite (Quantität= Anzahl der Effizienz-

maßnahmen) und die Tiefe (Qualität= Maßnah-

meneffizienz zu tragfähigem Kosteneinsatz). 

Experten -Workshop

Idee unstrittig, mit langfristigem Potential

Nutzen-Aufwand-Relation

Hoher Nutzen bei relativ geringem Aufwand.

Chancen der Umsetzung

„Eine Kooperation mit mehreren Akteuren wie 

vorgesehen ist zielführend (Stadt, Wohnungs-

unternehmen, Mieterverein). Ein Pilotprojekt 

sollte dazu konkreter ausformuliert werden 

(Trägerschaft, Stadtteil, Akteure, Beratungs-

konzept), ggfs. ist zu prüfen, auf vorhandenes 

Know-How zurückzugreifen (Verbraucherzen-

trale, Energieberater, Energieagentur NRW 

u.a.m.). Eine Finanzierung kann durch die Pro-

jektpartner sichergestellt werden“.
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Hintergrund & Begründung

Der Kölner Stadtteil Ehrenfeld wurde seit 

Mitte des 19. Jahrhunderts vor allem durch 

metallverarbeitende und chemische Indust-

riebetriebe geprägt. Später siedelten sich gro-

ße Elektrotechnik-Firmen wie die Helios AG an. 

Durch den Mitte der 1970er Jahre beginnenden 

Strukturwandel ist vom ehemaligen Indust-

riestandort nur wenig geblieben.  Ehrenfeld hat 

sich zu einem Dienstleistungs- und Wohnquar-

tier gewandelt, der durch den U-Bahn- Anschluss 

eine unmittelbare und schnelle Anbindung an 

das Stadtzentrum erhalten hat. Das heutige Eh-

renfeld ist aus mehreren Gründen besonders für 

eine CO2–freie Zukunft geeignet. Neben den zahl-

reichen Industriebrachen, die vielerorts alterna-

tive Nutzungen zuließen, sind es nicht zuletzt die 

hier lebenden Menschen, die sich bereits heute 

in großer Zahl aktiv für Ökologie und Nachhaltig-

keit einsetzen. Deutlich wird dieses Engagement 

durch Initiativen wie die Nachhaltigkeits-Messe 

„ökoRausch“, die „Transition Town“–Gruppe oder 

„Critical Mass“, die sich für eine Verbesserung der 

Fahrrad-Infrastruktur einsetzen.

Kurzbeschreibung der Idee 

Der ehemalige Industriestandort Ehrenfeld soll 

durch eine Vielzahl nachhaltiger Maßnahmen 

Schritt für Schritt zu einem „Null-Emissions-Quar-

tier“ umgestaltet werden. Einerseits müssten 

diese Maßnahmen von der Stadt umgesetzt wer-

den (Ausbau der Fahrrad– und Fußgängerwege)

Andererseits könnten – im Hinblick auf die ange-

spannte Haushaltslage – auch Öffentlich-Private 

Partnerschaften („Open Space Partnerships“) ei-

nen Beitrag leisten. Durch diese „Stadtentwick-

lung von unten“ ließe sich zudem die Akzeptanz 

Leitprojekte Bauen & Wohnen -Stadtentwicklung
CO2-freies Ehrenfeld 



für das Ziel eines CO2–freien Stadtteils innerhalb 

der Bevölkerung steigern.

Beschreibung der Vorteile

Die Forderung, einen ganzen Stadtteil vom 

schädlichen Klimagas CO2 zu befreien, scheint 

auf den ersten Blick utopisch, doch gerade in der 

Vielzahl der Verfahren auf dem Weg zu einem 

„Null-Emissions-Quartier“ liegt ihre Rechtferti-

gung. Das bedeutet, dass jeder einzelne Schritt 

in Richtung eines CO2–freien Stadtteils die Le-

bensqualität der Bewohner unmittelbar verbes-

sert und darüber hinaus einen nachhaltigen Bei-

trag zum Klimaschutz leistet.

Mögliche Verfahren der Verwirklichung

Um das Ziel eines CO2-freien Ehrenfelds zu er-

reichen sind zahlreiche Maßnahmen denkbar: 

Ausbau der Fahrrad– und Fußgängerwege

Pläne hierzu finden sich bereits in einem Ent-

wicklungskonzept der Stadt Köln aus dem Jahr 

2004. Sie wurden im September 2010 bzw. im 

Mai 2011 in DQE-Workshops zum Thema „grü-

ne Wege“ unter Leitung von Prof. Katrin Bohn 

(TU-Berlin) weiterentwickelt. Die Erfahrungen 

in Städten wie Kopenhagen oder Portland im 

Bundesstaat New York, die einen besonders ho-

hen Fahrradanteil an ihrem Verkehrsaufkommen 

aufweisen, zeigt, dass der Ausbau und die Pflege 

der Infrastruktur einen direkten Einfluss auf das 

individuelle Verhalten der Verkehrsteilnehmer 

hat. In Portland beispielsweise stieg der Radver-

kehr durch die Maßnahmen des Department of 

Transportation innerhalb von nur zwei Jahren 

um 66 Prozent, und in Kopenhagen nutzen auch 

während der Wintermonate 80 Prozent der Ein-

wohner weiterhin vornehmlich ihr Fahrrad, da 

die Stadt zuallererst die Fuß– und Radwege von 

Eis und Schnee befreit und erst anschließend die 

Straßen räumt.
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Urbane Landwirtschaft

Das postindustrielle Ehrenfeld bietet mit sei-

nen großen Brachflächen wie dem ehemaligen 

Güterbahnhof an der Vogelsanger Straße oder 

dem Gelände zwischen der Leyendecker- und 

der Christianstraße optimale Bedingungen für 

die urbane Landwirtschaft. Durch den lokalen 

Anbau von Obst und Gemüse wird vorhande-

nes CO2 durch die Pflanzen absorbiert, zusätzlich 

entfallen transportbedingte CO2-Emissionen.

Lokale Energieproduktion im Quartier 

Die Nutzung der Ehrenfelder Brachen als „pro-

duktive Stadtlandschaft“ schließt auch die lo-

kale Energieproduktion im Quartier mit ein. 

Auf den großen Freiflächen könnten Solar-

anlagen installiert werden – auch hier gibt 

es bereits aktuelle Überlegungen zum Bau 

eines Bürgersolarparks. Inwieweit diese Flä-

chen ausreichen oder noch durch andere Are-

ale bzw. Technologien (z.B. Biomasse aus öf-

fentlichem Grün) ergänzt werden müssten, 

ließe sich durch eine Machbarkeitsstudie klären. 

Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 2 von 6

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 3

Durchschnittswert: Priorität 2

Externe Experten

Dieses Projekt besitzt eine hohe Strahlkraft 

und Wirksamkeit in der Öffentlichkeit. Hier 

steht die energetische Zielsetzung hinsicht-

lich der CO2-Einspareffekte im Vordergrund. 

Dies hat eindeutig Modell- und Vorbildfunkti-

on und kann Ausstrahlwirkung auf andere Teil-

bereiche der Stadt entfalten. Wichtig ist, dass 

diese Ziele durch örtliche Akteure getragen 

werden. Damit ist das Projekt identifizierbar. 

Ebenso von Bedeutung ist die Vorbildfunk-

tion des Vorhabens für weitere Maßnahmen 

zum Klimaschutz (im Großen wie im Kleinen). 
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Experten-Workshop

das Konzept der Idee ist zu verfeinern.

Nutzen-Aufwand-Relation

Die Wirksamkeit für den Klimaschutz ist dann 

hoch, wenn es gelingt entsprechende Maßnah-

men zum Klimaschutz umzusetzen. Hierfür ist 

auf der Grundlage der ersten skizzierten Ideen 

ein ganzheitliches Konzept zu erarbeiten.

Chancen der Umsetzung

Hierzu ist als nächster Schritt eine konkrete 

Maßnahmenplanung auf der Grundlage einer 

Ist-Analyse zielführend. Die derzeitigen Ideen 

der Projektskizze bilden einen ersten Ansatz. 

Diese sind zu vertiefen (z.B. Ehrenfelder Klima-

schutzwerkstatt). Die konkrete Projektumset-

zung erfordert eine enge Zusammenarbeit mit 

den lokalen Akteuren. Dazu liefert die Projekts-

kizze sehr gute Ausgangsideen.
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Wie gelungen die Idee einer nachhaltigen 

Stadt ist hängt entscheidend auch davon 

ab welche Qualitäten im städtischen Raum und 

seinen Bauwerken verwirklicht werden können. 

Welche ästhetischen, ökologischen und funkti-

onellen Beiträge stellt die Stadt für ihre Bürger 

bereit? Wie sozial gerecht und wirtschaftlich ist 

das urbane Bauen, Wohnen und Leben? Die zu 

diesem Themenkreis entwickelten Ziele & Maß-

nahmen spiegeln das Wissen unserer Teilnehmer 

um ihre Wichtigkeit für die Entwicklung urbaner 

Nachhaltigkeit in Köln (siehe Seiten 41 bis 44 ). 

Als praktisch umzusetzende Leitprojekte werden 

vorgeschlagen:

1. Durchführung & Umlenkung 

von Ausgleichsmaßnahmen 

Für Baumaßnahmen (Bebauung, Straßen, usw.) 

im Stadtgebiet Kölns wird häufig in den Frei-

raum, in ökologisch hoch bewertete Freiflächen, 

eingegriffen. Innerhalb der Bauleitplanverfahren 

sollen diese Eingriffe und die erforderlichen Aus-

gleichsmaßnahmen (Pflanzen von Bäumen etc.) 

künftig innerhalb des Stadtgebietes und in der 

Nähe des Eingriffs erfolgen. Insbesondere in der 

Innenstadt im Übermaß versiegelte und vollstän-

dig überbaute Flächen sollen durch Dach- und 

Fassaden-Begrünungen künftig einen Beitrag 

zur Verbesserung des Stadtklimas leisten.

2. Impulsprogramm Altbaumodernisierung

Die besondere Bedeutung des Wohngebäude-

bestandes für die Erfüllung der kommunalen 

und bundesdeutschen Klimaschutzziele gilt 

auch für Köln. Durch eine detaillierte volkswirt-

schaftliche Prüfung der Effekte eines „Impuls-

programms Energetische Altbaumodernisierung 

Köln“ sollen neue Anreize und Kooperationsfor-

men zur klimaschützenden Modernisierung des 

Gebäudebestandes vorbereitet werden.

3. Verbindung der Teilstücke 

des inneren Grüngürtels

Köln leidet an den negativen Folgen des Ver-

kehrs. Verschmutzung, Lärm, Unfallgefahr sind 

überall da präsent wo das Auto auf langsamere 

Verkehrsteilnehmer und Fußgänger trifft. Für 

den inneren Grüngürtel als bedeutendes Ele-
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ment der innerstädtischen Lebensqualität wird 

langfristig die Schaffung eines durchgehenden 

Grünsystems vorgeschlagen.

4. Stadtraummanagement

Die Zukunft der Stadt ist der Bestand. Angesichts 

eines begrenzten Stadtgebietes und einer älter 

werdenden“ Gesellschaft wird die wachsende 

Stadt Köln nach neuen Lösungen für ihre Quar-

tiere Ausschau halten müssen. Vorgeschlagen 

wird (am Beispiel Deutz) die Schaffung baurecht-

lich genehmigter Verdichtung und die gleichzei-

tige Rückgewinnung des Straßenraums als öf-

fentlicher Raum.

5. Agenturen für Wechsel

Der Schwerpunkt der Aktivitäten zur Stadtent-

wicklung Kölns liegt zurzeit im innerstädtischen 

Bereich. Dringend erforderlich sind aber auch 

Maßnahmen, um dem vielen Außenbezirken 

Kölns stattfindenden demographische Wandel 

und den damit verbundenen multiplen sozialen 

und energetischen („Sanierungsstau“) Folgen 

aktiv zu begegnen. Es sollen als Pilotprojekte 

Agenturen für Wechsel eingerichtet werden, die 

Erstberatungen zu sozial-ökologischen Fragen 

bieten: Energetische Sanierungen und die re-

sultierenden Erbfragen (Sanieren für die Kin-

der), Wohnungswechsel im Stadtteil („Wie kann 

ich im Stadtteil bleiben?“), Möglichkeiten von 

Mehrgenerationen-Wohnen, Verdichtung durch 

Baumaßnahmen, kollektive Gartennutzungen, 

dezentrale Energiegenossenschaften u.ä..

6. CO2-neutrale Stadtteile (Bsp. Ehrenfeld)

Der ehemalige Industriestandort Ehrenfeld soll 

durch eine Vielzahl von Maßnahmen Schritt für 

Schritt zu einem beispielhaften „Null-Emissi-

ons-Quartier“ umgestaltet werden. Im Hinblick 

auf die angespannte Haushaltslage sollen auch 

Öffentlich-Private Partnerschaften („Open Space 

Partnership“) einen Beitrag leisten. Durch diese 

„Stadtentwicklung von unten“ ließe sich zudem 

die Akzeptanz für das Ziel eines „Null-Emissi-

ons-Quartiers“ steigern.

(Anmerkung zur Realisierung: ein Zeitplan zum empfohle-

nen Ablauf findet sich  auf Seite 59.)
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Hintergrund und Begründung

Der amtliche Landschaftsplan, die Flächen-

nutzungs- und Grünordnungspläne zeigen 

nur ein unvollständiges Bild des tatsächlichen 

Bestandes an grünem Potential der Stadt. Ver-

gessenes Grün schlummert auf Brachen, Rest-

flächen, Mauernischen, in privaten Gärten, ne-

ben Autotrassen und auch in den Grünflächen 

von Industrieanlagen oder Baulücken. Mögliche 

Grünflächen- und Biotop-Vernetzungen können 

aus diesen Plänen nicht vollständig herausgele-

sen werden.

Kurzbeschreibung der Idee

Vorgeschlagen wird eine Open-Source-Inter-

netplattform, die es Bürgern ermöglicht die Flä-

chenpotentiale interaktiv zu kartieren.

Beschreibung des Nutzens für Verwaltung 

und Bürger 

Ergänzend zu den amtlichen Plänen wird ‚Kölns 

wildes Grün’ eine Entscheidungshilfe für Ämter 

und Verbände bei der Beurteilung von Bauvor-

haben. Die für Klimaanpassung nötige Neube-

wertung der Flächenpotentiale, der Hitzeoasen 

und Freiluftschneisen kann durch Überlagerung 

in den bestehenden GIS-Systemen schnell und 

gründlich vorgenommen werden. Bürgern bie-

tet es zudem die Möglichkeit sich zu Initiativen 

zusammenzuschließen, z. B. zur gärtnerischen 

Zwischennutzung von Brachflächen und Baulü-

cken.

Mögliche Verfahren der Verwirklichung

Das Projekt muss von einem Webmaster betreut 

werden. Zu untersuchen ist die technische (GIS) 

Leitprojekte Grünflächen und Freiraum
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und rechtliche Seite (Open-Source, Nutzungsbe-

dingungen) des Unterfangens. Für die Einpflege 

von Daten müssen bestimmte Mindeststandards 

entwickelt werden: genaue Ortsangabe, Grö-

ßenangabe und Beschreibung, Fotos usw. Auch 

die Frage der Qualitätssicherung muss geklärt 

werden (Rechte und Pflichten). Zu überlegen 

wäre, für den Start bereits eine Handvoll „Kartie-

rungen“ aufzunehmen, z.B. in Zusammenarbeit 

mit Schulklassen, Umweltverbänden, DQE, RVDL 

usw. In Zusammenarbeit mit dem Grünflächen-

amt können die GIS-Eintragungen der Stadt 

ebenfalls als Ausgangsbasis übernommen wer-

den.

Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 1 von 6

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 1

Durchschnittswert: Priorität 1

Externe Experten

Für den Erfolg des Projekts und besonders auch 

für dessen Öffentlichkeitswirksamkeit ist es zen-

tral, dass es durch Aktionen und Öffentlichkeits-

arbeit gut begleitet und bekannt gemacht wird.

Die Relevanz der Idee liegt in der Sichtbarma-

chung neuer und eventuell ausbaufähiger Flä-

chenpotenziale, die planerische Entscheidungen 

ermöglicht und gleichzeitig durch informelle 

Aktivierung erschließt, in ihrer Bedeutung zeigt 

und sichert. Als mögliche klimawirksame An-

wendung wird beispielsweise die Ermöglichung 

neuer Flächenvernetzungen zur Verbesserung 

des Stadtklimas (Frischluftschneisen etc. … ) an-

gesprochen.

Experten -Workshop

Unstrittig. Idee wird mit der Stadt von Fachleu-

ten ehrenamtlich umgesetzt.

Nutzen-Aufwand-Relation:

Moderat: bei weitgehend ehrenamtlichem Ein-

satz entsteht ein umfangreiches Informations-

angebot für die Öffentlichkeit.
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Eine andere Welt ist pflanzbar - welcome to 

nowtopia! 

Seit 2007 leben weltweit erstmals mehr Men-

schen in Städten als auf dem Land. Vom Land 

leben sie trotzdem noch. Erscheint es da nicht 

folgerichtig, dass die Landwirtschaft nun auch 

in die Städte zurückkehrt? Urbane Gärten sind 

ein Experimentierfeld für zukunftsfähige, nach-

haltige Techniken und Konzepte. Sie entwerfen 

im Kleinen konkrete Utopien von sozialen Städ-

ten, deren freie Flächen mit produktivem Grün 

bewachsen sind und von den BewohnerInnen 

selbst gepflanzt und geerntet werden; Städten 

einer neuen urbanen Identität, in denen sich 

selbstbewusste Menschen miteinander austau-

schen, aufeinander beziehen und sinnstiftend 

tätig sind. Wir wollen zeigen, was es bedeuten 

kann, Stadt zu gestalten, nachhaltig zu leben 

und gemeinschaftliche Prozesse anzustoßen.

Kalker Süden,  

Industriebrachen zu grünen Oasen

Kalk war vor anderthalb Jahrhunderten das 

Naherholungsgebiet der Stadt. Im Zuge der In-

dustrialisierung und nach deren Niedergang ist 

davon nicht viel geblieben. Alte Industriegelän-

de wurden abgerissen, die Böden sind karg und 

verseucht. Viele derartige Flächen im Süden und 

Osten Kalks sind dabei an Investoren vergeben 

worden, die nun das Leben und Bild Kalks und 

seiner Menschen maßgeblich prägen. Hier wol-

len aber auch wir schöpferisch und gestalterisch 

tätig sein. Unser Weg: Wir erwecken die vernach-

lässigten und ungenutzten Flächen mit unseren 

mobilen Gärten zu neuem und zukunftsweisen-

dem Leben.
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Klimawandel selbstgemacht,  

social change not climate change

Der Klimawandel kann auch als vorwiegend so-

ziales Problem gesehen werden, dem durch so-

ziale Veränderung begegnet werden muss. Wie 

unsere Ernährung gesellschaftlich organisiert 

ist sehen wir als wichtigsten Anknüpfungspunkt 

zur Einsparung von Treibhausgasen.

Dies ist das Feld, was aktuell den größten Teil 

der globalen Kohlendioxidemissionen hervor-

ruft. Lokale, ökologische, kleinteilige und damit 

vielfältige Landwirtschaft ist die energieeffizien-

teste Variante der Landbewirtschaftung. Gleich-

zeitig stehen wir vor dem Problem der Bodenun-

fruchtbarkeit – ganz besonders in Städten. Wir 

stellen uns also der Frage, wie urban und ökolo-

gisch mit möglichst geringem Kohlenstoffaus-

stoß Nahrungsmittel hergestellt und verteilt 

werden können. 

Kurzbeschreibung der Idee 

Die Pflanzstelle, sozio-kulturelle und ökologi-

sche Landwirtschaft in der Stadt

Die Pflanzstelle ist ein mobiler, interkultureller 

und öffentlicher Gemeinschaftsgarten in der 

Stadt. Auf einer Brachfläche in Köln bauen wir 

gemeinsam mit Freiwilligen und Interessierten 

Gemüse in Bioqualität an. Die Idee: Die Beete 

bestehen aus transportablen Pflanzmodulen aus 

recycelten Industriekisten. So ist der Garten un-

abhängig vom Boden und wir können auch auf 

versiegelten oder verseuchten Flächen anbauen. 

Dazu gesellt sich ein ebenfalls mobiles Garten-

café, das für die GärtnerInnen Erfrischungen und 

kleine Snacks bereithält. Der Garten ist öffentlich 

zugänglich und verfolgt so ein anderes Konzept 

als die allseits bekannten Schrebergärten. Diese 

Form der Zwischennutzung schafft eine offene 

Begegnungsstätte, die zum gemeinsamen Gärt-

nern, Zeitverbringen, Austausch, Lernen und 

Essen einlädt. Durch kollektive Gartenbauakti-

onen, eine “Gartensprechstunde”, sowie zahlrei-
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che Bildungs-und Kulturangebote beziehen wir  

unterschiedliche Menschen über gesellschaftli-

che Grenzen hinweg aktiv in unseren Garten ein. 

So wirken wir konkret, direkt und gemeinschaft-

lich im Alltag der Menschen.

Ökologisches Bewusstsein und Wissen wird  

fast beiläufig vermittelt und eine gemeinschaft-

liche Verbindung zwischen Menschen und urba-

ner Umwelt geschaffen. Auf diese Weise werden 

neue Möglichkeiten des Stadtteillebens aufge-

zeigt und eine Sensibilisierung für gegenwärtige 

Fragen der Nachhaltigkeit erzielt.

Beschreibung der Vorteile

•	 Unabhängigkeit vom Boden: Durch die 

Pflanzkisten sind wir unabhängig vom Bo-

den und können so auch Industriebrachen 

und versiegelte Flächen in Orte produkti-

ven Grüns verwandeln.

•	 Mobilität: Unsere Pflanzkisten sind trans-

portabel. Das heißt, dass wir Flächen und 

Räume zeitlich begrenzt nutzen können 

wie z.B. bei Stadtfesten oder Messen, aber 

auch, dass der Garten komplett umziehen 

kann.

•	 Sozial Gärtnern: Der Garten ist öffentlich 

und jeder ist eingeladen mitzumachen. So 

können sich Nachbarn bei der gemeinsa-

men Arbeit kennenlernen, näher kommen, 

Wissen austauschen und voneinander und 

zusammen lernen.

•	 Ökologische Nahversorgung: Die Pflanz-

stelle produziert ökologisches Gemüse 

direkt vor der Haustür. Frischer und näher 

geht‘s nur auf dem eigenen Balkon.

•	 Verbesserung des Stadtklimas: Die ökologi-

sche Nutzung verbessert die CO2-Bilanz der 

Stadt und erzeugt zusätzlich neben Blüten-

duft noch frischen Sauerstoff.

•	 Verbesserung der Stadtökologie: Durch 

den kleinräumigen und ökologischen 

Anbau vieler verschiedener, seltener und 

alter Arten und Sorten wird der Garten zu 

einem Hort biologischer Vielfalt direkt in 

der Stadt.

•	 Verschönerung der Stadt: Wir finden 

Gärten und produktives Grün schön und 

empfinden sie als eine Abwechslung zu 

den vorherrschenden städtischen Parks 

und Rasenflächen.
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•	 Bereicherung des Kulturangebots: Mit 

der Gastronomie, der Gartenkultur und 

den im Garten stattfindenden Konzerten, 

Kunstausstellungen und Performances 

wird die kulturelle Landschaft des Veedels 

erweitert.

•	 Ruhepol: In Gärten herrscht immer auch 

der Rhythmus der Natur und damit eine 

andere Zeitlichkeit als der hektische Puls 

der Stadt. Die vielfältigen Formen, Farben, 

Gerüche, Geräusche und Geschmäcker 

sprechen alle Sinne an und beruhigenden 

Geist.

•	 Experimentierfeld: Die Pflanzstelle ist ein 

Versuchslabor für die verschiedenen He-

rausforderungen die sich Stadt und Ge-

sellschaft stellen. Hauptaugenmerk legen 

wir dabei auf Fragen von Diskriminierung, 

Teilhabe an der Stadt und Ökologie, um so 

ein Modell für die grüne Stadt der Zukunft 

zu schaffen.

Mögliche Verfahren der Verwirklichung

Grenzenlos Gärten,  

aber ohne Fläche geht nichts

Eine geeignete Fläche für mindestens zwei Sai-

sons ist Grundvoraussetzung für die Umsetzung 

des Projekts. Die Brachfläche in der Neuerburgs-

traße (Kalk) eignet sich unserer Einschätzung 

nach ideal für unser Vorhaben. Sie liegt in direk-

ter Nähe zur lebendigen Hauptstraße Kalks, hat 

Südausrichtung, ist eben und ein alter Baumbe-

stand bietet auch im Hochsommer noch Schat-

ten. Die Grundausrüstung des Gartens und ein 

Gartencafé werden durch Fördermittel (bereits 

beantragt) finanziert. Alle weiteren Kosten sollen 

über das Gartencafé, den Gemüsedirektverkauf 

sowie Spenden beglichen werden. Der Verein 

grenzenlos gärten wird den Garten öffentlich be-

treiben und zur Teilhabe auffordern. Wir verste-

hen den Garten als Plattform für Leute, die etwas 

tun wollen und vertrauen darauf, dass wir von 

diesen unterstützt werden.
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Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 3 von 6

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 1

Durchschnittswert: Priorität 1

Externe Experten 

Der öffentlich zugängliche Garten wird als Treff-

punkt und als Produktionsstätte verstanden. 

Der Effekt im Stadtraum ist hoch, aber lokal 

begrenzt, da diese intensive Nutzung nur rela-

tiv kleine Flächen bespielen kann. Die Idee des 

öffentlich nutzbaren, mobilen Gartens greift 

aktuelle Diskussionen auf, was auch an den in 

der Öffentlichkeit sehr stark wahrgenommenen 

Prinzessinnengärten in Berlin beweist. Insofern 

ist davon auszugehen, dass das entsprechende 

Projekt eine nicht unerhebliche Strahlkraft ent-

falten kann und ein vorhandenes Interesse in der 

Öffentlichkeit bedient. Der Effekt des Gartens als 

temporärer Treffpunkt könnte sehr positive Wir-

kungen zeigen.

Die Auffassung der Verfasser vom Klimawandel 

als einem vorwiegend sozialen Problem macht 

die pädagogische Herangehensweise nachvoll-

ziehbar. Die unmittelbare Klimawirksamkeit des 

Beitrags ist gering, jedoch kommt dem ange-

strebten Hinweis auf die „gesellschaftliche Orga-

nisation“ unserer Ernährung in Hinblick auf das 

Klima große Bedeutung zu.

Experten-Workshop

Idee unterstützungswürdig und unstrittig, solan-

ge sie auf Brachflächen umgesetzt wird.
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Nutzen-Aufwand-Relation

Moderat: Es werden vage Angaben zu Kosten 

und Finanzierbarkeit gemacht. Die Einbezie-

hung von Freiwilligen scheint sinnvoll. Auch 

existiert bereits ein Verein mit stark engagierten 

Mitgliedern, sodass die Durchführung realistisch 

erscheint. Die Idee wird erfolgreich umgesetzt 

(www.pflanzstelle.blogsport.eu/ ) und kann auf 

weitere Stadtteile/Brachflächen übertragen wer-

den.

Chancen der Umsetzung

Gut, wenn genügend engagierte BürgerInnen 

vorhanden sind. Die Stadt Köln kann als Hilfestel-

lung diese Art von Zwischennutzung routinemä-

ßig befürworten.
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Hintergrund

Grünflächen und Bäume entziehen der At-

mosphäre wegen ihres Wachstums CO2, 

stellen Sauerstoff her und sind zudem ein Fri-

schluftsystem mit automatischem Schadstoff - 

Filter (u.a. durch Feinstaubbindung). In Form des 

Kölner Grünsystems leisten diese städtischen 

Pflanzen wichtige Beiträge zur städtischen Luft-

qualität, der Gesundheit seiner Bürger und zum 

Klimaschutz. Im Zuge der Diskussionen zum 

Klimawandel und der damit verbundenen Maß-

nahmen zum Klimaschutz rücken Wälder als Koh-

lenstoffspeicher immer mehr in den Fokus der 

Öffentlichkeit. Wälder speichern langfristig Koh-

lenstoff, indem sie ihn in der Biomasse der Bäu-

me, im Totholz und im Mineralboden binden. Im 

Falle des Kölner Grünsystems, das zu einem Gut-

teil auch aus Baumbeständen unterschiedlicher 

Größe besteht, lohnt sich also ein neuer Blick auf 

die gesundheitlichen, klimaschützenden und le-

bensqualitativen Vorteile dieses Systems.

Ziel

Vorgeschlagen wird anhand einer regelmäßig 

aktualisierten Erhebung/Kartierung der städ-

tischen Grünflächen die Frischluftfunktionen, 

CO2-Speicherwerte und Flächenveränderun-

gen im Verhältnis zur bebauten Stadtfläche zu 

bilanzieren. Diese dynamische Grünsystem- 

Bilanz wird im Internet für jeden transparent die 

Wirkungen von Veränderungen sichtbar und 

quantifizierbar machen. Damit wird zum einen 

 

1.	 der qualitative Wert des Grünsystems 

verdeutlicht, der vielfach als selbstver-

ständlicher Stadtbestandteil kaum noch 

wahrgenommen zu werden scheint (Köln 

Leitprojekte Grünflächen und Freiraum
Stadtklima-Bilanzierung Kölner Grünflächen



liegt beim Grünflächenanteil pro Bürger 

auf dem zweiten Platz deutscher Großstäd-

te) und

2.	 eine Wissensplattform für bisher nicht 

zugängliche Daten zum Grünsystem (Flä-

chen, Bepflanzungen etc.) geschaffen.

Denn wieviel ein Baum letztlich genau zum Kli-

maschutz beiträgt, war und ist schwer zu schät-

zen, für Baumbestände ergeben sich aufgrund 

aktuell entwickelter Berechnungsmodelle al-

lerdings neue Möglichkeiten. Die Frischluftsitu-

ation in Bezug auf die Kölner Grünflächen sind 

dagegen schon länger bekannt – allerdings soll-

ten die zuletzt 1978 erhobenen Funktionen der 

Frischluftkorridore zum Kölner Stadtklima aktu-

alisiert werden.

Um  das  System  zu  entwickeln  und  zu  testen  wird  

ein Pilotprojekt am Beispiel der Grünflächen auf 

dem Gelände des neuen Stadtarchivs am Eifelwall 

und der umliegenden Quartiere vorgeschlagen.  

Maßnahmen

Entwicklung eines Berechnungstools zu den 

städtischen Grünflächenbeständen, ihren Fri-

schluftfunktionen und der Bilanzierung von 

Zuwächsen und Verminderungen der CO2-Spei-

cherung. Öffentliche Zugänglichkeit und Präsen-

tation per GIS-System/Internet Kooperation mit 

Umweltamt der Stadt - Prüfung der Anbindung 

an das integrierte Klimaschutzkonzept der Stadt 

Köln

Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop:

Einordnung externe Bewertungen: 

Rang 2 von 6; 4 von 4

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 2

Durchschnittswert: Priorität 2
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Externe Experten

Die Wirksamkeit dieses Projekts in der Öffent-

lichkeit wird erst im Laufe der Zeit mit der Ge-

nerierung und Kommunikation leicht verständ-

lich darzustellender Ergebnisse von Relevanz 

sein. Dann ist ein Effekt auf die Wahrnehmung 

der klimatischen Bedeutung städtischer Grünf-

lächen gemäß dem Motto „Klimakraft deutlich 

machen“ zu erwarten. Die Idee beschreibt ein 

Projekt, das eher als Dokumentations- und Kom-

munikationswerkzeug bedeutsam ist und eine 

bessere Bewertbarkeit einzelner Maßnahmen 

im Bereich des städtischen Freiflächensystems 

vor dem Hintergrund ihrer klimatischen Aus-

wirkungen leisten kann. Als Argumentationshil-

fe vor politischem Hintergrund hat das Projekt 

durchaus Bedeutung. Es ist denkbar, dass sich 

das Berechnungstool zu einem hilfreichen Werk-

zeug innerhalb einer Art klimabezogener Ein-

griffs-/Ausgleichsregelung entwickeln könnte. 

 

Experten-Workshop

Idee in Verbindung mit Idee Kölns „wildes Grün“

Nutzen-Aufwand-Relation

Moderat - nur bei Bewährung des Vorhabens 

als politische Planungshilfe wird sich der relativ 

hohe Aufwand lohnen. Eventuell nur über For-

schungs-/Fördermittel zu rechtfertigen.

Chancen der Umsetzung

Moderat - Die Organisation und Umsetzung 

der Projektidee wird nicht eingehend geschil-

dert, jedoch scheint bereits eine recht genaue 

Vorstellung von der personellen und fachlichen 

Aufstellung gegeben zu sein. Für die Durchfüh-

rung wichtige Partner bei der Stadt sind bereits 

gewonnen. Ein erheblicher Personal- und Or-

ganisationsaufwand scheint erwartbar, der nur 

durch Fördermittel und ehrenamtliche Zuarbei-

ten eine Akzeptanz bei den politischen Gremien 

der Stadt haben wird.





Synopse Grünflächen & Freiraum



191

Das Kölner Grünsystem gehört zu den größ-

ten städtischen Grünsystemen in Europa 

und ist, neben Rhein und Dom, eines der cha-

rakteristischen Merkmale der Stadt. Mit seinen 

innerhalb des Stadtgebiets gewachsenen Struk-

turen erfüllt das Stadtgrün vielfältige Funktionen 

für die Lebensqualität, das Stadtklima und die 

Lufthygiene. Es ist damit, trotz aller bestehen-

den Konkurrenz um Flächen, eines der zentralen 

Elemente städtischer Nachhaltigkeitsplanung. 

Ebenso wird es wichtig, die für Bebauung und 

Nutzung verfügbaren Flächen in der Innenstadt 

systematischer zu nutzen, um das ökologisch 

kostenintensive Wachstum in der Fläche zu ver-

mindern. 

In Ergänzung zu den entwickelten Zielen & 

Maßnahmen (siehe u.a. die Seiten 47 bis 48) wer-

den für das Handlungsfeld Grünflächen und Frei-

raum folgende Leitprojekte vorgeschlagen:

 

1. Bilanzierung Kölner Grünflächen

Grünflächen und Bäume entziehen der Atmo-

sphäre wegen ihres Wachstums Klimagase, 

stellen Sauerstoff her und bilden zudem ein Fri-

schluftsystem mit eingebautem Schadstoff - Fil-

ter (u.a. durch Feinstaubbindung). In Form des 

Kölner Grünsystems leisten diese städtischen 

Pflanzen wichtige Beiträge zur städtischen Luft-

qualität, der Gesundheit seiner Bürger, dem Mik-

roklima der näheren Umgebung sowie zum sinn-

lich erfahrbahren Klimaschutz. Vorgeschlagen 

werden regelmäßig aktualisierte Kartierungen 

der städtischen Grünflächen in denen die Fri-

schluftfunktionen, CO2-Speicherwerte und Flä-

chenveränderungen im Verhältnis zur bebauten 

Stadtfläche dargestellt werden. Diese „Grünsys-

tembilanz“ soll im Internet die Wirkungen von 

Veränderungen sichtbar und quantifizierbar ma-

chen.
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2. Kölns „wildes Grün“ kartieren

Die amtlichen Flächennutzungs- und Grünord-

nungspläne zeigen nur ein unvollständiges Bild 

des tatsächlichen Bestandes an grünem Potenti-

al in der Stadt. Vergessenes Grün schlummert auf 

Brachen, Restflächen, Mauernischen, in privaten 

Gärten, neben Autotrassen und in den Grünf-

lächen von Industrieanlagen oder Baulücken. 

Mögliche Vernetzungen zwischen der verschied-

nen Grünflächenarten können aus diesen Plänen 

nicht vollständig herausgelesen werden. Ergän-

zend zu den amtlichen Plänen wird ‚Kölns wildes 

Grün‘ eine Entscheidungshilfe für Ämter und 

Verbände bei der Beurteilung von Bauvorhaben. 

Die für Klimaanpassung nötige Neubewertung 

der Flächenpotentiale, der Hitzeoasen und Frei-

luftschneisen kann durch Überlagerung in den 

bestehenden GIS-Systemen schnell und gründ-

lich vorgenommen werden. Bürgern bietet es 

zudem die Möglichkeit zur gärtnerischen Zwi-

schennutzung von Brachflächen und Baulücken.

3. Urbane Landwirtschaft

Wenn man den Klimawandel hinsichtlich seiner 

sozialen Folgen betrachtet entsteht auch für 

Stadtbewohner unter anderem die Frage wie 

unsere Ernährung zur Einsparung von Treib-

hausgasen dienen kann. Vorgeschlagen wird die 

Zwischennutzung von städtischen Brachflächen 

als urbane Gärten, um aus diesen ein Experimen-

tierfeld für zukunftsfähige, nachhaltige Techni-

ken und Konzepte sowie für gemeinschaftliches 

Arbeiten der Anwohner zu machen. Praktisch 

gezeigt werden soll, was es bedeuten kann, 

Stadt zu gestalten, nachhaltig zu leben und ge-

meinschaftliche Prozesse anzustoßen.

(Anmerkung zur Realisierung: ein Zeitplan zum empfohle-

nen Ablauf findet sich  auf Seite 59.)







Leitprojekte 
Energie und Klima
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Hintergrund & Anlass

Bei vielen Einrichtungen wie Feuerwachen 

oder Krankenhäusern stehen Notstromag-

gregate. Diese könnten im Prinzip auch zum 

Ausgleich von Verbrauchsspitzen im Stromnetz 

genutzt werden. 

Die Idee - was ist der mögliche Vorteil? 

Durch die zunehmende Menge des eingespeis-

ten Stromes aus Windkraft- und Solaranlagen 

wird bei schwankender Einspeisung immer mehr 

Regelstrom zum Ausgleich benötigt. Mit einer 

Bündelung von Notstromaggregaten könn-

te solcher Regelstrom produziert und auf dem 

Markt für Regelstrom angeboten werden. Dabei 

sind im Wesentlichen drei Varianten möglich:

•	 Zukünftig werden statt der üblichen Not-

stromaggregate, die nur für kurze Laufzei-

ten ausgelegt sind, Maschinen eingesetzt, 

welche längere Laufzeiten verkraften 

können. Sie werden dann nicht nur bei 

örtlichem Stromausfall, sondern auch vom 

Netzbetreiber bei Bedarf von Regelenergie 

zentral zugeschaltet. 

•	 Statt Notstromaggregaten werden BHKWs 

eingesetzt, welche auch Nutzwärme (z.B. 

für die Warmwasserbereitstellung in Kran-

kenhäusern) erzeugen. Sie werden eben-

falls zentral stromgeführt zugeschaltet. 

Sie müssen dazu über einen entsprechend 

großen Wärmespeicher zur Überbrückung 

der Stillstandzeiten verfügen (Modell Licht-

blick). 

 

Leitprojekte Energie und Klima 
Erzeugung von Regelenergie



•	 Solche BHKWs können auch als negative 

Regelenenergie genutzt werden. Das heißt, 

sie erzeugen im Normalfall ständig Strom 

und Wärme und werden nur bei einem 

Überangebot von Strom im Netz für kürze-

re Zeit zentral abgeschaltet. 

Der Vorteil für die Betreiber der Notstromanla-

gen oder BHKWs wäre, dass sie mit der Bereit-

stellung der Leistung zusätzlich Geld verdienen 

könnten. Durch diesen zusätzlichen Deckungs-

beitrag könnten BHKWs auch dort wirtschaftlich 

werden, wo sie es sonst nicht wären. Einrichtun-

gen der Stadt oder ihrer Tochterfirmen, welche 

Notstromaggregate vorhalten müssen (Kranken-

häuser, Feuerwehr, etc.) könnten ihre Anlagen 

anbieten.

Umsetzung - wie und wo kann es losgehen? 

Im Prinzip sofort, da zahlreiche Anlagen vorhan-

den sind. Sie müssten nur zu einem Pool (einem 

virtuellen Regelkraftwerk) gebündelt werden, 

damit eine ausreichende Menge an Regelstrom 

zusammenkommt.

Umsetzung - wen und was braucht es für die 

erfolgreiche Umsetzung? 

Die örtliche Netzgesellschaft (in Köln die Rheini-

sche NETZGesellschaft RNG) oder auch private 

Anbieter von Regelenergie könnten die Bünde-

lung der Geräte sowie eine entsprechende Um-

rüstung organisieren.

Einordnung externe Bewertung

 

Rang 2 von 3

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 2

Durchschnittswert: Priorität 2

Externe Experten

Die Wirksamkeit eines solchen Projektes dient 

der Integration vormals nicht gekoppelter Net-

zersatzanlagen in das Stromnetz. Eine unmittel-

bare Minderungswirkung ist nicht zu erwarten, 

die Maßnahme ist jedoch aus einer Netzperspek-
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tive als sehr interessant einzustufen, da dadurch 

größere Kraftwerke kompensiert werden kön-

nen. Es empfiehlt sich, auf kommunaler Ebene 

ein Kataster anzulegen, das in Frage kommende 

Anlagen auf dem Stadtgebiet identifiziert (ggf. 

auch im Rahmen der regionalen Klimachutzakti-

vitäten des Köln-Bonn e.V.). Der Innovationsgrad 

ist aus einer technischen und Netzperspektive 

als hoch zu bewerten.

Experten-Workshop

Idee als Pilotprojekt unterstützenswürdig, vor-

rangig für städtische Instiutionen, vom operati-

ven Aufwand einfacher mit Großanlagen.

Nutzen-Aufwand-Relation

Hoch, da wirtschaftlicher Klimaschutz (Emissi-

onseinsparungen) bei geringem Personalauf-

wand.

Chancen der Umsetzung

Gut, nach Erhebung der potenziell in Frage kom-

menden Anlagen in der Region.

200







203

Hintergrund & Anlass

Technische Dimension: Ein heute noch vi-

sionäres, aber langfristig unumgängliches 

Ziel im Sinne des Klimaschutzes und der Ver-

sorgungssicherheit ist die 100% CO2-neutrale 

Energiebereitstellung in Verbindung mit dem 

maximal realisierbaren Grad an verbraucherna-

her dezentraler Erzeugung. Hierfür erforderlich 

ist ein Smart Grid, das Erzeugung, Speicherung 

und Verbrauch von erneuerbaren Energien mit-

tels intelligenter IT-Technologie so steuert und 

managt, dass auch für eine Großstadt wie Köln 

jederzeit eine ausgeglichene Bilanz erreicht 

wird. Die herkömmliche Top-Down-Logik zentra-

lisierter Energieverteilung wird hierdurch aufge-

brochen. Der variable Energiefluss einer Vielzahl 

dezentraler Erzeuger, Speicher und (auch mobi-

ler) Verbraucher wird zum Abbild der Groß-stadt 

Köln als lebendiger Organismus. Die kulturelle 

Dimension: Der Prozessverlauf im Smart Grid 

wird der Dynamik von Schwärmen in der Natur 

entsprechen und sollte daher für die Menschen 

in Köln – aber auch als Kölner „Leuchtturm“ im 

Internet – echtzeitnah visualisiert werden. In-

dem erfahrbar wird, welche Quellen und Senken 

in welcher Menge gerade erneuerbare Energien 

bereitstellen bzw. verbrauchen, kann ein solcher 

„nachhaltiger Lebensprozess Köln“ auf informa-

tiver aber auch auf ästhetischer und emotiona-

ler Ebene wahrgenommen werden. Neben der 

Darstellung von Zahlen, Daten und Fakten sind 

hierfür Kunstobjekte im öffentlichen Raum vor-

stellbar, die durch dynamische Änderungen den 

Prozess widerspiegeln. Gefragt sind Ausdrucks-

formen aus der gesamten Bandbreite der Kunst, 

von multimedialen Installationen bis hin zu dy-

namisch sich wandelnden Objekten.

Positive Aspekte dieses Projekts sind: Klima-

Leitprojekte Energie und Klima 
Erneuerbare Energien in Köln managen



schutz, Nachhaltigkeit, ein Innovationsschub, 

ein „Know-How“-Vorsprung, Verstärkung der re-

gionalen Wertschöpfungskette, bedarfsgerechte 

Steuerung von Energie-Produktion, Speicherung 

und Verbrauch, Erfahrungsgewinn zur Darstel-

lung der Informationen von dezentralen EE-Net-

zen, Finden von ästhetischen Ausdrucksmitteln 

zum „nachhaltigen Lebensprozess Köln“. Nach-

teilige Aspekte dieses Projekts sind: Die Komple-

xität des Vorhabens, Lücken in der Technologie-

entwicklung, die zu erwartenden hohen Kosten, 

ein langer Realisierungszeitraum.

Die Idee – was soll passieren? 

Modularer Projektaufbau: Ziel des hier vorge-

stellten Projekts ist es, dezentrale Netze für er-

neuerbare Energien (Erzeugung, Speicherung 

und Verbrauch) mit Hilfe von Informations- / 

Kommunikationstechnologien (IKT) zu einem 

intelligenten technischen System zu koppeln, 

dem sogenannten Smart Grid. Da ein komplet-

tes Smart Grid für die Großstadt Köln wegen der 

Komplexität und der zu beteiligenden Partner 

nicht in Form eines einzigen Projekts geplant 

werden kann, ist in dieser Projektidee die Um-

setzung in aufeinander aufbauenden Schritten 

vorgesehen.

Elektromobilität

Zum Projektbeginn kommt der Elektromobilität 

eine besondere Rolle zu, da hier ein innovatives 

Segment mit hohem öffentlichen Aufmerksam-

keitswert adressiert wird, in Bezug auf Technik, 

Fakturierung und Marktteilnehmer noch keine 

etablierten Strukturen bestehen, die Fahrzeuge 

im Stillstand sowohl als Verbraucher wie auch als  

Speicher gemanagt werden können.

Projektmodule 

Zunächst sind geeignete Unternehmen / Kon-

zerne gefragt, sogenannte „Micro Grids“ zu im-

plementieren, die autark, d.h. netzunabhängig 

arbeiten und jeweils Elektro-Fahrzeuge einset-

zen. D.h. es geht um einen beispielhaften Aus-

schnitt von Produktion, Speicherung und Ver-
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brauch erneuerbarer Energie innerhalb eines 

Unternehmens, der damit überschaubar und gut 

steuerbar ist. Bestandteile des jeweiligen Micro 

Grids sind elektrisch betriebene Transporter, Au-

tos, Roller und Pedelecs, die sowohl als Verbrau-

cher wie auch als Speicher genutzt werden. In 

einer späteren Phase des Projekts können weite-

re Energie-Verbraucher/-Speicher an das System 

angekoppelt werden. Anlagen zur Erzeugung 

der notwendigen erneuerbaren Energien vor Ort 

sollen auf den Betriebsflächen der Unternehmen 

zur Verfügung stehen, wie z.B. Photovoltaikanla-

gen, mit Biomethan betriebene Blockheizkraft-

werke etc.

Visualisierung der Energieflüsse 

Bereits in der Phase der autonomen Micro Grids 

sollen die beteiligten Unternehmen die über 

ihre dezentrale Steuereinheit gemessenen Ener-

gieflüsse öffentlich machen. Diese sollen so als 

Informationen und sinnlich wahrnehmbare Ob-

jekte dargestellt werden, dass die neue kulturelle 

Dimension erneuerbarer Energien und dezentra-

ler Energienetze erfahrbar wird. Die angestrebte 

Vernetzung zum Smart Grid, das einen „nachhal-

tigen Lebensprozess Köln“ abbildet, soll dabei 

Ausdruck finden.

Repräsentativer Mix 

Die in der ersten Stufe des Projekts elektrisch 

betriebenen Fahrzeug-Flotten sollen für Orga-

nisationen/ Unternehmen betrachtet werden, 

welche typische Wirtschaftsverkehre und die 

damit verbundenen Mobilitäts-Anforderungen 

und Energiebedarfe repräsentieren.

Die Idee – Was ist der mögliche Vorteil? 

Das Projekt startet mit einer überschaubaren 

und steuerbaren Größe, vielleicht mit nur einem 

Konzern/Unternehmen. Sobald die positiven 

wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkun-

gen des Micro Grids in einem Unternehmen 

nachweisbar sind, wird ein Schneeballeffekt zu 

einem wachsenden Verbund aus autarken Syste-

men führen. (Stichworte: Bottom-Up-Strategie, 

„Kreative Aufwärtsspirale“)
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Umsetzung   

Ausgangspunkt des Projekts ist ein Finanzie-

rungskonzept, das neben Eigenmitteln regio-

nale und nationale Fördermittel akquiriert. Die 

einzelnen Unternehmen sollen als autarke Sys-

teme betrachtet werden, die jeweils für sich die 

Erzeugung, Speicherung und den Verbrauch von 

elektrischer Energie realisieren und dafür in der 

Startphase eine Flotte von Elektro-Fahrzeugen 

einsetzen. Jedes Unternehmen setzt eine Fahr-

zeugflotte ein, mit der die Realisierung und Be-

wertung des Micro Grids in Verbindung mit der 

Elektromobilität möglich ist. Die Flottensteue-

rung und auch die notwendige Datenerfassung 

erfolgt über eine noch zu entwickelnde Soft-

warelösung, die als Steuereinheit in jedem Un-

ternehmen stationiert wird (möglicher Input aus 

einer Hochschule/Universität durch Forschungs- 

oder Promotionsarbeit). Hier können Fahrten 

und Ladestellen gebucht werden. Die Fahrzeu-

ge sollen weiterhin als mobiler Internetknoten 

in die Flottensteuerung eingebunden werden, 

so dass eine Datenerfassung auch während der 

Fahrt für Forschungszwecke ermöglicht wird 

und verschiedene Bezahlverfahren für die Ener-

gieaufnahme integrierbar sind. Für die öffentli-

che Visualisierung der Energieflüsse kommt ein 

breites Spektrum von Akteuren in Betracht, wo-

bei interdisziplinäre Kompetenzen gefragt sind.

Es gibt an den einzelnen Standorten der Un-

ternehmen lokale kleine Erzeugungseinheiten 

unterschiedlicher Art (PV-Anlagen, Blockheiz-

kraftwerke etc.) und verschiedene lokale Spei-

cher (Akkus/Batterien in den E-Cars, innovative 

ortsfeste Speichertechnologien etc.). Diese Kom-

ponenten sind miteinander vernetzt (z.B. durch 

objektbezogene Kommunikation zwischen ver-

teilten Energie-Ressourcen) und an eine lokale 

Leitwarte für die Betriebsführung des autarken 

Systems gekoppelt. Dabei werden internetba-

sierte Lösungen genutzt, je nach Komponente 

funk- oder leitungsbasiert. An den verschiede-

nen Standorten der Unternehmen gibt es Stell-

plätze für Elektrofahrzeuge, die über entspre-

chende intelligente Ladesäulen direkt in das 

Micro Grid eingebunden werden, zum einen 

zum Laden als Energiesenke, zum anderen zum 
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Einspeisen als Energiequelle. Die Elektrofahrzeu-

ge kommunizieren den Zustand ihrer Batterie 

an die Leitwarte. Der Fahrer kann z.B. über sein 

Smartphone Anforderungen wie Standzeit des 

Fahrzeugs, Fahrziel etc. weitergeben. Das ermög-

licht es der Steuerung im Micro Grid, den Lade- 

oder Speichervorgang optimiert darauf auszu-

richten. An den Stellplätzen stehen Lade- und 

Anbindungstechnologien zur Verfügung. Das 

betrifft die energietechnische und die kommu-

nikationstechnische Anbindung, über die eine 

sichere Abrechnung der Energieflüsse zwischen 

Fahrzeug und Netz ermöglicht wird.

 Die Auswirkungen auf die Integration der unter-

schiedlichen Technologien sind damit sichtbar. 

Das lokale Leitsystem erlaubt eine Echtzeit-Über-

wachung und Steuerung des Micro Grids. Neben 

dem Monitoring erfolgen Netzprognosen, die 

auch Wetter- und Verkehrsdaten sowie sonstige 

Randbedingungen der dezentralen Energiever-

sorgung in die Steuerung des lokalen Netzes 

einbinden. 

In einem fortgeschrittenem Stadium des Pro-

jekts verfügen die autarken Micro Grids der 

Einzelunternehmen über eine Schnittstelle, um 

Energie ins regionale Netz einzuspeisen und zu 

entnehmen.

Dies schafft ein skalierbares Gesamtsystem, 

in das Micro Grids weiterer Unternehmen ein-

gebunden werden können. Diese notwendi-

ge Skalierbarkeit ist ein wesentliches Element 

des dezentralen Ansatzes. Die Verknüpfung der 

autarken Micro Grids über die Schnittstellen er-

laubt eine gegenseitige Abpufferung von Spit-

zenlasten. Somit könnten Energie-Kontingente 

zwischen Unternehmen für Werksverkehre aus-

getauscht werden, auch außerhalb der Ladebe-

darfszeiten. Es sind Fragen des Energie-Roaming 

und der Abrechnungsmodalitäten zu untersu-

chen, inklusive der Leistung des regionalen Ver-

teil-Netzbetreibers.

Potentielle Projektpartner

RheinEnergie, Bayer AG Leverkusen, Kölner 

Verkehrsbetriebe, Kölner Taxi- und Carsha-

ring-Unternehmen, Stadtverwaltung, Abfallwirt-

schaftsbetriebe, Flughafen Köln-Bonn, Logisti-

kunternehmen wie DHL, Fahrzeughersteller wie 

Ford und Toyota.
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Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 4 von 5

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 2

Durchschnittswert: Priorität 2

Externe Experten

Das Projekt hat mit seinen Eckpunkten Erneu-

erbare Energien, Smart Micro Grids, Elektromo-

bilität und Visualisierung das Potenzial für eine 

hohe Strahlkraft sowohl in der Öffentlichkeit als 

auch politisch. Es wird allerdings nicht deutlich, 

warum der Fokus auf dezentrale Micro Grids ge-

legt wird. 

Wirksamkeit für das Klima: Das Projekt wird als 

Pilotverfahren voraussichtlich nur geringfügige 

Auswirkungen auf CO2-Emissionen haben. Es 

wird davon ausgegangen, dass eine effizente 

Steuerung  über Smart Grids zu Energieeinspa-

rungen von ca. 1 ‐ 2% führen kann. In seiner Ver-

schränkung von Erneuerbaren Energien, Micro 

Grids und sinnlicher Erfahrbarkeit hat das Projekt 

aber einen hohen Innovationsgrad.

Experten-Workshop

Idee wichtig als Zukunftsthema, aber nicht pri-

oritär, im Gesamtkonzept zu erwähnen, Umset-

zung in einem Pilotprojekt testen, Unterschied 

Smart Grid/ Smart Meter definieren.

Nutzen-Aufwand-Relation

Hoch - es sollte Klarheit über den möglichen 

Mehrwert gegenüber zentralen Netzen herge-

stellt werden. Für die Stadt Köln ist ein solches 

Projekt qua Definition unwirtschaftlich. Durch 

den starken Bezug zur Öffentlichkeitsarbeit und 

sinnlichen Erfahrbarkeit können allerdings lang-

fristige Lerneffekte erzielt werden.
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Chancen der Umsetzung

Das Projekt ist zu unspezifisch beschrieben und 

hat eher den Charakter eines zu fokussierenden 

Forschungs- bzw. Pilotprojektes. Für die Stadt 

Köln und seine Klimaschutzaktivitäten sind nur 

wenige Ansatzpunkte gegeben, lediglich in vor-

bereitenden Phasen kann die Stadt dazu beitra-

gen, Unternehmen für Pilotprojekte zu identifi-

zieren. Es gilt zu begründen, warum dezentrale 

Netze höhere Effekte erzielen als zentrale, in die 

Anteile erneuerbarer Energien  über den Bun-

desstrommix einfließen. Es wird empfohlen, eine 

Pilotstudie zu konzeptionieren.
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Hintergrund & Begründung

Der Klimawandel ist kein Thema der Zukunft, 

sondern ist bereits heute von großer Bedeu-

tung. Manche Folgen der Klimaveränderungen, 

zum Beispiel die Zunahme von Starkregenereig-

nissen, lassen sich zum Teil nicht mehr abwen-

den. Mit den mittelfristig verfügbaren Klimamo-

dellen sind Starkregenereignisse weder räumlich 

noch zeitlich ausreichend präzise vorhersagbar. 

Prinzipiell können derartige Extremwetter über-

all auftreten, wenngleich nicht immer mit der-

selben Wahrscheinlichkeit. Vollkommen sichere 

und kleinteilige Modelle, mit denen der Eintritt 

kleinräumiger Unwetter und daraus resultieren-

der Sturzfluten lokalisiert werden kann, werden 

langfristig nicht vorliegen. Auch die verfügbaren 

historischen Analysen reichen nicht aus. Ihre Be-

obachtungsperiode ist zu kurz, um verlässliche 

Vorhersagen für das lokale Auftreten sommerli-

cher Starkniederschläge treffen zu können.

Die allgemeine Modellaussage, dass die Häu-

figkeit und Intensität von Starkregen und Sturz-

fluten mit der Klimaänderung zunehmen wird, 

erzeugt nichtsdestoweniger einen Handlungs-

bedarf zur Risikovorsorge. Dies betrifft insbe-

sondere Ballungsräume wie die Stadt Köln. Auf-

grund der Dichte von Personen und Sachwerten 

liegt für diese ein erhöhtes Schadenspotenzial 

vor. Überflutungen als Folge von Überlastungen 

der Kanalisationssysteme gefährden die Hygie-

ne, den Gebäudebestand sowie den Betrieb von 

Infrastrukturnetzen. Gleichzeitig erschweren die 

anhaltende Raumnutzungskonkurrenz sowie 

das städtebauliche Leitbild der inneren Verdich-

tung eine ausreichende Bereitstellung von Re-

tentionsflächen.

Der Klimawandel zwingt auch die Stadt Köln, 

den Siedlungsbestand an zunehmende Starkre-

Leitprojekte Energie und Klima 
Multifunktionale Freiflächennutzung zum Wasserrückhalt 

bei Starkregen



gen anzupassen. Insbesondere dem Städtebau 

wird bei dieser Risikovorsorge eine besondere 

Bedeutung beigemessen. Die Notwendigkeit, 

die Stadt an zunehmende Starkregenereignisse 

anzupassen, wird in Zukunft nicht mehr alleine 

eine Angelegenheit der Siedlungswasserwirt-

schaft sein, sondern immer mehr die Aufgaben 

der Stadtgestaltung und der Freiraumplanung 

bestimmen. Die städtische Planung ist gefordert, 

resiliente Raum- und Infrastrukturen zu entwi-

ckeln und künftige Gefährdungen zu vermeiden 

bzw. abzumildern. Es ist daher notwendig, dass 

die wasserwirtschaftlichen Belange bzw. die 

Auswirkungen von Starkregen auf Raumnutzun-

gen künftig bereits in einem frühen Stadium der 

städtebaulichen Prozesse berücksichtigt wer-

den.

Bisher nimmt der Überflutungsschutz in der 

städtebaulichen Praxis einen untergeordneten 

Stellenwert ein. Da die Klimaprognosen auf loka-

ler Ebene mit großen Unsicherheiten verbunden 

sind, beschränkt man sich darauf, die gesetz-

lich vorgegebenen Dimensionierungsmaßstäbe 

für Kanäle einzuhalten. Auch die Richtlinien für 

Entwässerungsanlagen verlangen bislang keine 

Maßnahmen zur Anpassung der Infrastrukturen 

an klimatische Veränderungen. Eine Anpassung 

der Kanalsysteme an die Folgen des Klimawan-

dels ist nicht leistbar. Selbst für den Fall, dass 

Extrem-Niederschläge in Zukunft häufiger auf-

treten, sind unterirdische Ableitungssysteme in 

dieser Größenordnung weder finanzierbar noch 

in Trockenzeit zu betreiben. Es wird daher zu-

künftig kaum vermeidbar sein, dass regelmäßig 

Wasser aus der Kanalisation austritt und Starkre-

genabflüsse auf der Oberfläche abgeleitet wer-

den.

Um die daraus entstehenden Schäden zu mi-

nimieren, muss dieser Abfluss jedoch gesteuert 

erfolgen. Städtebau und Wasserwirtschaft sind 

daher gefordert, gemeinsam flexible Anpas-

sungslösungen zu entwickeln, die darauf aus-

gerichtet sind, im Siedlungsbestand bestehen-

de Anfälligkeiten und Schadenspotenziale zu 

verringern. Derartige Strategien müssen sowohl 

dezentrale Maßnahmen, wie die Abkopplung 

abflusswirksamer Flächen vom Kanalnetz, als 

auch zentrale Lösungen durch die Schaffung 
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von Notrückhalteflächen im öffentlichen Raum 

mit einbeziehen.  

Kurzbeschreibung der Idee: 

Eine geeignete und flexible Möglichkeit, unkont-

rollierte Überflutungen in Siedlungsgebieten zu 

verhindern bzw. zu reduzieren, bietet sich durch 

eine multifunktionale Flächennutzung. Dabei 

werden Freiflächen mit einer vorrangig anderen 

Nutzung (z.B. Parkplätze, Straßen, Sportanlagen 

etc.) im Ausnahmefall eines Starkregens für kur-

ze Zeit gezielt geflutet, um dadurch Schäden von 

besonders verwundbaren Bereichen abzuwen-

den (siehe Skizze zu Beginn des Textes). Nach 

Ende des Ereignisses werden die gespeicherten 

Abflüsse gedrosselt dem Kanalnetz oder umlie-

genden Gewässern zugeführt.

Beschreibung der Vorteile

Die Vorteile einer multifunktionalen Flächen-

nutzung liegen neben der Schadensabwehr ins-

besondere in dem ökonomischen Nutzen einer 

solchen Lösung. Vor dem Hintergrund leerer 

kommunaler Kassen können zunächst einmal  

hohe Investitionen für den Ausbau des bestehen-

den Kanalnetzes und für die kostenintensive Er-

richtung unterirdischer Regenrückhaltebecken 

vermieden werden. Stattdessen ist eine schritt-

weise und kleinmaßstäbliche Anpassung der lo-

kalen Infrastruktur möglich. Gleichzeitig werden 

durch eine doppelte Nutzung Synergien beim 

Mitteleinsatz für die Wasserwirtschaft und für 

die Gestaltung öffentlicher Freiflächen bzw. den 

Straßenbau erzielt. Die ohnehin geplante Ver-

besserung der Aufenthaltsqualität öffentlicher 

Räume sowie notwendige Instandsetzungen 

von Verkehrsflächen können mit Maßnahmen 

zum städtischen Überflutungsschutz verknüpft 

werden. Nicht zuletzt bietet sich die Chance, den 

öffentlichen Raum durch das Element Wasser 

gestalterisch aufzuwerten und den Klimawandel 

sichtbar werden zu lassen. Anders als beispiels-

weise in den Niederlanden (z.B. in Rotterdam) ist 

die Idee von „Wasserplätzen“ in Deutschland bis-

her noch relativ wenig verbreitet. Für die Stadt 

Köln wird daher vorgeschlagen, ein Konzept 

für ein Netzwerk von öffentlichen Plätzen und 
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Freiflächen zu entwickeln, welche so gestaltet 

sind, dass sie im Falle eines Extremereignisses 

das Niederschlagwasser temporär zurückhalten 

können. Da man in der Kölner Innenstadt nicht 

überall über ausreichende öffentliche Flächen 

verfügt, die sich topographisch bzw. wasser-

wirtschaftlich für eine multifunktionale Nutzung 

eignen, sollten auch Fahrbahnen bzw. Parkstrei-

fen von Erschließungsstraßen, die keine Haupt-

verbindungsfunktion erfüllen, zum temporären 

Wasserrückhalt herangezogen werden. Für ge-

eignete Standorte wird im Rahmen anstehender 

Instandsetzungsmaßnahmen eine entsprechen-

de Neudimensionierung der Bordsteine und der 

baulichen Verkehrsberuhigungselemente sowie 

eine Tieflage der straßenbegleitenden Parkplät-

ze und Grünanlagen vorgeschlagen.

Mögliche Verfahren der Verwirklichung

Zur Planung und Umsetzung einer multifunk-

tionalen Flächennutzung in Köln bedarf es zu-

nächst einer Gefährdungsanalyse des Stadtge-

bietes. Überflutungspläne, die sich bisher nur auf 

die Hochwasserführung des Rheins bezogen ha-

ben, sollten hierzu auf die innerstädtischen Ent-

wässerungssysteme erweitert werden. Um die 

Ausbreitung austretender Wassermengen auf 

der Oberfläche jenseits der Gewässer zu erfas-

sen, müssen die vorhandenen Kanalnetzmodel-

le mit topographischen Daten kombiniert wer-

den. Um eine Risikoeinschätzung und Aussagen 

über den Handlungsbedarf treffen zu können, 

sollte schließend eine Verwundbarkeitsanalyse 

durchgeführt werden, bei der die überflutungs-

gefährdeten Bereiche mit standortbezogenen 

Informationen zur Flächennutzung oder zu sen-

siblen Infrastrukturen (z.B. soziale Einrichtungen, 

unterirdische Verkehrssysteme etc.) überlagert 

werden. Sobald die anfälligen Bereiche im Stadt-

gebiet identifiziert sind, kann eine Priorisierung 

der Anpassungsmaßnahmen erfolgen und ge-

eignete Standorte für einen temporären Was-

serrückhalt auf Verkehrsflächen können gesucht 

werden.

Für den multifunktionalen Gebrauch von Ver-

kehrsflächen eignen sich nur solche, die auf-

grund ihrer Lage, Nutzung und Gestaltung 
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vorübergehend eine schadensfreie oder scha-

densarme oberirdische Ableitung ermöglichen. 

Fragen der Verkehrssicherheit und der Barriere-

freiheit, aber auch die Zuständigkeiten für die 

Instandhaltung der betroffenen Fläche sind da-

her frühzeitig zu klären. Um Interessenkonflikte 

bei der Gestaltung multifunktionaler Räume zu 

vermeiden, muss ihre Umsetzung in einen inten-

siven Dialogprozess unterschiedlicher Akteurs-

gruppen eingebunden werden. Die derzeitigen 

Aktivitäten des DKK sowie die Maßnahmen zur 

stadtgestalterischen Umsetzung des „Master-

plans Kölner Innenstadt“ bieten hierzu geeigne-

te Anknüpfungspunkte.

Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 1 von 4

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer: 

Priorität 2

Durchschnittswert: Priorität 2

Externe Experten

Die Strahlkraft und die Funktion des Projektes 

würde in der Öffentlichkeit spätestens beim 

Eintreten von Hochwasserereignissen sichtbar. 

Eine Entwicklung von „Wasserplätzen“ könnte 

auch dazu beitragen, zusätzliche Freiflächen auf 

dem Stadtgebiet zu erschließen und somit die 

Lebens- und Aufenthaltsqualität von Quartie-

ren vergrößern. Das Projekt befasst sich mit dem 

oberirdischen Wasserrückhalt von Hochwasser 

nach extremen Niederschlagsereignissen auf ei-

gens hierfür vorgesehenen Freiflächen. Die Wirk-

samkeit des Projektes ist als hoch einzustufen, da 

der oberirdische Rückhalt von Hochwasser kos-

tengünstiger ist als aufwändige Kapazitätserwei-

terungen der Abwasserinfrastruktur. Der Innova-

tionsgrad ist hoch, da das Projekt eine Logik des 

(Ab-)Wassermanagements vorschlägt. Die Über-

tragbarkeit eines derartigen Projekts auf andere 

Städte wäre gegeben.
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Experten-Workshop

Thema der Idee wichtig, vorgeschlagene Umset-

zung diskussionswürdig.

Nutzen-Aufwand-Relation

Hoch, da Abwassermanagement in kostengüns-

tiger Form vorgeschlagen wird.

Chancen der Umsetzung

Moderat - langfristig günstig:

Das Investitionsvolumen für Wasser-Entsorger 

und Stadt ist hoch. Allerdings könnten so ohne-

hin geplante Investitionen in die Abwasserinfra-

struktur verringert werden. Zudem müssten für 

die in Frage kommenden Flächen eigentums-

rechtliche Fragen geklärt und ggf. Grundstücke 

erworben werden.
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Für den Handlungsbereich Energie und Klima 

wurden seitens der DKK-Teilnehmer Ziele und 

Maßnahmen für die Weiterentwicklung laufender 

und neuer energiebezogenen Aktivitäten vorge-

schlagen. Praktische Vorbilder für die vorab skizzier-

ten Ziele (u.a. Klimaschutzkonzept umsetzen, Umbau 

der Energieerzeugung  und Fern- und Nahwärmever-

sorgung, soziale Tragbarkeit von Nachhaltigkeit… 

-  siehe  Seiten 51-53) können in der Stadt folgende 

Leitprojekte sein:

1. Multifunktionale Freiflächennutzung  

     zum Wasserrückhalt bei Starkregen 

Manche Folgen der Klimaveränderungen, z.B. die 

Zunahme von Starkregenereignissen, lassen sich 

nicht mehr vollständig abwenden. Mit den mittel-

fristig verfügbaren Klimamodellen sind Starkrege-

nereignisse weder räumlich noch zeitlich ausrei-

chend präzise vorhersagbar. Geschaffen werden 

sollen mittel- und langfristig geeignete und flexible 

Möglichkeiten, im Stadtgebiet unkontrollierte 

Überflutungen zu verhindern bzw. zu reduzieren. 

Mit einer multifunktionalen Flächennutzung werden 

Freiflächen mit einer vorrangig anderen Nutzung 

(z.B. Parkplätze, Straßen, Sportanlagen etc.) im Aus-

nahmefall eines Starkregens für kurze Zeit gezielt 

geflutet, um dadurch Schäden von  verwundbaren 

Bereichen abzuwenden. 

2. Erzeugung von Regelenergie 

In vielen Einrichtungen und Unternehmen (Feu-

erwehr, Krankenhäusern, Industrieunternehmen) 

stehen Notstromaggregate. Diese können im Prin-

zip auch zum Abfangen und Ausgleichen von Ver-

brauchsspitzen im Stromnetz genutzt werden. 

Durch die zunehmende Menge eingespeisten 

Stroms aus Windkraft- und Solaranlagen wird im-

mer mehr „Regelstrom“ zum Ausgleich schwan-

kender Einspeisungen benötigt. In einem Er-

probungsprojekt soll mit einer Bündelung von 

Notstromaggregaten (inklusive BHKWs) Regelstrom 

produziert und auf dem Markt angeboten werden. 
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3. Erneuerbare Energien in der Großstadt Köln

 managen und sinnlich erfahrbar machen 

 

Ein heute noch visionäres aber langfristig unum-

gängliches Ziel im Sinne des Klimaschutzes und der 

Versorgungssicherheit ist die 100-prozentig CO2-neu-

trale Energiebereitstellung in Verbindung mit einem 

maximal realisierbaren Grad an verbrauchernaher 

dezentraler Erzeugung. Mit Hilfe geeigneter Unter-

nehmen sollen sogenannte „Micro Grids“ aufgebaut 

werden, die autark, d.h. netzunabhängig, arbeiten 

und Elektro-Fahrzeuge einsetzen. Es geht um einen 

beispielhaften Ausschnitt von Produktion, Speiche-

rung und Verbrauch von erneuerbaren Energie inner-

halb von Unternehmen, welcher in diesem kleinen 

Anwendungsrahmen überschaubar und gut steuer-

bar ist. Bestandteile des jeweiligen Micro Grids sind 

elektrisch betriebene Transporter, Autos, Roller und 

Pedelecs, die sowohl als Verbraucher als auch Spei-

cher genutzt werden. In einer späteren Phase des 

Projekts können weitere Energie-Verbraucher bzw. 

-Speicher angekoppelt werden.

(Anmerkung zur Realisierung: ein Zeitplan zum empfohle-

nen Ablauf findet sich  auf Seite 59.)
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Hintergrund & Begründung

Ein Festhalten an fossilen Energieträgern ist 

mit zunehmenden Umweltschäden verbun-

den, wie der Klimawandel oder die Deepwater- 

Horizon-Katastrophe im Golf von Mexiko zeigen. 

2009 wurde in Deutschland 91 Prozent der Pri-

märenergie durch nicht-erneuerbare Energieträ-

ger wie Erdöl (35%), Kohle (22%), Erdgas (22%) 

und Kernkraft (11%) produziert [Quelle: BMWi]. 

Erdöl wird in wenigen Jahrzehnten zuneige ge-

hen, aber die Endlichkeit dieser Ressource ist 

bereits jetzt spürbar, da das Ölfördermaximum 

(Peak Oil) bereits erreicht sein könnte. Infolge-

dessen führt das Auseinanderklaffen von Ange-

bot und Nachfrage von Erdöl unwiederbringlich 

zu stetig steigenden Preisen – nicht nur an den 

Tankstellen, sondern auch auf dem weltweiten 

Nahrungsmittelmarkt. In seinem aktuellen Be-

richt „Peak Oil – Sicherheitspolitische Implikatio-

nen knapper Ressourcen“ nennt das Zentrum für 

Transformation der Bundeswehr 2010 als wahr-

scheinlichen Zeitpunkt des weltweites „Peak Oil“. 

Der Bericht fasst damit die Ergebnisse vieler wis-

senschaftlicher Studien zusammen. Das Ende 

des fossilen Zeitalters ist unausweichlich – aber 

die Kosten werden nur dann begrenzt bleiben,  

wenn die Gesellschaft selbst die Transition einlei-

tet und die enger werdenden Spielräume nutzt. 

Wie kann sich Köln auf das baldige Ende des 

Erdöls vorbereiten? Bereits in den 1970er Jahren 

führte die Erdölkrise zu verkehrsfreien Wochen-

enden in Deutschland. Auf den Autobahnen sah 

man keine Autos mehr, sondern Menschen, die 

Rad fuhren, spazieren gingen und spielten. Am 

18. Juli 2010 wurde die Autobahn A40 gesperrt. 

An dem Wochenende fand dort ein Massenpick-

nick statt. Das Projekt „Still-Leben“ war eines der 

erfolgreichsten im Rahmen des Programms der 

Europäischen Kulturhauptstadt 2010.

Leitprojekte Kultur und Bildung
 Kölner Sonntag der Nachhaltigkeit

 



Kurzbeschreibung der Idee

An einem Sonntag pro Jahr wird Köln eine ver-

kehrsfreie Stadt. Auf den Straßen finden Pick-

nicks statt. Sportvereine organisieren Turniere. 

Es wird Fußball, Tennis und Volleyball gespielt. 

Es gibt Konzerte, aber auch Initiativen der Zivil-

gesellschaft, die sich vorstellen. Bauern aus der 

Region kommen nach Köln, um ihre Produkte 

bekannt zu machen. Regionale Wirtschaftskreis-

läufe werden gestärkt. Es finden Podiumsdiskus-

sionen auf der Straße statt. Köln wird für einen 

Tag zu einem Labor, in dem Strategien und Maß-

nahmen für eine „Post Oil City“ nicht nur debat-

tiert, sondern konkret ausprobiert und gezeigt 

werden. Die Bevölkerung ist nicht nur Zuschau-

er, sondern soll selbst für einen Tag Maßnahmen 

umsetzen. Für Besucher von außen ist die Stadt 

an dem Tag nur durch öffentliche Verkehrsmittel 

erreichbar. An jedem „Kölner Sonntag der Nach-

haltigkeit“ wird die Einleitung ein neuer kleiner 

Schritt in Richtung „postfossile Gesellschaft“ ge-

feiert, welcher ein ganzes Jahr lang von Stadtrat, 

Zivilgesellschaft, Bildungsinstitutionen und Un-

ternehmen gemeinsam vorbereitet wird. 

Zu diesen kleinen Schritten kann folgendes zäh-

len:

•	 eine bestimmte Supermarktkette verpflich-

ten sich in Köln, Plastiktüten und -flaschen 

durch Alternativen zu ersetzen,

•	 eine weitere Straße wird  

zur Fußgängerzone deklariert,

•	 eine neue Buslinie wird eingerichtet,

•	 ein altes Industriegelände wird renaturiert,

•	 ein neuer Markt mit Produkten aus der 

Region wird eingeweiht.

Beschreibung der Vorteile

•	 Die Bevölkerung wird psychologisch auf ra-

dikale Veränderungen vorbereitet, die auf 

jeden Fall stattfinden werden.

•	 Die Stadt wird Vorreiter eines Prozesses. Es 

entsteht ein Know-How, das international 

gefragt wird.

•	 Das Image, die Attraktivität von Köln als 

innovative Stadt und die Identifikation der 
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Bevölkerung mit ihren Institutionen (und 

umgekehrt) wird gestärkt.

•	 Energie wird gespart, Kosten gesenkt.

•	 Die Wirtschaft der Region wird gefördert. 

Es entsteht ein Markt für neue  

nachhaltige Produkte.

•	 Die Umwelt-und  

Lebensqualität nehmen zu.

•	 Es entstehen neue  

Kooperationsnetzwerke.

•	 Die angewandte Forschung und die Bil-

dung werden im Sinne der Nachhaltigkeit 

gefördert.

Mögliche Verfahren der Verwirklichung

•	 Es wird eine Arbeitsgruppe gebildet, in der 

Zivilgesellschaft, Kultur, Medien, Wissen-

schaft, Wirtschaft und Politik vertreten 

sind. Diese Gruppe hat ein Jahr Zeit, um 

ein Konzept entwickeln. 

•	 Bei einer Konferenz werden Vertreter 

anderer Städte eingeladen, die Schritte in 

Richtung „Post Oil City“ eingeleitet haben.

•	 Ein Managementbüro wird eingerichtet, 

um den ersten Kölner Sonntag für Nachtig-

keit zu organisieren.

Bewertung durch externe Experten und 

DKK-Experten-Workshop 

Einordnung externe Bewertung: 

Rang 1 von 6; 4 von 8

Einordnung DKK-Workshop-Teilnehmer:  

Priorität 2 

Durchschnittswert: Priorität 2

Externe Experten

Gute Idee, vielfach realisiert mit hoher Strahl-

kraft auf linearen Achsen außerhalb von Städ-

ten. Im urbanen Kontext Sperrung A 40 im Jahr 

2010 als Vorbild. Besonderheit: ganze Stadt, 

ganzes Straßennetz. Verkehrsfrei meint „autover-

kehrsfrei“, d.h. es soll ganz viel Fuß + Radverkehr 

+ ÖPNV, ggf. auch Elektromobilität stattfinden. 

Temporär sehr klimarelevant, hohe soziale und 
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kulturelle Strahlkraft, als gesamtstädtisches Pro-

jekt einer Millionenstadt relativ einmalig. Wich-

tig wäre, an dem Tag auch die vielen gepark-

ten Autos loszuwerden, d.h. Abstellen an der 

Peripherie als Gemeinschaftsaktion. Erfordert 

hohen Organisationsaufwand und langfristige 

Vorbereitung hat nur temporären Effekt, aber 

ist spektakulär. Muss mit vielen positiven Akti-

vitäten (Kunst, Kultur, Sport, Gastronomie etc.) 

verbunden werden, einschlägigstes Vorbild: 

Streetlife Festival München, organisiert durch 

Green City, ggf. von dort Inspirationen holen. 

Experten-Workshop

Idee wurde am 15.9.2013 in Ehrenfeld umgesetzt 

- 2014 für Sülz und Ehrenfeld in vorbereitung, die  

Weiterführung unterstützen.

Nutzen-Aufwand-Relation

Hoch, aber durch ehrenamtliche Arbeit seitens 

der Bürgerschaft mit relativ geringen Mittel um-

setzbar.

Chancen der Umsetzung

Sehr gut, für 2013 bereits erfolgt. Das Problem 

der Verstetigung und der routinemäßigen Un-

terstützung durch die Stadt muss gelöst werden, 

um in den kommenden Jahren weitere Aktions-

tage durchführen zu können.
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1.	 Charta von Leipzig (EU 2007: Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt, -deren Inhalte und Hintergründe-
werden ausführlich beschreiben unter http://www.bmvbw.bund.de/SharedDocs/DE/Artikel/SW/leipzig-charta-zur-
nach haltigen-europaeischen-stadt.html?nn=35776 )

2.	 RNE 2010 (Herausgegeben von den Oberbürgermeistern der Städte Augsburg, Bonn, Erfurt, Freiburg, Friedrichsha-
fen, Hannover, Heidelberg, Konstanz, Leipzig, Ludwigsburg, Lüneburg, München, Norderstedt, Nürnberg, Ravensburg 
und Tübingen): Strategische Eckpunkte für eine nachhaltige Entwicklung in Kommunen.

3.	 Zur Initiative „Dialog nachhaltige Stadt“ siehe auch die von ihr initiierte Studie „Städte für ein nachhaltiges Deutsch-
land“ (RNE 2011 unter http://www.nachhaltigkeitsrat.de/uploads/media/Broschuere_Staedte_fuer_ein_nachhalti-
ges_Deutschland_texte_Nr_36_Juni_2011.pdf )

4.	 Statz, A.; Wohlfahrt, Ch.; (Heinrich Böll Stiftung als Hrsg.) (2010): Kommunale Partnerschaften und Netzwerke - Ein 
Beitrag zu einer transnationalen Politik der Nachhaltigkeit, Heinrich-Böll-Stiftung - Schriften zur Demokratie, Band 20; 
Berlin 2010

5.	 (ebenda S. 51: „Köln hat seit 1958 eine Ringpartnerschaft mit fünf Städten der Gründerstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften: Rotterdam (NL), Lille (F), Lüttich, (B), Turin (I) und Esch-sur-Alzette (L). Die damals eingegangenen 
Verpflichtungen sollten künftig um die Dimension des nachhaltigen Wirtschaftens und des Umweltschutzes erwei-
tert werden“)

6.	 siehe http://www.stadt-koeln.de/1/presseservice /mitteilungen/2013/07956/ und auchhttp://www.katalyse.de/the-
men/institut/neuigkeiten/klimapartnerschaft-rio-de-janeiro-corinto-k%C3%B6ln

7.	 http://www.stadt-koeln.de/3/umwelt/klima/klimaschutz/07873/
8.	 http://www.masterplan-koeln.de/
9.	 http://www.koelner-gruen.de/CMS/Gruenguertel__Impuls_2012.mfpx
10.	 http://www.smartcity-cologne.de/
11.	 http://www.koelnagenda.de/Indikatoren
12.	 http://www.aalborgplus10.dk/default.aspx?m=2&i=371
13.	 die Langfassungen der Ziele finden Sie in den DKK-Workshop-Protokollen auf der DKK-Homepage, z.B. unter  

http://www.koelnerklimawandel.de/fileadmin/workshops/DKK_Workshop_EXP_1_Protokoll.pdf

1.	 Siehe:http://www.stadt-koeln.de/leben-in-koeln/umwelt-tiere/klima/integrierte-klimaschutzkonzepte-ener-
gie-und-verkehr

2.	 siehe Anlage 3.1 (Sofortprogramm „Impuls 20ELF“ …) zu TOP 10.9 – „Klimaschutzkonzept Köln - vorgezogenes Sofort-
maßnahmenprogramm 2012“ – der Ratssitzung am 20.12.2011
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Endnoten

1.	 ...und natürlich auch als Bürgerin, Leserin usw.! Wir nutzen aus Gründen der Lesbarkeit in diesem Bericht aber immer 
nur eine sprachliche Form, da wir z.B. Wörter wie LeserIn, BürgerInnen usw. zwar für geschlechtergerecht aber leider 
auch für nicht angenehm lesbar halten.

2.	 ... einfach ausgedrückt die ökologisch-, ökonomisch- und sozial- gerechte Entwicklung von Städte und Kommunen

Ab Seite 14

Seite 6

Seite 131 und 132



Anhang

Kreativität aus der Bürgerschaft
 

Übersicht aller eingereichten  
Leitprojekt-Ideen 
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